
Was macht die EU, wenn ihr
das Ergebnis einer Volks-

befragung in einem ihrer Mit-
gliedsstaaten nicht gefällt? Sie
lässt noch einmal abstimmen.
Das hat man bereits mit den Iren
2001/2002 und 2008/2009 bei
den Verträgen von Nizza und
von Lissabon so gemacht. Und
mit den Briten soll das möglichst
wiederholt werden. Beim Ver-
trag von Lissabon hat man die
Iren mit Zuckerbrot dazu ge-
lockt, beim zweiten Mal „rich-
tig“ zu wählen. Den Briten hat
der französische EU-Chefunter-
händler Michel Barnier die Fol-
terwerkzeuge präsentiert, damit
sie bei einem zweiten Mal nicht
wieder „falsch“ wählen.

Die neueste Variante ist nun,
dass Großbritanniens Bevölke-
rung nicht noch einmal zwi-
schen dem Brexit und dem
Verbleib in der EU abstimmen
soll, sondern ob es den von
ihrem Premier Boris Johnson
mit Brüssel ausgehandelten
„neuen Deal möchte, oder ob
sie in der EU verbleiben
möchte“. So äußerte sich bei-
spielsweise die Vizepräsidentin
des Europaparlaments Nicola
Beer. Dieser Vorschlag ist clever,
zwingt er doch Unterstützer
eines harten Brexit, entweder
Johnsons Deal zuzustimmen
oder sich zu enthalten. 

Der Vorschlag ist aber nicht lo-
gisch. Gegen den Verbleib in der
EU haben sich die Briten nämlich
schon beim ersten Referendum
entschieden. Es müsste also nun
um die Detailfrage gehen: „Was
für ein Brexit?“ Wenn man denn
wirklich Johnsons Deal den Bri-
ten zur Abstimmung vorlegen
möchte, müsste die logische Al-
ternative deshalb nicht ein Ver-
bleib in der EU sein, sondern ein
harter Brexit ohne Vertrag. Soll-
ten dies die beiden Wahlmög-
lichkeiten sein, wäre ein er   neu-
tes Referendum tatsächlich lo-
gisch und demokratisch.

MANUEL RUOFF:

Referendum

Der Strom schwillt wieder an
Beunruhigende Nachrichten vom Balkan nehmen zu − Wiederholt sich 2015?

Die Strom über die „Balkanroute“
schien weitgehend verebbt. Doch
nun mehren sich Nachrichten, die
erschreckend an 2015 erinnern.

Ein langer Treck ausschließlich
junger Männer orientalischen und
in Einzelfällen ostafrikanischen
Aussehens marschiert, von der
bosnischen Polizei eskortiert, eine
Landstraße entlang. Nicht von
Angst oder Erschöpfung sind sie
gezeichnet, wie sie verzweifelte
Kriegsflüchtlinge ausstrahlen.
Vielmehr strahlen die Männer
jene Entschlossenheit von Men-
schen aus, die energisch ihrem
Ziel entgegenschreiten. Es sind
Bilder, wie sie von 2015 bekannt
sind. Doch sie sind nur wenige
Tage alt.

Was dieses Ziel sein könnte,
ahnte die Bundespolizeidirektion
schon Anfang des Monats. Deren
Zentrale in Potsdam ordnete die

einzelnen Direktionen an, „sofort
... die grenzpolizeilichen Maßnah-
men zu intensivieren“. Auslöser
der Anordnung: Man hatte festge-
stellt, dass die Zahl der Erstan-
träge auf Asyl von Januar bis
August mit 100000 rund viermal
so hoch lag wie die in der Zeit von
der Bundespoli-
zei festgestellten
unerlaubten Ein-
reisen. 

Das legt den
Verdacht nahe,
dass drei von vier
illegal Eingerei-
sten unerkannt über die Grenze
kamen. Dem sollen unter anderem
stichprobenartige Kontrollen an
den Grenzen sowie Fahndung in
einem bis zu 30 Kilometer breiten
Streifen im Inland abhelfen.

Die Anordnung legt die Hilflo-
sigkeit der deutschen Stellen offen.
Von der längst gebotenen durch-

gängigen Kontrolle aller Einreisen
an der Grenze ist erneut nicht die
Rede. Die Ursache dafür liegt
darin, dass die Politik die lücken-
lose Kontrolle untersagt. Das Ver-
sagen ist also politisch gewollt.

Aus Griechenland und den Bal-
kanstaaten erreichen uns derweil

dramatische Mel-
dungen über
chaotische Zu-
stände in Asylla-
gern und steil
ansteigende Zah-
len. Alle dortigen
Staaten überlegen

sich, wie sie unberechtigte Einrei-
sen verhindern oder illegal Einge-
reiste wieder loswerden könnten. 

Berlin erscheint dagegen − auch
eine Parallele zu 2015 − wie er-
starrt. Auch die Bundespolizei
spricht nicht von Abweisung Ille-
galer, sondern nur von besserer
Erfassung der unerlaubten Immi-

gration oder der Untersuchung der
Schlepper-Strukturen. Weiterhin
dürfte gelten: Wer Deutschland er-
reicht hat, darf im Zweifel bleiben.
Er muss es eben nur schaffen.

Die Rundum-Versorgung durch
den deutschen Sozialstaat greift
als unwiderstehliches Lockmittel
weiter unvermindert. An solchen
„Pull-Faktoren“, welche Menschen
aus der Dritten Welt in Scharen
nach Deutschland ziehen, wurde
seit 2015 nichts geändert.

Diesmal kann in Berlin niemand
behaupten, von der Entwicklung
„überrascht“ zu sein. Das war
schon 2015 kaum zu glauben, nach
den damaligen Erfahrungen ist es
heute vollkommen unglaubwür-
dig. Heute verdüstern sich indes,
anders als vor vier Jahren, die
wirtschaftlichen Aussichten, was
eine neue Welle von Großherzig-
keit im Volk eher unwahrschein-
lich werden lässt.  Hans Heckel

Pendler als Zahlmeister
Das Klimapaket der Bundesre-
gierung trifft den ländlichen
Raum besonders hart
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In der Nähe von Bihac, Bosnien-Herzegowina: Junge Männer auf dem Weg in ein grenznahes Asyllager Bild: Screenshot USKinfo.ba

Krenz und Genossen erkannten die Zeichen der Zeit nicht
Mielke noch Ende Oktober 1989 für »erhöhte Einsatzbereitschaft« – Opposition gewann weiter an Boden 

Dass bei der Leipziger 
Montagsdemonstration am
30. Oktober 1989 wieder

mehrere Hunderttausend Teilneh-
mer gegen das SED-Regime auf die
Straße gingen, war nach den Ereig-
nissen der vorausgegangenen Wo-
chen schon fast keine Sensation
mehr. Etwa 50 große Aktionen wur-
den auf dem gesamten Staatsgebiet
gezählt. Reichlich seltsam mutete es
an, dass in Halle, wo sich 50000 De-
monstranten zusammenfanden,
Volkspolizisten Schärpen trugen,
auf denen zu lesen war: „Keine Ge-
walt“. Als ob es nicht Kennzeichen
der DDR-Revolution des Herbstes
1989 gewesen wäre, dass „Gewalt“
niemals vonseiten der Demonstran-
ten drohte oder gar ausgeübt wurde. 

Bereits die ganze Woche über war
es, meist ebenfalls nicht erstmalig,
in vielen Orten zu Demonstrationen
gekommen. Immer mehr kleinere
Städte reihten sich ein. Anklam und
Demmin waren dabei, Aschersle-
ben, Greiz, Freiberg, Senftenberg
oder Ueckermünde. Unmutsäuße-
rungen gab es in der DDR nun na-
hezu flächendeckend. Angepran-
gert wurde neben vielem anderen
die massive Umweltverschmutzung.

Obwohl deutlich erkennbar war,
wie wenig die Bevölkerung den in-
zwischen als SED-Vorsitzenden am-
tierenden Egon Krenz als Staatschef
wünschte, war dieser am 24. Okto-
ber von der Volkskammer zum
Staatsratsvorsitzenden gewählt wor-
den. Zudem wurde er Vorsitzender

des Nationalen Verteidigungsrates.
Dass er damit alle drei Spitzen-
Funktionen übernahm, die auch
schon Erich Honecker innegehabt
hatte, war nur ein Ausdruck des
mangelnden Gespürs für die Zei-
chen der Zeit. 

Horst Sinder-
mann, Präsident
der Volkskammer
und mit 74 Le-
bensjahren eben-
so greise wie die meisten der noch
immer zäh ihre Plätze verteidigen-
den Machthaber, zeigte sich bei der
Wahl von Krenz arg irritiert. Es hat-
ten sich doch tatsächlich Mitglieder
der Volkskammer gefunden, die
gegen den neuen Staatschef stimm-
ten. Ungeachtet der kleinen Zahl 

– 26 – waren Gegenstimmen nicht
üblich. Dass Sindermanns Aussage,
er werde „das Ergebnis nicht ver-
fälschen“, Selbstironie bezüglich
der bekannten SED-Praxis oder gar
eine Anspielung auf Krenz war, den

Verantwortlichen
für das gefälschte
Ergebnis der DDR-
Kommunalwahl
vom Mai 1989, ist
nicht sonderlich

wahrscheinlich. 
Von wirklicher Bewegung hielt

man in der DDR-Führung nichts.
Erich Mielke, noch immer Staatssi-
cherheitsminister, gab in diesen
Tagen Befehl zur „erhöhten Ein-
satzbereitschaft“. Der General-
staatsanwalt hielt am Straf tat be-

stand des „ungesetzlichen Grenz-
übertritts“ fest und Krenz ließ in
einem Telefonat mit Bundeskanz-
ler Helmut Kohl erkennen, dass er
kaum von der bisherigen Linie ab-
zuweichen gedachte. Beschwichti-
gen wollte man die Bevölkerung
mit besserer Versorgung, wofür der
nahezu zahlungsunfähige Staat Im-
porte ins Auge fasste. 

Wie wenig die Menschen in der
DDR ihrer Führung noch folgten,
erfuhr etwa der Neubrandenburger
SED-Chef, der vor Demonstranten
drohte: „Wenn ihr nicht ruhig seid,
wir können auch anders.“ Er wur-
de ausgelacht. Politbüromitglied
Günter Schabowski stellte sich
immer wieder der Opposition,
aber auch er erklärte noch am

26. Oktober: „Die eingeleiteten
Veränderungen in der DDR sind
sehr spät gekommen, aber nicht zu
spät.“ Am Tag zuvor hatte er, als er-
ster hochrangiger SED-Politiker,
Vertreter des „Neuen Forums“
empfangen. In einer Reihe von Dis-
kussionsveranstaltungen wurde
deutlich, dass die Staatsführung
immer weiter zurückweichen
musste. Obwohl neue Gruppierun-
gen offiziell immer noch nicht zu-
gelassen wurden, konstituierte sich
die seit 1985 existierende „Initia-
tive für Frieden und Menschen-
rechte“ als „politische Vereini-
gung“, der „Demokratische Auf-
bruch“ gab das Vorhaben bekannt,
im Folgejahr als Partei fungieren zu
wollen. Erik Lommatzsch

26 Gegenstimmen in
der Volkskammer
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Im von syrischen Kurden kontrol-
lierten Lager al-Haul, in dem
70000 Angehörige von IS-Mitglie-
dern interniert sind, starteten
kurz nach der türkischen Militär-
intervention Dutzende Frauen ei-
nen zweiten Befreiungsversuch. 

Bereits einen Tag nach dem Ein-
marsch türkischer Truppen im
Nordostsyrien haben Frauen im
syrischen Lager al-Haul, in dem
auch Tausende europäischer
Dschihadisten inhaftiert sind, ei-
nen zweiten Ausbruchsversuch
unternommen. Beim ersten Ver-
such Ende September, bei dem
Anhängerinnen des Islamischen
Staats (IS) das Feuer auf Wachen
eröffnet hatten, waren vier Frauen
erschossen worden. Schon da-
mals hatte Mustafa Bali von der
syrisch-kurdischen Regierung in
einem Tweet die Situation im La-
ger als „stark verschlechtert“ be-
zeichnet, da IS-Kämpfer inner-
halb des Camps eine neue Grup-
pierung durch Frauen gebildet
hätten. 

Die Gewalt fand in einem
„Nebengelände“ des Lagers statt,
in dem etwa 10 000 als besonders
gefährlich eingestufte Ausländer-
innen leben und dort illegale
Scharia-Gerichte betreiben, de-
nen die vier ermordeten Frauen
wegen „unislamischen Verhal-
tens“ zum Opfer gefallen waren.
Hier sind nach Aussagen des Poli-
zeichefs des Lagers, Lawand Ali,
noch 95 Prozent der Bewohnerin-
nen glühende Anhänger des IS.
Nur etwa fünf Prozent hätten ihre
Einstellung ein wenig geändert.
Diese müssten fürchten, dass ihre
Zelte niedergebrannt und ihre
Kinder umgebracht werden. Wie
die Kriegsfarbe des IS sind auch
die Frauen im Lager schwarz ge-
kleidet und vollverschleiert. 

Schon vor dem türkischen Ein-
marsch war die kurdische Verwal-
tung hoffnungslos überfordert.
Das ganze Lager wurde beim 
ersten Aufstandsversuch nur von
400 kurdischen Wachleuten be-
wacht. Deshalb konnte dieser Auf-
standsversuch erst nach mehreren
Stunden mit dem Einsatz gepan-
zerter Fahrzeuge aus anderen Or-
ten beendet werden. 

Da die aktiven IS-Kämpfer in
anderen, besser gesicherten La-
gern inhaftiert werden und einige
der größten Gefährder zu Beginn
des türkischen Einmarsches von

US-Soldaten in den benachbarten
Irak überführt wurden, führen
jetzt weibliche Anhänger der
Dschihadisten im Lager al-Haul
eine Terrorherrschaft, berichten
Menschenrechtler. 

IS-Chef Abu Bakr al-Baghdadi,
der während seiner Territorial-
herrschaft von Frauen als Kämp-
ferinnen nicht viel gehalten hat,
betrachtet die Insassen als wert-
volle Verstärkung. Er ruft seine
Gefolgsleute in den Lagern auf
durchzuhalten und verspricht ih-
nen die Befreiung. Sollte der IS,
wie von al-Baghdadi befohlen, ei-
nen großangelegten Befreiungs-
versuch starten, wären die Kur-
den kaum in der Lage, diesen
zurück zuschlagen. 

Nach dem Einmarsch der Tür-
ken im Norden haben die Kurden
die Mehrheit der 400 Bewacher
abgezogen und an die Front ver-
legt. Auch die bislang dort tätigen
Hilfsorganisationen, wie „Ärzte
ohne Grenzen“, haben sich in den
nahen Irak zurückgezogen. 

Die Lager-Insassinnen, darunter
auch schätzungsweise 200 Frauen
und Kinder mit deutscher Staats-
angehörigkeit, warten jetzt noch,

bis sich die türkischen Truppen
noch mehr dem Lager, das 70 Ki-
lometer weit von der türkischen
Grenze entfernt liegt, genähert
haben. Spätestens dann werden
sie ihren türkischen und dschiha-
distischen Befreiern entgegenei-
len, denn mit den Türken kämpft
eine als „Nationale Armee“ be-
zeichnete radikalislamische Miliz,
die ein kaum anderes Gedanken-
gut als der IS hat. Diese dürften
dann die befreiten Frauen und IS-
Anhänger in die Region Idleb
bringen, wo der Dschihad unter
der al-Kaida Führung weitergeht.

Das ehemalige Dorf al-Haul mit
seinen 3000 Einwohnern war
über Nacht zum Massenlager für
die bei Baghus gefangengenom-
menen IS-Kämpfer umfunktio-
niert worden. Die kurdischen de-
mokratischen Kräfte, die die
Hauptlast des Kampfes gegen den
IS trugen, glaubten vorher nicht,
dass ihnen so viele IS-Kämpfer le-
bend in die Hände fallen würden,
hatten diese doch vorher unisono
alle behauptet, dass sie bis zum
Tode kämpfen würden. 

Die Zusammenführung so vie-
ler extrem radikalisierter und ent-

hemmter Menschen auf engsten
Raum bietet einen idealen Nähr-
boden für eine „Akademie“ für
den „Islamischen Staat“, die im
Aufbau ist, sagte ein kurdischer
Geheimdienstler der US-Zeitung
„Washington Post“. 

Einen sehr schädlichen Einfluss
auf die Lagerinsassen übt auch
weiterhin „Kalif“ al-Baghdadi aus,
der nach wie vor auf freiem Fuß
ist und nicht aus dem Islam aus-
gestoßen wurde. Al-Baghdadi for-
derte seine Gefolgsleute in einer
Audio-Botschaft vor wenigen Wo-
chen auf, die IS-Gefangenen in
Syrien und im Irak zu befreien.
Das Gebiet, wo sich das Lager be-
findet, ist die Siedlungsgrenze
zwischen der kurdischen und ara-
bischen Bevölkerung in Syrien. 

Mehr als zwei Jahre hatte der IS
selbst das Gebiet um al-Haul un-
ter seiner Kontrolle und konnte
unter der dortigen arabischen Be-
völkerung, die ihr Land schon im-
mer auf Kosten der Kurden erwei-
tern wollten, viele hochmotivierte
Anhänger finden. Die Vorstöße in
das christlichbesiedelte Chabour
Tal in Nordost Syrien sind von al-
Haul aus unternommen worden.

Auch die christlichen IS-Geiseln,
die sich nach Lösegeldzahlungen
in Millionenhöhe jetzt größten-
teils im Saarland und in Austra-
lien befinden, wurden monate-
lang in al-Haul vom IS festgehal-
ten. 

Deshalb verdichten sich die An-
zeichen, dass al-Baghdadi einen
zweiten Anlauf unternehmen
könnte für ein Territorialkalifat. In
Syrien gibt es östlich von Palmyra
im Herrschaftsgebiet Assads so-
gar noch kleinere Wüstengebiete,
die der IS territorial beherrscht.
Das Lager al-Haul mit seinen
hochmotivierten extrem radikali-
sierten Frauen könnte in dieser
Taktik eine wichtige Rolle spielen.

Erdogan ist jetzt für die Dschi-
hadisten zum neuen Verbündeten
geworden, wie schon vor 2013 als
er Zehntausende IS-Anhänger
aus aller Herren Länder durch
die Türkei ins Schlachtgebiet des
Heiligen Krieges reisen ließ. Er-
dogan schickt jetzt erst einmal
Verbündete des Westens im
Kampf gegen den IS. Er ignoriert
nach wie vor, wer die wirklichen
Terroristen im Nahen Osten sind.

Bodo Bost
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Salvini macht
Kehrtwende

Rom – Im Gespräch mit der italie-
nischen Zeitung „Il Foglio“ hat Ita-
liens früherer Innenminister Mat-
teo Salvini den Euro als „unum-
kehrbar“ bezeichnet. Salvini und
auch andere Politiker der Lega-
Partei hatten in der Vergangenheit
wiederholt Zweifel geäußert, ob
Italien dauerhaft Mitglied der Eu-
rozone bleiben werde. Erst im Au-
gust hatte der Lega-Politiker Clau-
dio Borghi gegenüber dem deut-
schen Wirtschaftsmagazin „Capi-
tal“ erklärt, die Einheitswährung
sei für Italien die falsche Wäh-
rung, ein Euro-Austritt würde sich
positiv auf das Land auswirken.
Borghi gilt als wirtschaftspoliti-
scher Vordenker der Lega und als
Wirtschaftsberater des Parteichefs
Salvini. N.H.

Schuldenbremse
soll bleiben

Berlin – Bei einer Befragung des
Münchner Ifo-Instituts und der
„Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung“ hat sich eine Mehrheit un-
ter 120 befragten Wirtschaftspro-
fessoren deutschsprachiger Uni-
versitäten für eine grundsätzliche
Beibehaltung der Schuldenbrem-
se ausgesprochen. Bei dem soge-
nannten Ökonomenpanel äußer-
ten sich 64 Wirtschaftswissen-
schaftler zugunsten der Schul-
denbremse. Lediglich 31 Profes-
soren plädierten für die Abschaf-
fung der Schuldenbremse. Weite-
re 17 zeigten sich in der Frage der
2016 eingeführten Regelung un-
entschlossen. Durch die Schul-
denbremse gilt für die Bundeslän-
der ein Neuverschuldungsverbot.
Dem Bund ist in normalen Zeiten
ein Defizit in Höhe von 0,35 Pro-
zent des nominalen Bruttoin-
landsprodukts gestattet. Für einen
kompletten Verzicht zur Nutzung
dieses Spielraums, sprachen sich
nur 34 Prozent der befragten
Ökonomen aus. Fast jeder zweite
der befragten Wirtschaftswissen-
schaftler (48 Prozent) war dage-
gen, dass der Bund komplett auf
eine Neuverschuldungsmöglich-
keit verzichtet. N.H.

Südtirol: 
Rom ist empört

Bozen – Italiens Regierung hat der
Autonomen Provinz Bozen mit
der Anfechtung des sogenannten
Europagesetzes gedroht. Anlass
für diesen Schritt ist das Fehlen
des Begriffs „Alto Adige“ in der
italienischen Fassung des Geset-
zes. Südtirols Landtag hatte das
Europagesetz am 11. Oktober mit
24 Ja-Stimmen, einer Gegenstim-
me und fünf Enthaltungen ange-
nommen. In dem Gesetz war in
der italienischen Fassung die Be-
zeichnung „Provincia autonoma“
verwendet worden. Im deutschen
Gesetzestext war dagegen von
„Südtirol“ die Rede. Der italieni-
sche Regionenminister Francesco
Boccia (PD) warnte daraufhin,
dass das Gesetz angefochten wer-
de, wenn der Text nicht geändert
werde. Die italienische und die
deutsche Version des Gesetzestex-
tes müssten vollkommen iden-
tisch sein und die italienische
Verfassung respektieren. Die Er-
setzung des Begriffes „Alto Adige“
im Europagesetz war durch eine
Initiative der Partei Süd-Tiroler
Freiheit (STF) erfolgt und mit den
Stimmen von SVP und Freiheit-
lichen beschlossen worden. Der
Südtiroler Landeshauptmann Ar-
no Kompatscher (SVP) kündigte
nach der Kritik aus Rom eine Än-
derung des Europagesetzes durch
den Südtiroler Landtag an. N.H.

MELDUNGEN

Hunderte türkische Intel-
lektuelle, die die türki-
sche Invasion in Nordsy-

rien kritisiert haben, wurden als
Terroristen verhaftet. Sogar der
Führer Nordzyperns, Mustafa
Akinci, bislang ein treuer Vasall
des türkischen Präsidenten Recep
Tayyip Erdogan, wurde von die-
sem wegen seiner Zweifel an dem
Feldzug, in den Senkel gestellt
und bedroht.

Von Bildern mit militärisch sa-
lutierenden, patriotisch gesinnten
türkischen Fußballern, die all-
abendlich über die Bildschirme
gehen, sollte man sich daher
nicht täuschen lassen. Hinter Er-
dogan mag vielleicht aus wirt-
schaftlichen Gründen noch eine
Mehrheit der gut verdienenden
Fußballer stehen, aber in der
Mehrheitsbevölkerung der Türkei
und sogar in seiner eigenen Partei
AKP bröckelt die Zustimmung zu
dem korrupten Ein-Mann-Herr-
scher in Ankara, der dabei ist, die
türkische Wirtschaft zugrundezu-
richten. 

Die Offensive in Nordsyrien,
die von Ankara als „Quelle des
Friedens“ bezeichnet wird und ei-
ne neue Front im syrischen Bür-
gerkrieg eröffnet, die Syrien seit
2011 zerrissen hat, hat nicht nur
einen internationalen Aufschrei

ausgelöst. So hat sogar der Führer
von Nordzypern kurz nach der In-
vasion türkischer Truppen in
Nordsyrien Erdogan auf Facebook
heftig angegriffen. Von der selbst-
ernannten türkischen Republik
Nordzypern (TRNC), die 1974 nach
einem Überfall der Türkei auf den
nördlichen Teil der Insel entstan-
den ist, dürfte Ankara wohl am we-
nigsten Kritik erwartet haben.

Laut türkischer Presse hat der
Nordzypern-Chef Mustafa Akinci
auf seinem Facebook-Account ge-
schrieben: „Auch wenn wir die
Operation ,Quelle des Friedens‘
nennen, fließt Blut, nicht Wasser.“
Akinci forderte „Dialog und 
Diplomatie“ als Lösung. Dialog
und Diplomatie habe Erdogan aus
seinem Sprachschatz gestrichen,
bei ihm beherrschten Worte aus
dem Koran, wie Rache, Austilgung
und Niedermetzelung seit Beginn
seiner Offensive in Nordsyrien den
Wortschatz. 

Kritik von Kurden und vom
Westen tut Erdogan gewöhnlich als
terroristisch ab, aber die Kritik sei-
nes einstigen Vasallen hat ihn be-
sonders wütend gemacht. „Ich sage
es klar und deutlich: Akinci hat die
Grenzen völlig überschritten“, sag-

te Erdogan nach Angaben der
staatlichen Nachrichtenagentur
Anadolu. 

Die Äußerungen von Akinci, der
bekannt ist für sein Bestreben, die
wirtschaftliche und 
diplomatische Abhängigkeit Nord-
zyperns gegenüber dem „großen
Bruder“ Türkei zu verringern,
brachten Erdogan mehr als alle
Boykottaufrufe aus dem Westen
nach bester Diktatorenart regel-
recht zum Toben. Und zwar auch
deshalb, weil es sich bei Akinci um
einen bislang durchaus loyalen Va-
sallen gehandelt hat. „Wenn es so-
weit ist, werden wir ihm die pas-
sende Antwort geben“, sagte Erdo-
gan, ohne seine Gedanken zu prä-
zisieren. Gemeint ist damit be-
stimmt die bereits bekannte „Os-
manische Ohrfeige“, die Erdogans
Geheimdienst ausführen wird. Die
Amtszeit Akincis dürfte damit ge-
zählt sein, obwohl er demokratisch
gewählt ist. 

Dabei hatte man bisher geglaubt,
der Syrer Assad sei der schlimmste
Völkermörder im Nahen Osten.
Jetzt flüchten sich sogar die seit
Jahrhunderten chronisch verfolg-
ten Kurden wieder einmal in As-
sads Arme(e), weil sie vor den
Schlächtern und Gehilfen Erdo-
gans ihr nacktes Leben retten
wollen. B.B.

Neue Hoffnung für IS-Bräute: Vollverschleierte Insassinnen des syrischen Gefangenenlagers al-Haul Bild: imago images/AAP

Waren einmal ein Herz und eine Seele: Erdogan und Akinci (r.)

AKT U E L L

Ein Kandidat für die »Osmanische Ohrfeige«
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Zurück im Terror-Geschäft
Erdogan öffnet mit Syrienoffensive eine Büchse der Pandora – IS-Kämpfer mit neuen Aussichten
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Schwindendes
Ansehen

Berlin – In wichtigen Volkswirt-
schaften hat das Ansehen der
Wirtschaftsnation Deutschland
stark abgenommen. Laut einem
Bericht der „Welt am Sonntag“ hat
die Kommunikationsagentur
Edelman für ihren jährlichen Ver-
trauensindex „Trust Barometer“
einen Rückgang des Vertrauens in
deutsche Unternehmen um
15 Prozentpunkte auf 44 Prozent
ermittelt. Besonders stark fiel der
Ansehensverlust für „Made in
Germany“ in den USA und Groß-
britannien aus. In China und an-
deren Schwellenländern blieb das
Ansehen relativ stabil. Als Ursa-
che des Vertrauensverlustes wer-
den Vorgänge wie der „Diesel -
skandal“ genannt. Zudem wird im
Ausland auch die deutsche Unter-
nehmenskultur zunehmend als
intransparent und korruptionsan-
fällig wahrgenommen. N.H.

Bis zum 25. Oktober können die
425630 SPD-Mitglieder über ihre
neue Parteiführung abstimmen.
Sechs Duos stehen zur Wahl. Das
Verfahren ist nicht unumstritten.

Zur Auswahl stehen sechs Kan-
didatenpaare, die jeweils aus einer
Frau und einem Mann bestehen. Es
gilt derzeit als eher unwahrschein-
lich, dass ein Duo gleich im ersten
Anlauf die absolute Mehrheit der
Stimmen erhält. Sollten alle Kandi-
datenpaare unter 50 Prozent blei-
ben, käme es zur Stichwahl zwi-
schen den beiden erstplatzierten
Paaren, deren Resultat am 30. No-
vember vorläge. Offiziell gewählt
wird der neue Vorstand zwar auf
dem Parteitag Anfang Dezember,
die Delegierten werden sich aber
voraussichtlich an das Votum der
Basis halten.

Nach der letzten von insgesamt
23 Regionalkonferenzen zur Kan-
didatenkür diesen Monat in Mün-
chen hat sich kein eindeutiges Fa-
voritenduo herauskristallisiert. Die
Veranstaltungen waren gut be-
sucht, mehrfach mussten die Lan-
desverbände in größere Säle um-
ziehen, weil es mehr Anmeldun-
gen gab als erwartet. Die SPD will
Aufbruch suggerieren, doch ob
dies gelingen wird, steht in den
Sternen. Die Frage der weiteren Re-
gierungsbeteiligung auf Bundes-
ebene spielte auf den Regionalkon-
ferenzen eine große Rolle. Teilneh-
mer berichten jedoch, dass sich auf
den Veranstaltungen kein klares
Meinungsbild ergeben habe, auch
wenn immer wieder eine „starke
Tendenz“ zu erkennen gewesen sei,
die Große Koalition zu beenden. 

Einigen in der Partei gilt der Mit-
gliederentscheid als Stimmungs -
test für die Zukunft der Großen
Koalition mit der Union. Die Sozi-
aldemokraten wollen auf dem De-
zember-Parteitag eine Halbzeitbi-
lanz ihrer Beteiligung ziehen und
über einen möglichen Ausstieg
entscheiden. Dabei dürfte die Ein-
stellung der neuen Parteispitze ein
wichtiger Faktor sein. 

„Wir haben gemerkt, dass es ei-
nen großen Gesprächsbedarf in der
Partei gibt“, sagte die baden-würt-

tembergische Bundestagsabgeord-
nete Saskia Esken gegenüber der
„Stuttgarter Zeitung“. Sie tritt mit
dem früheren Finanzminister von
Nordrhein-Westfalen, Norbert Wal-
ter-Borjans, an. Das Gespann kann
sich auch wegen der Unterstützung
durch die Jungsozialisten Hoffnun-
gen machen, in die erwartete Stich-
wahl des am Montag beginnenden
Mitgliederentscheids zu kommen.
Juso-Chef Kevin Kühnert könnte in
einer solchen Konstellation Gene-
ralsekretär werden. Walter-Borjans
hat parteiintern den Spitznamen

„Robin Hood“. 2013 blies er als
Landesminister zur Jagd auf Steu-
ersünder, kaufte dafür gestohlene
Steuerdaten-CDs. Das Duo gilt als
Favorit der Parteilinken. 

Auf diesem Feld möchte auch ein
anderes Bewerberpaar punkten:
Nina Scheer und Karl Lauterbach.
Scheer ist seit 2013 Bundestagsab-
geordnete, Lauterbach ist der pro-
filierteste Gesundheitsexperte der
Fraktion und hat wegen seiner
Kandidatur das Amt des stellver-
tretenden Fraktionsvorsitzenden
zur Verfügung gestellt. Sie gelten

als Klimaschutz-Duo, wollen einen
Kohleausstieg bereits bis 2030.
„Neben einer Agenda zur Umver-
teilung muss die Rücknahme der
Hartz-Gesetze beschlossen wer-
den“, fordern sie zudem. Eine wei-
tere Forderung ist eine Abschaf-
fung der privaten Krankenversi-
cherung durch eine Bürgerversi-
cherung für alle. Erfolgsaussichten
auf die Stichwahl werden ihnen
aber eher nicht eingeräumt. 

Außenseiterchancen haben Gesi-
ne Schwan und Ralf Stegner. Die
76-Jährige, Kandidatin für das Amt

der Bundespräsidentin 2004 und
2009 und in europäischen Zirkeln
gut vernetzt, ist an der Basis be-
liebt. Der 60-Jährige ist seit 2014
einer der stellvertretenden
Bundesvorsitzenden der SPD, ge-
hört zu deren linkem Flügel und
keilt mit Vorliebe gegen den politi-
schen Gegner. Stegner hat sich
allerdings mit dem Juso-Vorsitzen-
den Kühnert überworfen, dürfte
deshalb Stimmen der Parteilinken
verlieren.

Ebenfalls nicht ohne Chancen
sind Christina Kampmann und Mi-

chael Roth (49). Die 39-jährige
Landtagsabgeordnete aus Nord -
rhein-Westfalen und der 49 Jahre
alte Europa-Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt wollen den „echten
Aufbruch“ wagen, die Parteistruk-
turen reformieren und mit einem
radikalen Pro-EU-Kurs, der die
Auflösung der Nationalstaaten for-
dert, punkten. Sie sind wohl eher
für jüngere Mitglieder wählbar, ih-
re Vernetzung geht quer durch die
Partei. 

Als Favorit gestartet, mittler-
weile aber auf dem absteigenden

Ast sind Boris Pistorius und Petra
Köpping. Der 59-Jahre alte
Innenminister Niedersachsens
gilt als Law-and-Order-Mann und
ist der Parteilinken ein Gräuel.
Die 61-Jährige hat sich als sächsi-
sche Staatsministerin für Gleich-
stellung und Integration mehr-
fach für einen konsequenten Kurs
ausgesprochen, auch dies dürfte
eher den älteren Mitgliedern ge-
fallen haben. 

Als Vertreter des Parteiesta-
blishments zieht Olaf Scholz ins
Rennen. Erst bezeichnete der

61 Jahre alte Vizekanzler und
Bundesfinanzminister das Amt
des SPD-Vorsitzenden als zeitlich
nicht vereinbar mit seiner Regie-
rungsarbeit, dann entschloss er
sich zusammen mit der 18 Jahre
jüngeren, bis dahin weithin unbe-
kannten Brandenburgerin Klara
Geywitz doch zur Kandidatur. Sie
treten für eine Fortsetzung der
„Groko“ ein. 

Gewählt werden kann per Brief
oder online. Und dies sorgte für
Ärger. Christoph Lauer, ehemali-
ger Frontmann der Piratenpartei

Deutschland, nannte die Abstim-
mung „eine Farce.“ Und der Cha-
os Computer Club (CCC) hat in
den vergangenen Jahren wieder-
holt die Schwächen von Wahl-
computern aufgezeigt und lehnt
„Cybervoting“ grundsätzlich ab.
„Wahlen sollen frei, geheim und
allgemein nachvollziehbar sein.
Sie gleichzeitig geheim und nach-
vollziehbar zu gestalten, ist aber
mit einem Computer nicht um-
setzbar“, sagt Linus Neumann,
Hacker und Sprecher des (CCC),
dem „Spiegel“. Peter Entinger

Ende des Schaulaufens bei der SPD
Nach der 23. Regionalkonferenz haben nun die Parteimitglieder die Wahl zwischen sechs Paaren

Rekordzahl von
Kontenabfragen 

Berlin – Zur Verfolgung von Steu-
erbetrug und Sozialmissbrauch
führen deutsche Behörden immer
öfter Kontoabfragen durch. Laut
einem Bericht der „Welt am Sonn-
tag“ wurden in den ersten neun
Monaten des Jahres knapp
690000 Konten von Privatperso-
nen abgefragt. Dies bedeutet 
einen Anstieg um mehr als 
100 000 Anfragen im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum. Bereits
zur Jahresmitte ist demzufolge der
Rekordstand des gesamten Vorjah-
res erreicht gewesen. Die Zeitung
beruft sich bei ihrem Bericht auf
Angaben des Bundesfinanzmi-
nisteriums. Neben Steuerbehör-
den haben auch Sozialbehörden
und Gerichtsvollzieher die Mög-
lichkeit, Konten abzufragen. Be-
hörden dürfen bereits seit dem
Jahr 2005 Kontodetails anfordern.
Mitgeteilt werden bei den Abfra-
gen nur Daten zur Existenz von
Konten, nicht aber Kontobewe-
gungen oder der Kontostand. N.H.

Am Sonntag wählt Thüringen
ein neues Landesparla-
ment. Den letzten Umfra-

gen zufolge lag die Linkspartei mit
Bodo Ramelow klar vorne. Der Mi-
nisterpräsident ist in der Bevölke-
rung beliebter als in seiner eigenen
Partei. 

Als der 63-Jährige vor fünf Jah-
ren seinen Amtseid im Thüringer
Landtag ablegte, startete Deutsch-
lands erste rot-rot-grüne Landesre-
gierung mit dem ersten Minister-
präsidenten der Linken. Dem
Bündnis wurde ein schnelles Ende
vorhergesagt, hatte es doch nur ei-
ne Stimme Mehrheit im Landtag.
Das Dreierbündnis stellt sich am
27. Oktober zur Wiederwahl, und
es hat realistische Chancen, im
Amt zu bleiben, was ausschließlich
am Landesvater liegt. „Wir sind ein
konservatives Land mit einem lin-
ken Ministerpräsidenten“, sagt er
und gibt sich optimistisch: „Die
Umfragewerte zeigen in die richti-
ge Richtung. Ich strebe Rot-Rot-
Grün an.“ Auf knapp 30 Prozent
kam seine Partei zuletzt in den
Umfragen. Gemeinsam mit SPD
und Grünen, die unterhalb der
Zehn-Prozent-Marke liegen, könn-
te es dann reichen, sollte die FDP
den Einzug ins Parlament verfeh-
len. 

1990 kam Ramelow als Gewerk-
schafter aus dem Westen nach

Thüringen und ist nicht mehr ge-
gangen. Früher trug er einen Knopf
im Ohr, hatte eine extravagante Fri-
sur und kultivierte eine gewisse
Schnodderigkeit. Irgendwann habe
ihn seine Frau gebeten, erwachsen
zu werden, erzählte er während
des Wahlkampfs. Der Ministerprä-
sident ist deutlich beliebter als sei-
ne Partei. Angeblich sind 65 Pro-
zent der Thüringer mit seiner Ar-
beit zufrieden. Laut einer Umfrage
ist Thüringens Regierungschef ei-
ner der fünf beliebtesten Minister-

präsidenten in Deutschland. Wäh-
rend des Wahlkampfs präsentierte
er sich als gelassener Landesvater.
In Sachsen und in Brandenburg
hätten sich alle Parteien zu stark
auf die AfD verkrampft, erklärt er.
„Ich habe keine Lust, meine Politik
über die AfD zu definieren“, sagt
Ramelow. Dem AfD-Spitzenkandi-
daten Björn Höcke den Hand-
schlag zu verweigern, kommt für
ihn nicht in Frage. „Selbstverständ-
lich, ich mache ihn doch nicht zum
Helden. So viel Höflichkeit gestatte
ich mir.“

Ramelow ist einer der belieb-
testen Politiker der Linkspartei,
aber nicht unbedingt in der Links-
partei. In Sachen Abschiebungen
liegt der Freistaat bundesweit pro-
zentual im Vorderfeld, obwohl die
Linkspartei ein generelles Abschie-
beverbot fordert. Und auch in Sa-
chen Klimapolitik liegt der 63-Jäh-
rige mit vielen seiner Parteifreunde
über Kreuz. Kürzlich ärgerte sich
Ramelow in der „Bild am Sonntag“
über die Forderung der Linken
nach einem Kohleausstieg 2030.
„Man kann viel beschließen und
fordern. Aber wenn man nicht sagt,
wie es am Ende gehen soll, dann
bietet man keine Lösungen.“

Lösungen hat sein Regierungs-
bündnis einige gefunden. Zwar
wurde eine groß angekündigte
Gebietsreform vermasselt, aber in
Sachen wirtschaftlicher Entwick -
lung und Arbeitslosigkeit geht es
aufwärts. „Wir stehen ganz ordent-
lich da“, sagt Ramelow und ver-
teilt Nadelstiche in Richtung sei-
ner Parteifreunde. Auf seinen
Wahlplakaten sucht man verge-
blich nach einem Logo der Linken.
„Ich will daran gemessen werden,
was wir praktisch gemacht ha-
ben“, sagt er, „nicht an irgendet-
was, was auf Parteitagen beredet
wurde.“ Die Zeichen stehen gut,
dass diese Masche am Sonntag
ziehen wird. P.E.

In einem Interview mit der
„Frankfurter Rundschau“ hat
Naika Foroutan, Professorin für

Integrationsforschung und Gesell-
schaftspolitik an der Humboldt-
Universität, die „postmigrantische
Gesellschaft“ erklärt. Ihre Ausfüh-
rungen sind überschrieben mit:
„Wir können sagen: Wer in
Deutschland wohnt, ist Deut-
scher.“ 

In diesem Sinne folgt eine Reihe
von Aussagen. So stelle sich in der
„postmigrantischen Gesellschaft“
etwa die Frage: „Wer hat das Ge-
fühl, bei diesem Aushandlungs-
prozess zur Gestaltung der plura-
len Demokratie in den Hinter-
grund zu geraten?“ Dass sich
Deutschland in einem „Aushand-
lungsprozess“ befindet, scheint
festzustehen. Foroutan führt Arti-
kel 3 des Grundgesetzes – Gleich-
heit vor dem Gesetz – an: „Dieses
Versprechen gilt für alle Bürgerin-
nen und Bürger in Deutschland …
Also auch für Migranten!“ 

Mit neuen Erkenntnissen zur
Geschichte weiß die Wissenschaft-
lerin zu überraschen. Deutschland
sei „nicht erst durch die Migra-
tionsfrage plural geworden“. Dies
sei es schon immer gewesen, so-
fern man nicht „den Homogeni-
tätswahn der Nazis“ zugrunde le-
ge. Deutschland, so Foroutan, „ent-
stand aus 39 Fürstentümern. Die

waren multireligiös, multisprach-
lich und multikulturell.“ Als histo-
rischer Gewährsmann für die Aus-
sage, dass jeder, der hier wohnt,
Deutscher sei, dient ihr ausgerech-
net der 1848er-Abgeordnete Wil-
helm Jordan – der seinerzeit von
der „Überlegenheit des deutschen
Stammes gegen die meisten slawi-

schen Stämme“ sprach. Dies hat
Foroutan offenbar übersehen.

Die Professorin führt weiter aus,
dass „Fragen um Rechte, Positionen
und Privilegien“ nicht nur Immi-
granten beträfen. „Ostdeutsche, Ar-
beiter, Landbewohner, Frauen etc.“,
sie alle diskutierten sie gerade. Die
„Ostdeutschen“ sieht Foroutan gern
in einer ähnlichen Position wie die

Immigranten. Die „obsessive Vor-
stellung, dass die zentralen Konflik-
te unserer Gesellschaft durch Mi-
gration hereingetragen würden“,
will sie hinterfragen. Foroutan be-
tont, „dass Migranten – völlig zu
Recht – die gleichen Rechte einfor-
dern wie die Etablierten“.

2001 habe die „Süssmuth-Kom-
mission“ festgestellt: „Deutschland
ist faktisch ein Einwanderungs-
land“. Damit sei die Politik „endlich
in der Wirklichkeit angekommen“.
Foroutan unterstreicht abermals:
„Postmigrantische Gesellschaften
sind Aushandlungsgesellschaften,
da wird um Positionen und Privile-
gien gerungen … Die ehemals ande-
re Seite ist nun mittendrin und will
dazugehören.“ 

Integration sei nicht Bringschuld
der Zugereisten, sondern „dauern-
de Arbeit einer Gesellschaft“. Zu-
dem meint Foroutan, „wir reden zu
viel von Migranten. Wir haben
nicht verstanden, dass es um De-
mokratie geht.“ 

Online abrufbar ist das Interview
mit dem Datum des 3. Oktober,
dem „Tag der Deutschen Einheit“.
Dem Duktus des Gesagten folgend,
sollte man hinzufügen: seit 1997 in
Deutschland zugleich „Tag der offe-
nen Moschee“. Die „Frankfurter
Rundschau“-Redaktion hat die
Kommentarfunktion für diesen Bei-
trag abgeschaltet. Erik Lommatzsch

»Aushandlungsprozess«
Wie sich Foroutan die »postmigrantische Gesellschaft« vorstellt

Beliebter als seine Partei
Angeblich 65 Prozent Zustimmung zu Thüringens Ministerpräsident

Bodo Ramelow geht
gezielt auf Distanz zu

seiner Linkspartei

DE U TS C H L A N D

Naika Foroutan Bild: imago/Sven Simon

Sie haben es hinter sich: Finale der sechswöchigen Castingtour auf der 23. Regionalkonferenz im Münchner Löwenbräukeller
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Vor einem Jahr hat sich die Re-
gierung des Ehrengastes der
diesjährigen Frankfurter Buch-
messe erstmals für das Verhal-
ten ihres Landes gegenüber all
jenen Frauen entschuldigt, die
während der Zeit des Zweiten
Weltkrieges ein Verhältnis mit
deutschen Soldaten unterhiel-
ten. 

Diese sogenannten Tyskerjen-
ter (Deutschenmädchen) oder
Tyskertøser (Deutschenflittchen)
wurden bis in die jüngste Zeit in
Norwegen übel behandelt. Am
16. Oktober 2018 entschuldigte
sich erstmals eine norwegische
Regierung formal für das unsäg-
liche Handeln ihrer Vorgänger. 

Eine persönliche Bitte um Ent-
schuldigung formulierte zwar
bereits 1998 der damalige
christdemokratische Minister-
präsident Kjell Magne Bondevik
und wiederholte sie auch in sei-
ner Neujahrsansprache vom 1.
Januar 2000, aber dies war kein
Akt im Namen von Staat und Re-
gierung. 

Nun erklärte die seit 2013 im
Amt befindliche Ministerpräsi-
dentin Erna Solberg von der
konservativen Partei Høyre
(Rechte), die Behörden hätten
lange Zeit zu ihrer persönlichen
Enttäuschung „entgegen den
Grundprinzipien des Rechtsstaa-
tes“ gehandelt. Die Frauen wären
damals ganz einfach in die deut-
schen Soldaten
verliebt gewesen
und seien dafür
„ohne Gesetz
und Urteil“ ver-
haftet, ihrer
S ta at s b ü rg e r -
schaft beraubt
und außer Landes deportiert
worden. Eine solche unwürdige
Behandlung habe keine von ih-
nen verdient. Wörtlich sagte sie:
„Die Behandlung dieser Frauen
entsprach nicht einmal den
grundlegendsten Regeln eines
Rechtsstaats. Aus diesem Grund
entschuldige ich mich heute im
Namen der Regierung dafür, wie
die norwegischen Behörden
Mädchen und Frauen behandelt

haben, die während des Zweiten
Weltkriegs eine Beziehung zu
deutschen Soldaten hatten.“

Das Deutsche Reich hatte 1940
das nominell neutrale Norwegen
besetzt, nachdem die britische
Marine dort begonnen hatte, die
für Berlin kriegswirtschaftlich
unverzichtbaren Lieferungen
schwedischen Eisenerzes zu

unterbinden. 
Während der

folgenden fünf
Jahre waren
zahlreiche deut-
sche Soldaten im
Lande statio-
niert, die rasch

ein durchweg gutes Verhältnis
zur einheimischen Bevölkerung
aufbauten. Dabei begannen wohl
mindestens 100 000 Norwegerin-
nen – über fünf Prozent der ge-
samten weiblichen Bevölkerung
– ein Liebesverhältnis oder
schlossen gar eine Ehe mit ei-
nem dieser Männer, von denen
sich viele nach dem Ende des
Krieges in Norwegen niederlas-
sen wollten. 

Durch das lange Zeit geltende
Heiratsverbot sahen sich viele
dieser Paare gezwungen, auf die
Erfüllung ihres Ehewunsches
während des Krieges zu verzich-
ten, sodass ohne Frage auch bei
einem Großteil der unverheira-
teten Paare von durchaus ernst-
haften Beziehungen auszugehen
ist. Hierfür spricht auch die rela-
tiv hohe Zahl der aus diesen Be-
ziehungen hervorgegangenen
Kinder, von denen es wohl meh-
rere Zehntausend gegeben ha-
ben dürfte.

Für die meisten der direkt be-
troffenen Frauen kommt die Ent-
schuldigung zu spät. Die aller-
jüngsten von ihnen wären in-
zwischen um die 90 Jahre alt,
und nur die wenigsten dürften
aufgrund ihres damaligen
Schick sals ein solches Alter er-
reicht haben. Allerdings werden
ihre Familien diesen Schritt zu
schätzen wissen – ebenso wie
Deutsche, deren Soldaten auf
diese Weise indirekt eine Ehren-
erklärung erhielten.

Thomas Wyrwoll

Nach dem Krieg wurden die
mit Deutschen liierten
Frauen zu Tyskertøser

(Deutschenflittchen) erklärt und
als solche Opfer systematischer
Gewalt, von der sich das zwangs-
weise öffentliche Scheren der
Kopfhaare am ehesten in der all-
gemeinen Erinnerung erhalten
hat. Daneben waren freilich auch
andere Übergriffe alltäglich. Da-
bei taten sich regelmäßig soge-
nannte Widerstandskämpfer her-
vor, ohne irgendeine Strafe be-
fürchten zu müssen. Tausende
von Frauen wurden in Lager ver-
schleppt, in denen sich die Miss-
handlungen fortsetzten. Selbst all-
gemeine Körperhygiene oder das
Kämmen der Haare wurde ihnen
dort verwehrt, um sie zu brechen
und ihre vorgebliche Minderwer-
tigkeit zu veranschaulichen.

Der offizielle Vorwand für das
Einsperren der Frauen in diesen

Folterlagern war, dass sie an Ge-
schlechtskrankheiten litten, die
sie sich beim Verkehr mit Deut-
schen zugezogen hätten. Selbst
nach den Verzeichnissen der La-
gerverwaltung gab es solche Er-
krankungen aber nur bei weniger
als einem Drittel der Insassinnen,

wobei sie sich diese viel wahr-
scheinlicher bei den vorherge-
henden Vergewaltigungen durch
Landsleute zugezogen haben
dürften.

Noch bis zum Frühjahr 1946
unterlagen etwa 5000 Frauen und
Mädchen einem solchen Regime.
Das größte dieser Lager befand

sich mit rund 1100 gleichzeitig
einsitzenden Opfern auf der Insel
Hovedøya im Oslofjord. Bei den
Insassinnen handelte es sich zu-
meist um Frauen einfacher Her-
kunft, die kein Geld und keinen
Einfluss hatten, sich von diesem
Terror freizukaufen oder zu flie-
hen. Sie wurden in ihrer künst-
lichen Verwahrlosung zu „typi-
schen Deutschenflittchen“ er-
klärt, was dann zur Begründung
einer Minderwertigkeit aller Be-
troffenen und ihrer Kinder heran-
gezogen wurde – eine Unterstel-
lung, die immer noch verbreitet
wird. Nachuntersuchungen der
Lagerakten werden bis heute vom
Reichsarchiv und anderen norwe-
gischen Behörden unterbunden,
indem sie diese sperren – zyni-
scherweise vorgeblich zum
Schutz der Persönlichkeitsrechte
der längst verstorbenen Opfer.

T.W.W.

Zeitzeugen

Neben der inoffiziellen Mas-
senverfolgung von „Deut-

schenflittchen“ gab es die durch
Gesetze und Sonderbestimmun-
gen sanktionierte. Bereits 1943
hatte die norwegische Exilregie-
rung in London verfügt, dass ei-
nes Kontaktes mit Deutschen
verdächtige Frauen aus dem öf-
fentlichen Dienst zu entlassen
seien. 1945 wurde verordnet,
mit Deutschen verheiratete Nor-
wegerinnen samt Nachwuchs
nach Deutschland abzuschieben
und ihnen die Staatsbürger-
schaft zu entziehen. Ihr alter
Pass blieb den meisten dieser
Frauen ihr Leben lang verwehrt.
Auch nicht mit Deutschen ver-
heiratete und allein des Um-
gangs mit Deutschen bezichtigte
Frauen werden bis heute durch
eine automatische Prüfung auf
solche Altverdächte von ver-
schiedenen Pensionsansprü-
chen ausgeschlossen.

Noch schlimmer als den nicht
ausgewiesenen Frauen erging es
deren Kindern. Sie wurden ih-
ren Müttern entzogen und von
Ärzten unter Verweis auf „Stu-
dien“ zu ihren Müttern ohne

Untersuchung kollektiv als
„hochgradig schwachsinnig“
klassifiziert. Die Folgen waren
Zwangseinweisungen in „Hei-
me“, in denen sich regelmäßig
ehemalige „Widerstandskämp-
fer“ und andere Kriminelle an
den Kindern vergingen. Ver-
stümmelungen an Körpern und
Seelen waren durchgängig, ein
Schulbesuch oder auch nur Aus-
weispapiere nicht vorgesehen,
und Polizisten und Pfarrer an all
dem intensiv beteiligt. 

Kaum mehr Glück hatten die
wenigen „Bastarde“, die an ein-
schlägig „bewährte“ norwegi-
sche Familien abgegeben wur-
den, die sie teils in Hundehütten
außerhalb des Hauses hielten
und regelmäßig missbrauchten.
Die Deutschenkinder sind die
einzige ethnische Minderheit
des Landes, für deren Verfol-
gung es bisher abgesehen von
einer spät eingeräumten Pau-
schalzahlung von umgerechnet
2400 Euro faktisch keinerlei
Entschädigung gab. Nach amt-
lichen Schätzungen leben zur-
zeit noch etwa 10 000 von ihnen
in Norwegen. T.W.W.

Johan Scharffenberg – Der norwe-
gische Humanist und Psychiater
hat mit Verve die Haltung der Re-
gierung seines Landes während
des Zweiten Weltkriegs kritisiert.
Nach dem Krieg stellte er „kranken
Nationalismus, persönliche Eifer-
sucht und eine überkommene Ge-
schlechtermoral“ als Haupttriebfe-
dern für die grauenvolle Behand-
lung der mit deutschen Soldaten li-
ierten Norwegerinnen heraus.

Knut-Erich Papendorf – Der be-
kannte Osloer Kriminologe ist
Sohn eines deutschen Vaters und
einer norwegischen Mutter und
leitete den inzwischen aufgelösten
Interessenverband der Deutschen-
kinder. Ihm zufolge ist die einzige
echte Form der Wiedergutma-
chung inzwischen eine Dokumen-
tation und Würdigung der damals
zerstörten Lebenswege. Hierfür sei
praktisch noch gar nichts geleistet
worden, und es stünde dem Staat,
der den Lebenden eine Wieder-
gutmachung verweigert hatte, gut
an, wenigstens den Toten gegen -
über Gerechtigkeit walten und ihr
Schicksal erforschen zu lassen.
Die Öffentlichkeit müsse die histo-
rische Wahrheit kennenlernen.

Anni-Frid Lyngstad – Die Tochter
eines Deutschen und einer Norwe-
gerin sowie spätere ABBA-Sänge-
rin „Frida“ ist an der Seite ihrer
Großmutter und ihrer Mutter 1947
nach Schweden geflüchtet, wo
Letztere nach wenigen Monaten
an den Folgen der zuvor erlittenen
Misshandlungen starb. 

Reidar Gabler – Der Sohn eines
Wehrmachtssoldaten und einer
Norwegerin ist mit seinen Eltern
aus Norwegen vertrieben worden,
kehrte aber als Erwachsener zu-
rück. Von den Anfeindungen, die
er und sein Sohn noch bis in die
1990er Jahre erlebten, berichtete
er Ministerpräsidentin Erna Sol-
berg im norwegischen Fernsehen.
Er hielt deren Entschuldigung
trotz des späten Datums für richtig,
da sie auch für die Nachfahren der
betroffenen Frauen und deren Bild
in der Gesellschaft wichtig sei. Fast
alle noch lebenden Deutschenkin-
der und ihre Familien nahmen die
Entschuldigung positiv auf. 

Erna Solberg – Die 1961 geborene
Norwegerin sucht mit der von ihr
geführten bürgerlichen Regierung
trotz enger Bindungen an den
Westen den Schulterschluss mit
Deutschland.

Wegen Liebe ins Lager
Tausende von Norwegerinnen waren betroffen

Jahrestag des Ehrengastes
Vor einem Jahr entschuldigte sich Norwegen bei seinen »Deutschenmädchen«

Auch die 
Kinder wurden 
diskriminiert

Norwegen war 2019
Ehrengast von 

Frankfurts Buchmesse

1946 bei ihrer Ausreise nach Deutschland: Norwegische Frauen, die während des Zweiten Weltkriegs Kinder von deutschen Solda-
ten bekommen haben Bild: pa

Übergriffe 
waren 

alltäglich

Massenverfolgung
durch den Staat

NO RW E G E N S »DE U TS C H E N M Ä D C H E N«
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Jetzt wird 
Waldi abkassiert

Von THEO MAASS

Manch einer mag sich gedacht haben:
Endlich, Berlins Polizei und das
Ordnungsamt greifen durch. Beim

Weiterlesen in der Lokalpresse erwies sich
die Freude jedoch als voreilig. Nach dem flie-
ßenden und dem ruhenden Verkehr nimmt
sich der Senat nun die Hundehalter vor. Na-
türlich nicht an problematischen Standorten
wie der Rigaer Straße und anderen Anlauf-
stellen der gewaltbereiten linksextremen Sze-
ne, sondern dort, wo brave Bürger unterwegs
sind und kein Widerstand zu erwarten ist. 

Der Leiter des Ordnungsamts Mitte, Lorenz
Kummert, berichtet stolz: „Null Ermessungs-
spielraum; jeder Verstoß wird geahndet ... Los
geht es bei 35 Euro für erstmalige Verstöße
gegen die Leinenpflicht außerhalb von Aus-
laufbereichen. Für Wiederholungstäter wird
es teurer. Bei gefährlichen und bissigen Hun-
den können Verstöße bis zu 500 Euro ko-
sten.“ Auch die Mitarbeiter des Ordnungsam-
tes sind motiviert. Amtsmitarbeiterin
Janine Jäger und Kollegen sind mit Schlag-
stock, Pfefferspray, schusssicherer Weste und
Chip-Lesegerät ausgerückt: „Wir setzen nicht
nur die Leinenpflicht durch. Auch kontrollie-
ren wir, ob eine gültige Steuermarke und ein
Halternachweis vorliegt und der Hund
gechipt ist.“

Schon nach wenigen Minuten hatten sie ei-
ne Kandidatin am frühen Morgen im Volks-
park Rehberge erspäht und rasten mit ihrem
(Dienst)Kleinbus wegen der „Fluchtgefahr“
auf Waldi und seine Besitzerin los. Ein Berli-
ner Boulevardblatt zeigt dazu ein Bild von
zwei uniformierten Damen mit Schlagstock
am Koppel, daneben Frauchen und ein treu-
lich dreinschauender Hund namens „Keule“. 

Wer wissen will, wie das Vertrauen in den
Rechtsstaat ruiniert wird, kann es hier studie-
ren. Ausreisepflichtige abgelehnte Asylbewer-
ber bleiben hier, linke Schläger genießen als
„Aktivisten“ weitgehend staatliche Sympathie
von oben und Drogendealer gehen fast unge-
stört ihrem „Handwerk“ nach. Doch die Nor-
malos werden schamlos ausgeplündert. 

Hundebesitzer sind da kein Einzelfall.
Falschparker, Gewerbetreibende, die sich
nicht staatlichen Wohlwollens erfreuen, und
viele andere mehr bekommen die doppelten
Standards zu spüren. Jäger: „Natürlich sind
die Hundehalter nicht begeistert. Manche
werden aggressiv.“ Sie hat Glück, weil die
normalen Bürger in Deutschland nicht so mi-
litant sind wie in Frankreich und brav zahlen.
Es ist schon erstaunlich, welche Kreativität
Rot-Rot-Grün entwickelt, um an Geld zu
kommen für das verabredete Politikkonstrukt.
Dabei wäre es doch so einfach: Leistungen
nur an Berechtigte, eine  wirtschaftsfreundli-
che Politik und keine Verkehrs-
verhinderungsmaßnahmen − aber davon will
die Regierung nichts wissen.

Mit ihrem Klimapaket will die Bundes-
regierung die Kosten für Öl, Gas, Ben-
zin und Diesel steigen lassen. Trotz der
Erhöhung der Pendlerpauschale dro-
hen durch die Klima-Beschlüsse weit-
reichende Folgen für Millionen Arbeit-
nehmer und insbesondere für die
Menschen im ländlichen Raum.

Welche Brisanz in der geplanten Ver-
teuerung der Treibstoffpreise liegt,
macht das Beispiel des Flächenlandes
Brandenburg deutlich. Dort hat die
Zahl von Berufspendlern einen neuen
Höchstwert erreicht. Nach Angaben
der Industriegewerkschaft Bauen-
Agrar-Umwelt (IG BAU) haben im ver-
gangenen Jahr rund 376 000 Branden-
burger auf dem Weg zur Arbeit regel-
mäßig die Grenzen ihrer Region ver-
lassen. Zum Vergleich: Das Amt für
Statistik weist insgesamt rund 1,15
Millionen Erwerbstätige für das Land
aus. 

Laut  IG BAU ist die Zahl der märki-
schen Pendler seit dem Jahr 2000 um
32 Prozent angestiegen. Bereits Anfang
des Jahres hatte die Landes-Arbeits-
agentur Daten vorgelegt, die belegen,
dass Brandenburg gemessen an der
Bevölkerungszahl sogar bundesweit
die Region mit den größten Pendler-
strömen ist.  

Rudi Wiggert, der Bezirksvorsitzen-
de der IG BAU Mark Brandenburg,
spricht angesichts der Entwicklung
von einem „alarmierenden Trend“. Als
eine Hauptursache sieht der Gewerk-

schafter den Mangel an günstigen
Wohnungen in den Groß- und Univer-
sitätsstädten. „Aber genau dort sind in
den letzten Jahren besonders viele
Jobs entstanden“, so Rudi Wiggert.

Der Pendler-Boom betrifft längst
nicht nur Brandenburg: Auch aus
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen,
Mecklenburg-Vorpommern und ande-
ren Bundesländern werden neue Re-
kordzahlen gemeldet. Nach Daten der
Bundesagentur für Arbeit pendeln
bundesweit 39 Prozent aller sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigten
entweder in eine an-
dere Stadt oder in ei-
nen anderen Kreis zu
ihrem Arbeitsplatz.
Ursache sind in vie-
len Fällen die hohen
Mieten und Immobi-
lienpreise in größeren
Städten. 

Die zusätzlichen Belastungen, die
das Klimapaket für die vielen Pendler
mit sich bringt, will die Bundesregie-
rung mit einer Erhöhung der Pendler-
pauschale entschärfen. Diese soll für
die Jahre 2021 bis 2026 ab dem 21. Ki-
lometer von 30 auf 35 Cent ansteigen.
Steuerlich geltend gemacht werden
kann allerdings nur die einfache Ent-
fernung. Auf eine minimale Entlastung
können somit nur wirkliche Fernpend-
ler hoffen.

Nicht nur aus diesem Grund kommt
die Erhöhung der Pendlerpauschale
einem kosmetischen Pflästerchen

gleich: Den Pendlern droht nämlich,
dass über den relativ langen Zeitraum
bis 2026 die Kosten für Benzin und
Diesel kräftig anziehen, während der
bereits jetzt festgelegte Pauschalbetrag
die künftige Preisentwicklung nur teil-
weise abfedert.

Oft übersehen wird in der Diskus-
sion, dass nicht nur Pendler bei stei-
genden Treibstoffkosten weniger im
Geldbeutel haben. In der Logistik
spielen Dieselfahrzeuge die Hauptrol-
le, ebenso in der Landwirtschaft. De-
ren steigende Kosten werden minde-

stens teilweise an die
Verbraucher weiter-
gereicht. Allein die
geplante Verteuerung
des Dieselpreises hat
daher das Potenzial,
deutschlandweit die
Preise auf breiter

Front steigen zu lassen.
Zusätzlich müssen viele Deutsche

außerhalb größerer Städte für Einkauf,
Freizeitgestaltung oder Ausbildung im
Schnitt längere Strecken zurücklegen.
Gleichzeitig ist das Angebot an öffent-
lichen Verkehrsmitteln oft nur spär-
lich. Dementsprechend wichtig ist in
diesen Regionen das Auto.

Zumindest Sachsens Ministerpräsi-
dent Michael Kretschmer scheint die
Brisanz des Problems erkannt zu ha-
ben. Gegenüber der „Bild am Sonn-
tag“ warnte der CDU-Politiker: „Die
Leute werden sich über die Konse-
quenzen und Mehrbelastungen von

bis zu 15 Cent für Benzin und Diesel
sowie Heizöl erschrecken.“ Die Men-
schen im ländlichen Raum, die auf
das Auto angewiesen seien, würden
die Erhöhung „als Abzocke empfin-
den“, so Kretsch mer. Mit Blick auf
die Beschlüsse zum Klimapaket
sprach er von „sehr rabiaten Maß-
nahmen“, für die ein breiter gesell-
schaftlicher Diskurs notwendig ge-
wesen wäre. 

Skepsis klingt auch beim NRW-Mi-
nisterpräsidenten Armin Laschet
(CDU) durch: Speziell an die Adresse
der Grünen gerichtet, verteidigte er
die Erhöhung der Pendlerpauschale:
„Es können und wollen doch nicht
alle Menschen nach Berlin, Hamburg
oder Düsseldorf ziehen.“ Laschet
weiter: „Das Ziel muss sein, dass die
Menschen überall gut leben können,
gerade im Umfeld der Städte, gerade
im ländlichen Raum.“ 

Welche Bedeutung die Regionen
außerhalb der Millionenmetropolen
und Großstädte in Deutschland noch
immer haben, wurde unlängst auf ei-
ner Veranstaltung der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung in Cottbus deutlich.
Geladen war Professor Klaus Frie-
drich, der an der Martin-Luther-Uni-
versität Halle-Wittenberg lehrt. Der
Sozialgeograf wies darauf hin, dass
nach Daten des Landkreistages noch
immer mehr als die Hälfte der Er-
werbstätigen in Deutschland in länd-
lichen Regionen lebt.  

Norman Hanert

Pendler sollen auf
Busse und Bahnen
umsteigen, doch
das Netz wurde in
der Vergangenheit
massiv ausge-
dünnt:
Stillgelegter Teil
des Bahnhofs von
Bad Freienwalde
bei Berlin

Bild: mago stock&people

Nach zähen Verhandlungen
hat sich Berlins rot-rot-
grüne Regierungskoalition

auf die Details für den geplanten
Mietendeckel geeinigt. So sollen
die Mieten über einen Zeitraum
von fünf Jahren für rund 1,5 Milli-
onen Wohnungen eingefroren
werden. Zulassen wollen die Koa-
litionäre aber Erhöhungen der
Mieten über einen „Inflationsaus-
gleich von 1,3 Prozent pro Jahr“. 

Auf diese Möglichkeit sollen
Vermieter ab 2022 zurückgreifen
können. Ohne Genehmigung dür-
fen Vermieter auch bestimmte
Modernisierungsmaßnahmen auf
die Miete umlegen, wenn die Er-
höhung einen Euro je Quadratme-
ter nicht übersteigt. Höhere Um-
lagen von Modernisierungen sol-
len genehmigungspflichtig sein,
zudem will Rot-Rot-Grün Förder-
programme einführen. 

Aus dem ursprünglichen Ent-
wurf der Wohnungsbausenatorin
Katrin Lompscher (Linkspartei)
hat die Koalition die Idee gestri-

chen, Mietern eine Mietsenkung
zu ermöglichen, wenn sie mehr
als 30 Prozent ihres Nettoeinkom-
mens für Wohnkosten aufwenden.
Gegen dieses Vorhaben waren in
der SPD Stimmen laut geworden,
die vor hohem Verwaltungsauf-
wand, juristischen Problemen

und möglichen Entschädigungs-
forderungen warnten.

Die Kappung von Mieten will
die Koalition nur bei sogenannten
Wuchermieten erlauben. Hier soll
eine Herabsetzung möglich wer-
den, wenn die Miete mehr als 20
Prozent über den Vergleichsmie-
ten liegt. Als Maßstab soll der
Berliner Mietspiegel von 2013
gelten. Zur verwaltungstechni-
schen Umsetzung des Deckels

will die Koalition die Bezirke, die
Investitionsbank Berlin (IBB) und
auch die Senatsverwaltung für
Stadtentwicklung heranziehen. 

Über das Gesetz muss noch das
Abgeordnetenhaus abstimmen.
Laut Plan soll der Deckel Anfang
2020 in Kraft treten. Die Regelung
ist bundesweit bislang einmalig.
Allerdings gibt es in anderen Tei-
len Deutschlands ähnliche Über-
legungen. Bemerkenswert ist die
Entwicklung in Bayern. Dort hatte
sich die CSU bislang strikt gegen
jede Form von Mietendeckeln
ausgesprochen. Justizminister Ge-
org Eisenreich (CSU) kündigte
allerdings jüngst gegenüber der
Münchner „Abendzeitung“ an,
zumindest nach Wohnungsver-
käufen die Mieten zu deckeln:
„Wenn eine Wohnung veräußert
wird, halte ich es für sinnvoll,
dass die Miete drei Jahre nicht er-
höht werden darf“, so der Mini-
ster. Laut Eisenreich unterstützt
Ministerpräsident Markus Söder
(CSU) diese Forderung.  N.H.

Deckel voller Löcher
Berlin: Rot-Rot-Grün einigt sich auf Gesetz zum Mietendeckel

Klima: Pendler als Zahlmeister
Das Klimapaket der Bundesregierung trifft den ländlichen Raum besonders hart

Müller will IAA
Autoschau soll nach Berlin zurückkehren

Berlins Regierender Bürgermei-
ster Michael Müller (SPD) will

die Internationale Automobil-Aus-
stellung (IAA) nach Berlin holen.
Die erste IAA fand schon 1897 in
Berlin statt, später gastierte sie an
verschiedenen Standorten in
Deutschland. Nun wirbt Müller
für eine Rückkehr der Messe in
die Stadt.

Ab 1951 wurde
die IAA auch
wegen des unsi-
cheren politi-
schen Status von
Berlin in Frankfurt am Main eta-
bliert. Berlins Wirtschaftssenato-
rin Ramona Pop: „Eine moderne
IAA, die die neuen Mobilitätser-
fordernisse von Sauberkeit, Elek-
trifizierung und Digitalisierung in
den Vordergrund stellt, würde zu
Berlin passen.“ Kritiker monieren,
dass die Verkehrspolitik des rot-
rot-grünen Senats deutlich auto-
fahrerfeindlich ausgerichtet sei.
Bereitet Müller mit seinem Vor-
stoß einen Politikwechsel vor?

Pop will die Aussteller offenbar
weltanschaulich auf Linie brin-
gen: „Die IAA in ihrer jetzigen
Form hat keine Zukunft mehr,
und das wissen auch die Ausstel-
ler. Ich bin optimistisch, dass In-
genieurskunst und Innovation
den Dinosaurier IAA so umwan-
deln, dass aus einer zukünftigen

Automobilmesse
ein wichtiger Bei-
trag zur Ver-
k e h r s w e n d e
wird.“ 

Eine Ausstel-
lung, die zuletzt immerhin
560 000 Besucher nach Frankfurt
gelockt hat, als Dinosaurier zu
bezeichnen, könnte manchen
Aussteller indes abschrecken.
Aber auch Müller meint, der
Ausstellung Vorschriften machen
zu können: „Die Automobilindu-
strie steht vor großen Verände-
rungen und muss vor dem
Hintergrund der Klimadebatte
und der Digitalisierung neue Lö-
sungen anbieten.“ Frank Bücker

Ausgerechnet Bayern
überlegt sich

ähnliche Schritte

Senatspolitik zu
autofeindlich?

Poller gegen
Terror

Nach dem Vorbild anderer eu-
ropäischer Städte wie Lon-

don plant der Berliner Senat, eine
Reihe von Plätzen gegen Terroran-
griffe abzusichern. Laut „Berliner
Morgenpost“ will die Innenver-
waltung an 18 touristischen Plät-
zen Sicherungsmaßnahmen
durchführen. Im Blick hat der Se-
nat Orte, die von vielen Menschen
angesteuert werden und die eine
besondere städtebauliche, politi-
sche oder touristische Bedeutung
haben oder aber für Berlin eine
hohe Symbolkraft besitzen. Dabei
geht es nicht nur um die Errich-
tung von Betonpollern und Pflan-
zenkübeln: Auch das Aufstellen
von Sitzmöbeln und Überfahr-
sperren oder eine geänderte Stra-
ßenführung sollen Anschläge wie
auf den Berliner Weihnachts-
markt im Dezember 2016 verhin-
dern. Schwerpunkt ist der Bezirk
Mitte. Auf der Liste stehen der
Platz um das Humboldtforum, der
Alexanderplatz, der Bereich um
das Brandenburger Tor, der Gend-
armenmarkt und auch der Hacke-
sche Markt.  N.H.

Noch immer lebt
mehr als die Hälfte

auf dem Land

PR E U S S E N / BE R L I N
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Dänemark
macht dicht

Kopenhagen – Dänemark will kei-
ne Kämpfer des Islamischen Staats
mehr aufnehmen. Ministerpräsi-
dentin Mette Frederiksen, die seit
den Wahlen im Juni dieses Jahres
einer sozialdemokratischen Min-
derheitsregierung vorsteht, will
das „Problem“ dadurch lösen,
dass ihnen die dänische Staats-
bürgerschaft entzogen wird: „Das
sind Menschen, die Dänemark
den Rücken gekehrt haben und
unsere Demokratie und Freiheit
bekämpfen. Sie bedrohen unser
aller Sicherheit. Sie sind in Däne-
mark nicht erwünscht.“ Dies soll
im Schnellverfahren durch das
Parlament verabschiedet werden.
Künftig wird Dänemark Reisende
nicht nur von Deutschland, son-
dern auch von Schweden kontrol-
lieren. In Schweden kam es in
jüngster Zeit zu einer Anzahl von
Anschlägen. F.B.

Der Südosten Afrikas gilt seit
Jahrzehnten als das Armenhaus
der Erde. Nun wird das Trink-
wasser knapp. Gesundheitsorga-
nisationen fürchten eine huma-
nitäre Katastrophe. 

Im afrikanischen Simbabwe,
dem früheren Rhodesien, führt
der Zusammenbruch der Infra-
struktur zu chronischem Trink-
wassermangel. Es fehlt an allem,
sogar am Geld für Chemikalien
in den Wasseraufbereitungsan-
lagen.

Die Vereinten Nationen schlu-
gen unlängst Alarm. Die extreme
Trockenheit in diesem Jahr
könnte zu einer Hungerkrise in
Simbabwe führen. Das Welter-
nährungsprogramm rief die
internationale Gemeinschaft im
August dazu auf, zusätzliche
331 Millionen Euro für Simbab-
we zu spenden. Im November
2017 wurde der mittlerweile
verstorbene Ex-Staatschef Ro-
bert Mugabe durch einen Mili-
tärputsch entmachtet. Bis heute
sitzen Generäle im Kabinett,
Stimmung und wirtschaftliche
Lage sind schlecht. 

Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier rief vor wenigen Ta-
gen anlässlich der „Woche der
Welthungerhilfe“ zu Spenden
für die Hilfsorganisation auf. In
einigen Ländern des Südens hät-
ten Dürreperioden, Über-
schwemmungen und Stürme im-
mer öfter vernichtende Folgen,
sagte Steinmeier in einer Fern-
sehansprache. „Klimaforscher
sagen uns: Diese extremen Wet-
terphänomene sind Folge des
Klimawandels. Und wir wissen
alle: Die Erderwärmung trifft am
stärksten die Länder, die am we-
nigsten dafür können.“

Steinmeier erinnerte an die
Zerstörungen, die der Zyklon
Idai im Südosten Afrikas ange-
richtet hatte. Von dem tropi-
schen Wirbelsturm waren im
März rund drei Millionen Men-
schen in Mosambik, Malawi und
Simbabwe betroffen, mehr als
600 Menschen starben. „Hun-
derttausende, darunter viele

Kinder, leiden bis heute an Hun-
ger. Und viele Menschen haben
fast alles verloren“, sagte der
Bundespräsident. 

Besonders in Simbabwe ist die
Lage katastrophal. Viele Unter-
nehmen schließen, die Arbeits-
losigkeit ist hoch, die Inflation
ebenso. Es mangelt an Grund-
nahrungsmitteln, die Benzin-
preise steigen ebenso wie die für
Strom. Proteste gegen die Preis-

steigerungen schlugen die neuen
Machthaber brutal nieder. Dann
schaffte die Regierung vor weni-
gen Monaten ohne Vorwarnung
das Multiwährungssystem ab.
Fremdwährungen wie der US-
Dollar sind seitdem verboten,
die wenigen ausländischen Inve-
storen sind auf dem Absprung. 

„Jüngste Prognosen aus der
Region zeigen, dass 41 Millionen
Menschen im südlichen Afrika

Hunger leiden – 2018 waren es
noch 29,4 Millionen Menschen“,
warnt die Hilfsorganisation 
Care. Die Vereinten Nationen
teilen diese Einschätzung. Mehr
als 5,5 Millionen Menschen in
Simbabwe haben nach ihren
Schätzungen zum Jahreswechsel
keinen Zugang zu genügend
Nahrungsmitteln. Schon jetzt
gelte das dort für mehr als
3,5 Millionen Menschen. 

Im Nachbarland Mosambik
mangelt es zurzeit mindestens
1,6 Millionen Menschen an Nah-
rung, bis Anfang 2020 könnte
diese Zahl auf 1,9 Millionen an-
steigen. Neben den klimatischen
Bedingungen sind auch in Mo-
sambik vor allem instabile Ver-
hältnisse sowie wirtschaftliche
Schwäche die Hauptgründe für
die Misere. „Armut, Katastro-
phen, Korruption, Gewalt: Mo-

sambik in Ostafrika, wo heute
gewählt wird, ist ein Land der
Krisen“, schrieb der Deutsch-
landfunk kürzlich über die Zu-
stände vor Ort. Seit der Unab-
hängigkeit von Portugal im Jahr
1975 regiert die Befreiungsbe-
wegung Frelimo. In der vergan-
genen Woche fanden „freie“
Wahlen statt, die ausländische
Beobachter als „grenzwertig“ be-
zeichneten. 

Die Bereitschaft der interna-
tionalen Gemeinschaft zu hel-
fen, ist gering. Und das hat gute
Gründe. Im Jahr 2016 hatte die
damalige Regierung Kredite in
einer Höhe von über zwei Milli-
arden US-Dollar heimlich aufge-
nommen, am Parlament und den
Gebern vorbei. Drei halbstaatli-
che Firmen sollten damit angeb-
lich den Kauf von Patrouillen-
booten und einer Thunfisch-

Flotte finanzieren. Stattdessen
versickerte ein großer Teil der
Summe aber in dunklen Kanä-
len. Schmiergelder wurden ge-
zahlt, Verantwortliche mehrerer
Ministerien und des Gemein-
dienstes haben die Hand aufge-
halten. 

Es kam, wie es kommen muss-
te. Die Währung stürzte ab, die
Staatsverschuldung ging nach
oben. Es war der Beginn einer
schweren Wirtschaftskrise, von
der sich Mosambik, in dem
40 Prozent der Menschen Anal-
phabeten sind, nur langsam er-
holt. In dem Land leben fast
30 Millionen Menschen, ledig-
lich rund 12,9 Millionen haben
sich als Wähler registriert. Im
UN-Index der menschlichen
Entwicklung liegt das Land auf
Platz 180 von 189 Ländern.

Die Instabilität in der Region
sorgt dafür, dass Klimakrisen
schlechter bewältigt werden als
in Ländern mit einer funktionie-
renden staatlichen Ordnung.
„Viele Länder, die unter verbrei-
tetem Hunger leiden, sind
gleichzeitig stark vom Klima-
wandel betroffen; Menschen, die
ohnehin schon ums wirtschaftli-
che Überleben kämpfen, geraten
bei zunehmenden Extremwet-
terlagen rasch in existenzielle
Not und leiden Hunger“, erklär-
te der Generalsekretär der Welt-
hungerhilfe, Mathias Mogge
gegenüber dpa. 

In Südafrika dagegen konnten
Probleme mit Trockenheit durch
staatliches Eingreifen gelöst
werden. Die Touristen-Metropo-
le Kapstadt erlebte während der
vergangenen Monate eine be-
sonders lange Dürrephase, ver-
bunden mit extremer Wasser-
knappheit, die in diesem Aus-
maß, so die Behörden, noch nie
dagewesen war. Die Stadt Kap-
stadt rief die Bevölkerung zum
konsequenten Wassersparen auf,
die Maßnahmen zeigten Wir-
kung. Als der Regen kam, wur-
den die Speicher schnell gefüllt.
Die Krise wurde ohne humanitä-
re Katastrophen überwunden.

Peter Entinger

Menschliches Versagen
Dem Schwarzen Kontinent droht neue Hungerkatastrophe – Terror, Gewalt und Korruption tun ein Übriges

Unterstützung
für Ankara 

Budapest – Ungarn hat als einzi-
ges Land innerhalb der Europäi-
schen Union seine Zustimmung
zur türkischen Militärintervention
in der Kurdenregion Syriens er-
klärt. Der ungarische Außenmini-
ster Peter Szijjarto sagte nach ei-
nem Treffen mit seinem türki-
schen Amtskollegen Mevlüt Cavu-
soglu in Aserbaidschans Haupt-
stadt Baku, es sei „im nationalen
Interesse Ungarns“, dass Ankara
die Migrationsfrage in Richtung
Syrien löse und nicht in Richtung
Europa“. Szijjarto erklärte weiter:
„Das ungarische nationale Interes-
se diktiert es, dass wir es vermei-
den, dass mehrere hunderttau-
send oder gar Millionen illegale
Migranten an der Südgrenze Un-
garns auftauchen.“ Außenminister
Szijjarto und der ungarische Mini-
sterpräsident Viktor Orbán waren
in Baku Teilnehmer an einem Gip-
feltreffen der Turkstaaten, obwohl
die Magyaren diesen eigentlich
nicht angehören. N.H.

Nach der islamistischen
Messerattacke mit vier
Opfern in der Polizeiprä-

fektur von Paris haben multikul-
turelle Banlieue-Aktivisten zu ei-
ner Solidaritätskundgebung für
den aus den Antillen stammen-
den Mörder vor dem Rathaus der
Stadt, in der er lebte, aufgerufen.

Ein Komitee aus selbsternann-
ten „Vorstadt-Kämpfern“ um Ha-
dama Traoré hatte zu einer Soli-
daritätskundgebung vor dem Rat-
haus von Gonesse bei Paris aufge-
rufen. In dieser Gemeinde wohn-
te der Polizeifunktionär, der vier
Arbeitskollegen umgebracht hatte
und daraufhin selbst erschossen
wurde.

Traoré, dessen polemische und
oft polizeifeindliche Kommentare
in sozialen Netzwerken hundert-
tausende „Likes“ bekommen, be-
hauptete, der Attentäter sei am
Arbeitsplatz wegen seines Hör-
schadens diskriminiert worden.
Er habe zwar „Unschuldige umge-
bracht“, Ursache hierfür sei je-
doch seine Diskriminierung ge-
wesen. Wenn diese nicht inner-
halb der Polizei behoben würden,
müssten sich solche Anschläge
wiederholen, meinte Traoré, der
sich auch politisch engagiert.

Der Fall weckt Erinnerungen an
den Anschlag von 2015 auf das
Satiremagazin „Charlie Hebdo“

mit zwölf Toten. Die nationale So-
lidarität um den Slogan „Je suis
Charlie“ hatte damals auch rasch
Risse erhalten, weil viele Muslime
die Karikaturen des Satiremaga-
zins ablehnten und sich deshalb
nicht an den nationalen Trauerbe-
kundungen für die Opfer beteili-
gen wollten. Allerdings kam es
damals es noch nicht zu Solidari-
tätsbekundungen mit den Tätern.
Dies ist eine neue Qualität. 

Der Islamismus will die Straßen
Frankreichs erobern und setzt da-

zu das ein, was er am besten kann
– den Terror. Die Demonstration
in Gonesse wurde verboten und
Traoré wegen Verherrlichung von
Terror verhaftet. Die breite Me-
dienreaktion zeigt aber, dass es in
Frankreich abseits von Trauerbe-
kundungen auch eine andere Re-
alität gibt. Und sie wird von Akti-
visten wie Traoré weidlich ausge-
schlachtet. Der in einer berüchtig-
ten Vorstadtsiedlung aufgewach-
sene Sohn malischer Eltern er-
klärte in den sozialen Medien, die
Teilnahme an seiner geplanten

Kundgebung sei „für alle Muslime
eine Pflicht“. 

Den Islam setzt Traoré gezielt
für seine politischen Zwecke ein.
Er hatte 2017 eine Partei mit dem
Namen „Repräsentative Demokra-
tie“ gegründet. Diese erzielte bei
der Europawahl in der Stadt Aul-
nay-sous-Bois mit 2,65 Prozent
der abgegebenen Stimmen ihr be-
stes Ergebnis. Damals kommen-
tierte Traoré das Ergebnis so: „Die
Revolution ist in Bewegung und
wird nicht aufhören.“ 

Hadama Traoré war seit einigen
Jahren Leiter eines Jugendzen-
trums für das Rathaus von Aul-
nay-sous-Bois. Dieses war gegrün-
det worden, um die Gewalt in den
Banlieues, die mehrmals schon zu
landesweitem Aufruhr unter den
zumeist muslimischen Jugend-
lichen geführt hatte, zu bekämp-
fen. Unter Traorés Leitung wurde
das Jugendzentrum allerdings ge-
rade zu einer Brutstätte neuer is-
lamistischer Gewalt. Deswegen
war der Aktivist im Dezember
2018 entlassen worden. 

Jetzt wird sich der ehemalige
Rapper im Gefängnis für die
nächsten Kommunalwahlen vor-
bereiten, an denen er wieder teil-
nehmen will. Mit den Gelbwesten
hat er schon eine Allianz gebildet,
mit der er das Rathaus von Aul-
nay-sous-Bois erobern will. B.B.

Die liberale israelische Ta-
geszeitung „Jerusalem
Post“ sieht in der Betrof-

fenheit von Angela Merkel und
der gesamten Bundesregierung
über die antisemitische und frem-
denfeindliche Bluttat des 27-jäh-
rigen Stephan Balliet in Halle ein
Ablenkungsmanöver.

Die Tatsache, dass der Täter,
nachdem er seine Tat nicht in der
Synagoge ausführen konnte, sich
eine Kebab-Bude vornahm, wur-
de auch in Israel als ein Zeichen
dafür gewertet, dass Neonazis
Muslime genauso hassen wie Ju-
den. Zielscheibe einer solchen
Berichterstattung seien Rechtspo-
pulisten aller Couleur, darunter
vor allem die AfD, Victor Orbán
oder Donald Trump, die die
Schuld für eine solche Form des
Antisemitismus zugesprochen be-
kamen.

In Israel wurde kritisch zur
Kenntnis genommen, dass die
Bundeskanzlerin Angela Merkel
am Tatabend ausgerechnet an ei-
ner von Sawsan Chebli, einer pa-
lästinensischstämmigen Berliner
Staatsekretärin, organisierten
Mahnwache zusammen mit der
Rabbinerin Gesa Ederberg in der
Neuen Synagoge in Berlin teilge-
nommen hat. Dort wurde der
braune Antisemitismus einiger
Verirrter als Wurzel allen Übels

verurteilt. Neonazis sind jedoch
nur ein kleiner verstoßener Rand-
sektor der deutschen Gesell-
schaft, weiß man auch in Israel.

Die „Jerusalem Post“ fragte sich,
ob Sawsan Chebli eine Mahnwa-
che auch organisiert hätte, wenn
antisemitische Nahostler die Ver-
ursacher einer solchen Tat gewe-
sen wären, wie schon oft in den
vergangenen Jahren. Man fragte
sich auch, wie sich Merkel wohl
gefühlt hat, als sie die in israeli-
sche Flaggen gehüllten Mahnwa-

chen sah. Immerhin hat Merkel
die Bemerkung des Oberkom-
mandierenden der islamischen
Revolutionsgarden im Iran, Gene-
ral Salami, dass sie den Willen
und die Fähigkeiten habe Israel
auszulöschen, nicht als antisemi-
tisch, sondern nur als „antiisraeli-
sche Rhetorik“ eingestuft. 

Merkels schwache Reaktion auf
die Vernichtungsdrohung an Is-
rael sieht man dort im Kontext ih-
rer allgemeinen Politik gegenüber
dem Iran. Merkel möchte unbe-
dingt das von den USA aufgekün-

digte Atomabkommen von 2015
mit den Mullahs in Teheran und
den Handel, der damit einher-
geht, retten. Deshalb weigere sie
sich auch, die Tätigkeit der His-
bollah innerhalb der deutschen
Grenzen zu verbieten.

Merkels schwache Reaktion auf
die Vernichtungsdrohung des Iran
werfe auch ein noch schockieren-
deres Licht auf die Teilnahme des
deutschen Außenministeriums
Heiko Maas zum 40. Jahrestag der
Islamischen Revolution in der ira-
nischen Botschaft in Berlin im Fe-
bruar. In Israel hatte man ge-
glaubt, dass eine Regierung, deren
Außenminister Heiko Maas be-
hauptet, wegen der Gräueltaten in
Auschwitz in erster Linie in die
Politik gegangen zu sein, solche
Festlichkeiten boykottieren wür-
de, geschweige denn daran teil-
nehmen würde. 

Ebenso erstaunlich fand man 
in Israel das Glückwunschtele-
gramm von Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier nach Te-
heran, in dem er die Mullahs für
ihre Revolution gelobt hatte. In 
Israel weiß man, wer das gefähr-
lichste hegemoniale, genozidale
und antisemitische Regime der
Welt seit Hitler und Stalin ist. In
Deutschland offenbar noch nicht,
auch nicht nach dem 9. Oktober,
den Morden von Halle. B.B.

Jerusalem fürchtet
Anbiederung Berlins

an den Iran

Zweifel an Merkels Trauer
Israelis wundern sich über das Verhalten der Deutschen nach Halle

Revolution in Bewegung
Muslime solidarisieren sich mit dem Polizistenmörder von Paris

Heroisierung des 
Täters als Opfer einer

Diskriminierung 
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Notenbanken
kaufen Gold 

Abneigung gegen
Mobilzahlung

London – Notenbanken haben im
Laufe der letzten Monate ihre
Goldvorräte weiter aufgestockt.
Nach Daten des World Gold Coun-
cil kauften Zentralbanken im Juli
12,8 Tonnen Gold dazu. Im August
deckten sich Notenbanken sogar
mit 57,3 Tonnen Gold ein. Allein
41 Tonnen gingen dabei auf das
Konto der türkischen Zentral-
bank. Auch Russlands Zentral-
bank trat erneut als wichtiger
Käufer auf und stockte seine 
Goldreserven im August um 11,3
Tonnen auf. Die niederländische
Notenbank hat in einem Kommen-
tar  Goldreserven als Basis für den
Aufbau eines neuen Finanzsy-
stems nach einem Kollaps be-
zeichnet. N.H.

München – Unter deutschen Ver-
brauchern gibt es weiterhin einen
großen Vorbehalt gegen das Be-
zahlen über das Handy. Laut einer
Untersuchung der Unterneh-
mensberatung »PwC Strategy&«
nutzten Ende 2018 nur fünf Pro-
zent der Deutschen ihr Smart-
phone für Bezahlungen. Das war
der niedrigste Wert unter den
zehn untersuchten europäischen
Ländern. In Schweden nutzt ein
Drittel der Verbraucher das Han-
dy für Bezahvorgänge. N.H.

Am 1. November übernimmt
Christine Lagarde von Mario
Draghi die Führung der Europä-
ischen Zentralbank (EZB). Viele
Beobachter erwarten, dass die
neue EZB-Chefin die Geldpolitik
ihres Vorgängers fortsetzen
wird. Die Französin wird dabei
allerdings auf einige Schwierig-
keiten stoßen.

Von ihrem Vorgänger über-
nimmt Lagarde unter anderem
ein Problem, für das sie binnen
eines Jahres eine Lösung finden
muss. Noch unter Draghi hat die
EZB im September die Wieder-
aufnahme des Ende 2018 einge-
stellten Programms zum Kauf
von Staatsanleihen beschlossen.
Bereits ab November will die
EZB erneut Wertpapiere der Eu-
roländer im Volumen von mo-
natlich 20 Milliarden Euro an
den Märkten einsammeln. 

Nicht zuletzt auf Druck der
Bundesbank hat sich die EZB
bei ihren Käufen selbst Regeln
auferlegt. Bei den Staatsanleihen
gelten Obergrenzen von 33 Pro-
zent pro Land. Ziel dieser Be-
grenzung ist es, eine dominie-
rende Stellung der EZB auf dem
Anleihemarkt zu verhindern.
Zudem kauft die EZB die Anlei-
hen auch proportional zum Ka-
pitalanteil der nationalen Zen-
tralbanken. Beispielsweise hat
die Bundesbank einen Kapital-
anteil von rund 26 Prozent an
der EZB. Dementsprechend
hoch sollte auch der Anteil
deutscher Anleihen am Kauf-
programm sein. 

Absehbar ist inzwischen, dass
die EZB diese Regelungen man-
gels Anlagevolumen nicht mehr
lange durchhalten kann. Dabei
spielen die deutsche Haushalts-
politik der „schwarzen Null“
und die Schuldenbremse eine
Rolle, aber auch die massiven
EZB-Anleihekäufe in der Ver-
gangenheit. Schon bis Ende
2018 hatte die EZB im Laufe der
Jahre Anleihen im Volumen von
über zwei Billionen Euro an den
Märkten eingesammelt. Über
diese Käufe ist mittlerweile auch

gut ein Drittel der Staatsschul-
den der Eurozone in den Bü-
chern der EZB gelandet. 

Inzwischen beschäftigen sich
auch Wirtschaftsforscher und
Banken mit der Frage, ab wann
die EZB ihre selbstgesetzten
Grundsätze für die Wertpapier-
käufe nicht mehr anwenden
kann. Jörg Krämer, Chefvolks-
wirt der Commerzbank, sagt

zum Beispiel voraus: „Nach un-
seren Berechnungen wird dies
bei monatlichen Nettokäufen
von 20 Milliarden Euro und ei-
nem Festhalten am Kapital-
schlüssel Anfang 2021 der Fall
sein.“ Die US-amerikanische In-
vestmentbank Jefferies sieht bei
den Bundesanleihen den kriti-
schen Punkt bereits elf Monate
nach Wiederaufnahme der An-

leihekäufe kommen. Im Fall der
niederländischen Staatsanleihen
steuert die EZB laut Jefferies be-
reits nach sechs Monaten auf ei-
nen Endpunkt zu. 

Deutschlands führende Wirt-
schaftsforschungsinstitute sind
in einem Gutachten inzwischen
zu der Einschätzung gelangt,
dass die EZB trotz Bedenken der
Bundesbank die Regeln für die

Anleihekäufe ändern wird. Die
neue EZB-Chefin Lagarde wür-
de mit dem Einkassieren der al-
ten Vereinbarung allerdings ris-
kieren, dass die Kritik aus
Deutschland an der extrem lok-
keren Geldpolitik weiter wächst.
Berücksichtigen muss die Fran-
zösin zudem, dass vor dem
Bundesverfassungsgericht noch
immer ein Verfahren anhängig

ist, in dem es um die Zulässig-
keit der EZB-Anleihekäufe geht. 

Das drohende Dilemma bei
den Anleihekäufen kann als Vor-
bote einer größeren Entwick-
lung gesehen werden. Wichtige
Zentralbanken betreiben seit
der globalen Finanzkrise von
2008/2009 mit Null- und Nega-
tivzinsen permanent eine Geld-
politik für den Ausnahmezu-

stand. Inzwischen treten aber,
etwa bei den Geschäftsbanken,
auf dem Immobilienmarkt oder
aber der Altersvorsorge, die
massiven negativen Auswirkun-
gen dieser Zinspolitik immer
stärker zu Tage. Zudem ist bei
der Nullzinspolitik unter den
gegenwärtigen Bedingungen
kein weiteres Senkungspotenzial
vorhanden, um notfalls der

Wirtschaft Impulse zu geben.
Wenn dazu noch eine Rezes-
sionsangst oder gar eine ausge-
machte Wirtschaftskrise um sich
greift, könnten sehr ungewöhnli-
che und radikale geldpolitische
Maßnahmen die Folge sein.

Vorstellbar ist etwa, dass die
EZB nach dem Vorbild der japa-
nischen Zentralbank oder der
Schweizer Nationalbank selbst
in den Aktienhandel einsteigt. In
der „Wirtschaftswoche“ wurden
anlässlich des Führungswech-
sels bei der EZB noch weitere
Möglichkeiten skizziert. Eine
Einschränkung oder Abschaf-
fung der Bargeldhaltung würde
es beispielsweise ermöglichen,
die Leitzinsen noch tiefer in den
negativen Bereich zu drücken.
Vor allem in den USA diskutie-
ren einige Ökonomen die Idee,
die Zentralbanken den Direkti-
ven von Regierungen zu unter-
stellen und die Staatsfinanzie-
rung direkt über die Notenpres-
se laufen zu lassen.

Den wenigsten gesellschaft-
lichen Widerstand würde ver-
mutlich das Konzept des „Heli-
koptergeldes“ hervorrufen. Da-
bei würde die Zentralbank Geld
direkt an Regierungen, Unter-
nehmen und Privatpersonen ge-
ben, quasi einen Geldregen für
alle starten. 

Sollte die EZB eines Tages tat-
sächlich solche Konzepte umset-
zen wollen, würde damit end-
gültig der Boden des Maastricht-
Vertrages verlassen. Notwendig
wären entweder ganz massive
Regelbrüche oder aber eine
Neuverhandlung der Währungs-
union. 

Schon jetzt mehren sich aller-
dings die Zeichen, dass der
Widerstand gegen die extrem
lockere Geldpolitik auch inner-
halb der EZB wächst. Wie aus
dem Tagungsprotokoll vom
12. September hervorgeht, gab es
auf der EZB-Sitzung zahlreiche
Gegenstimmen gegen die von
Draghi auf den Weg gebrachten
Zinsbeschlüsse und die Wieder-
auflage der Anleihekäufe.

Norman Hanert

Ist Mario Draghi 2.0 noch zu stoppen?
Ohne Regelbrüche wird Christine Lagarde den Kurs ihres Vorgängers bei der EZB kaum fortsetzen können

Noch im vergangenen Jahr ist
der Mittelstand in Deutsch-
land von einer Bestmarke

zur nächsten geeilt. Die kräftige
Binnenkonjunktur verhalf den klei-
nen und mittleren Unternehmen
(KMU) zum stärksten Umsatz-
wachstum seit sieben Jahren, einem
weiteren Beschäftigungsrekord so-
wie einem andauernden Investi-
tionshoch. Doch nun trübt sich die
Stimmung mächtig ein. 

Laut dem KfW-Mittelstandspanel
2019 der staatlichen Kreditanstalt
für Wiederaufbau mit dem vielsa-
genden Untertitel „Rekordjahr im
Rücken, dunkle Wolken voraus –
Unternehmen zwischen Bestmar-
ken und Abwärtssorgen“ wird sich
das Wachstumstempo verlangsa-
men. Zwar würden Beschäftigung,
Umsätze und Investitionen weiter
zulegen. „Die Dynamik aber geht
merklich zurück – dem langwäh-
renden Aufschwung scheint all-
mählich die Puste auszugehen“,
sagte KfW-Ökonom Michael
Schwartz der „Wirtschaftswoche“.
Damit deute sich das Ende der
mittelständischen Rekordjahre an,
auch wenn das Niveau vorerst hoch
bleiben dürfte. Das KfW-Mittel-
standspanel 2019 zeigt Details. Tra-
gende Säule der anhaltenden Zu-
nahme an Arbeitsplätzen ist der
Dienstleistungssektor – er gewinnt
kontinuierlich an Bedeutung für

den Arbeitsmarkt. Das Baugewerbe
prosperiert besonders stark, das
verarbeitende Gewerbe zeigt dage-
gen Anzeichen von Schwäche.

„Zwar wird der Mittelstand auch
2019 auf dem eingeschlagenen
Wachstumspfad bleiben: Beschäfti-
gung, Umsätze und Investitionen
werden, bei gleichbleibend guten
Finanzierungsbedingungen, auch
weiter zulegen. Die Dynamik aber
geht merklich zurück – der lang
währende Aufschwung scheint all-
mählich zu Ende zu gehen“, heißt

es in dem Papier. Zudem würden
vor allem Handelskonflikte erhebli-
che Abwärtsrisiken für die Kon-
junktur bergen: „Die Unsicherheit
ist hoch.“ So belegt das sogenannte
Mittelstandsbarometer der KfW ei-
ne überdurchschnittliche Eintrü-
bung des Geschäftsklimas der
mittelständischen Unternehmen
zum Ende des diesjährigen Som-
mers. Die mittelständischen Unter-
nehmen hätten sich konjunkturell
lange als vergleichsweise wider-
standsfähig erwiesen, während das
Geschäftsklima in den Großunter-

nehmen schon seit geraumer Zeit
von erheblichem Pessimismus ge-
prägt sei. Mit Verzögerung greife
die negative Stimmung nun aller-
dings auf den Mittelstand über. In
der mittleren Frist dürfte die Krise
auch die KMU erfassen. Die allge-
meine Stimmungslage innerhalb
des Mittelstands würde im Hinblick
auf die Wirtschaftsleistung auf ein
trübes zweites Halbjahr hindeuten.
„Eine technische Rezession, minde-
stens zwei negative Quartalswachs-
tumsraten in Folge, scheint nahezu
unvermeidlich. Ursächlich hierfür
ist in erster Linie die außenwirt-
schaftliche Schwäche (flaue Welt-
konjunktur, Eskalation der Han-
delskonflikte und enorme Brexit-
Unsicherheiten)“, heißt es weiter. 

Trotz der Konjunkturabkühlung
wollen die Mittelständler auch in
diesem Jahr unter dem Strich eine
positive Arbeitsplatzbilanz erzie-
len. Rund 17 Prozent der für die
jährliche Studie Befragten gaben
an, ihre Mitarbeiterzahl erhöhen zu
wollen. Nur rund zehn Prozent
wollen Beschäftigung abbauen.
Allerdings dürfte der Stellenaufbau
an Tempo verlieren. 

Die KfW zählt Unternehmen,
die nicht mehr als 500 Millionen
Euro jährlich umsetzen, zum
Mittelstand. Mehr als 10000 Fir-
men nahmen an der Umfrage teil.

Peter Entinger

»Dunkle Wolken voraus«
KfW warnt vor schlechteren Zeiten für den Mittelstand

»Die Dynamik 
geht 

merklich zurück«

Die Schulden-Uhr:

Gesamtverschuldung:
1.918.394.227.456 €
Vorwoche: 1.918.433.842.108 €

Verschuldung pro Kopf:
23.107 €
Vorwoche: 23.108 €

(Dienstag, 22. Oktober 2019, 
Zahlen: www.steuerzahler.de)

WI RTS C H A F T

8. Konferenz für Souveränität | 2019

16. 11. 2019
MAGDEBURG
AB 12:00 UHR

Gegen den 
Klimawahn
Öko-Diktatur: Wie wir unsere 
Autos, bezahlbaren Strom 
und unsere Freiheit verlieren

Jetzt anmelden: compact-konferenz.de

Referenten: Dirk Spaniel (MdB, AfD), Holger Strohm (Buchautor), Oliver Hilburger (Be-

triebsrat bei Daimler), Gerhard Wisnewski (Buchautor), Václav Klaus (ehem. tschechi-

scher Präsident, angefr.), Michael Limburg (EIKE-Institut), Jürgen Elsässer u.a.

Anzeige

Verfechter einer Politik des billigen Geldes: Die Französin Lagarde und der Italiener Draghi
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Immer mehr Menschen schei-
nen die dramatischen Verände-
rungen der letzten Jahre nicht

weiter ertragen zu wollen. Daran ist
nicht alleine die Massenimmigra-
tion Schuld, die das Land, gesell-
schaftlich wie auch finanziell, in
teils katastrophale Zustände ge-
stürzt hat. Neben der verheerenden
Familienpolitik und der immer
deutlicher auf Sexualisierung aus-
gerichteten Gesellschaft kommen
Impfpflicht, herannahende Kita-
pflicht, Gender-Unterricht und so
vieles andere. Und nun wird eine neue
Stufe gezündet, die das Sicherheitsgefühl
der Bürger weiter dramatisch dezimiert.
Das dicht besiedelte Deutschland ist start-
klar für die 5G-Technologie. Nachdem
Kanzlerin Angela Merkel Mitte Oktober
2019 grünes Licht
auch für den chinesi-
schen Mobilfunkkon-
zern Huawei gab,
sind derweil alle Li-
zenzen verkauft. Für
6,5 Milliarden Euro
verschacherte die
Bundesregierung die Gesundheit der Bür-
ger und der Umwelt an die Deutsche Te-
lekom, Vodafone, Telefonica und United
Internet. Die Gesundheit? Ja, die Gesund-
heit!

Zur Erläuterung: Huawei ist einer der
weltweit führenden Netzwerkausrüster
und ein Vorreiter beim neuen Mobilfunk-
standard 5G. Nicht nur die USA werfen
dem Konzern eine viel zu große Nähe zur
chinesischen Regierung vor. So befürchtet
man, dass sich China über Huawei und
das 5G-Netz mit Spionagetechnik im eu-
ropäischen Markt einnisten könnte. Ja-
pan, Australien, Neuseeland und Taiwan
haben deshalb bereits Sperrklauseln ein-
geführt, um Huawei nicht auf den Markt
zu lassen. Kanada hat noch nicht ent-
schieden. Der EU-Kommissar für die Si-
cherheitsunion Julian King warnte in die-
sem Zusammenhang nachdrücklich vor
staatlichem Einfluss auf die 5G-Netze:

„Feindliche Staaten könnten Druck auf
5G-Anbieter ausüben, um Cyberangriffe
zu ermöglichen, die ihren nationalen
Interessen dienen.“ Dass 5G auch wichtig
ist für den geplanten weltumfassenden
Eingriff der Künstlichen Intelligenz in un-

ser Leben, wird selten
erwähnt.

Doch da sind eben
auch erhebliche ge-
sundheitliche Gefah-
ren, das wird immer
deutlicher. Also, was
ist 5G? Was macht

5G? Was sagen Experten zu 5G? Wem
dient 5G? Wie gefährlich ist 5G? Gleich
vorweg: Eine Menge sogenannter Exper-
ten streiten sich über 5G und die Auswir-
kungen der elektromagnetischen Strahlen
auf Mensch, Tier und Umwelt. Die, wel-
che diese Technologie als ungefährlich
einstufen, finden sich nicht selten auf der
Gehaltsliste jener Companys, die direkt
oder indirekt mit dem höchstlukrativen
5G-Geschäft zu tun haben, während mitt-
lerweile unzählige Fachleute und Exper-
ten vor immensen gesundheitlichen Schä-
den durch 5G warnen. So nimmt der
Elektrosmog durch Handys und Mobil-
funkmasten immer mehr zu, obwohl die
Risiken in etlichen Studien nachgewiesen
wurden. Mit dem Netzausbau der fünften
Generation wollen die Mobilfunkbetrei-
ber die Geschwindigkeiten im mobilen
Internet gegenüber 4G noch deutlich stei-
gern, so das „ESMOG-Magazin“. Die neue

5G-Technologie erfordert allerdings eine
bisher nie dagewesene Anzahl an Sende-
masten. Zudem „mangelt es an repräsen-
tativen Studien, die die Gefahr der neuen
Frequenzbänder beurteilen könnten.“
Rechtlich sei die Einführung von 5G
höchst kritisch zu beurteilen, wenn schon
im Vorfeld der Produkteinführung massi-
ve gesundheitliche Auswirkungen auf
Mensch, Tier und Umwelt anzunehmen
sind. Ein Massensterben von Vögeln nach
einem 5G-Testlauf in Den Haag wurde
2018 von etlichen Mainstreammedien
kurzerhand als Verschwörungstheorie
weggewischt. Schon die Vorläufer, 3G und
4G, die ebenso keine harmlosen Wegge-
fährten sind, wurden ohne große Untersu-
chungen durchgewinkt. 5G nun wird mit
wesentlich mehr Sendemasten arbeiten. 

Außerdem werden im „Internet der
Dinge“ zahlreiche Dinge des Lebens dann
senden und empfangen können. In sei-
nem 2018 erschienenen Buch kündigte
der Unternehmer Milorad Krstic zum
Thema 5G das Horrorszenario an, das
jetzt zum Ausbruch kommt und das man
sich einmal zu Gemüte führen sollte:
„Während bei immer mehr Menschen ei-
ne Verflachung der geistigen Fähigkeiten
zu beobachten ist, fordern Milliarden von
Smombies (Wortkombination aus Smart-
phone und Zombie) weltweit ein immer
größeres Datenvolumen und eine immer
höher werdende Übertragungsgeschwin-
digkeit. Wir ,brauchen‘ Smarthomes, ei-
nen Kühlschrank, der selbstständig ein-

kauft, eine Heizung, die sich selbst regelt
und eine Waschmaschine, die in der Lage
ist, ,ausreichend‘ Waschmittel zu dosie-
ren. Wir wollen (!) und bekommen ein
Internet der Dinge. Abkürzung: IoT. Dafür
wird die sogenannte 5G-Übertragungs-
technologie benötigt.“ 

Der Autor erläutert weiter, dass damit
bis zu 100 Milliarden Geräte „unterstützt“
werden könnten: „Die Geschwindigkeit ist
zehn bis 100 Mal höher als bei 4G, das
allerdings auch schon zehn Mal schneller
ist als 3G. Dass aber die 5G-Technologie
nur mit Millionen von Antennen, die wir
bisher nicht kannten, zu realisieren ist,
darüber hört man kaum etwas.“ 

Die Strahlendosis wird mit 5G also
massiv steigen. Der
Wissenschaftler Franz
Adlkofer leitete bis
2004 die großange-
legte EU-Reflexstudie.
Sie sollte eigentlich
die Unbedenklichkeit
von Mobilfunkstrah-
lung belegen. Man habe damals angefan-
gen mit der Bestrahlung von isolierten
menschlichen Zellen, berichtet Adlkofer,
„doch wir stellten damals fest, dass wir
uns getäuscht hatten. Wir sahen, dass in
diesen Zellen Genschäden auftraten. Und
Genschäden sind bekanntlich der Beginn
von bösartigen Erkrankungen, von
Krebs!“

Kaum waren die Ergebnisse veröffent-
licht, hagelte es Fälschungsversuche,

heißt es in einer Reportage auf der
Homepage des 5G-Gegners und
Experten Ulrich Weiner. Aber zwei
unabhängige Untersuchungsgre-
mien entkräfteten die Vorwürfe.
Ein jahrelanger Rechtsstreit reha-
bilitierte dann auch noch per Ge-
richtsbeschluss die Studie. Es gehe
hierbei nicht um die direkte Schä-
digung der DNA, so Adlkofer. Son-
dern es gehe vielmehr um die
„Veränderung des Stoffwechsels,
um die Bildung zum Beispiel der
Freien Radikalen, die dann den

Rest besorgen. Nicht schlagartig, sondern
ganz langsam!“

Seit Kurzem werden Adlkofers Ergeb-
nisse durch zwei neue Studien gestützt.
So hatte das italienische Institut Ramaz-
zini Ratten lebenslang der Strahlung aus-
gesetzt. Man habe eine auffällige Häu-
fung von Tumorarten festgestellt, die
auch bei Vielbenutzern von Mobiltelefo-
nen auftreten, heißt es. Zu gleichen Er-
gebnissen kamen US-Forscher des Natio-
nal Toxicology Programs (NTP) in einer
zehnjährigen Langzeitstudie. Bis dato
hatten Forscher nur eine thermische Wir-
kung durch das Langzeittelefonieren re-
gistriert, also eine geringe Temperaturer-
höhung des inneren Gewebes. Die flä-

chendeckende 5G-
Strahlung werde
zwar zu schwach
sein, die Haut zu
durchdringen. Aber
welche Wirkung ist
dann für die erhöh-
ten Erkrankungen

verantwortlich? 
Es fehlt an Risikoforschung und am po-

litischen Willen, um endlich die Karten
auf den Tisch zu bekommen. Politik, In-
dustrie und eine bestimmte Gruppe von
Wissenschaftlern haben sich derweil
darauf geeinigt, dass Mobilfunkstrahlen
harmlos sind. Und während man sich
entspannt mit den Gegnern streitet, wer-
den im dicht besiedelten Deutschland
Masten um Masten für 5G errichtet.

Die Autorin: Eva Hermans Buch »Das Eva-
Prinzip« erreichte 2006 hunderttausende Leser.

Weitere Bestseller über Medien, Familie, 
Mutterschaft und Spiritualität folgten. Die 

ehemalige ARD-Moderatorin, die 1958 in Emden
geboren wurde, lebt in Hamburg. 

Bereits nach einem Drittel
seiner zwölfjährigen Amts-

zeit hat der sächsische Landes-
bischof Carsten Rentzing am
11. Oktober seinen Rücktritt an-
gekündigt. Der nicht nur theo-
logisch als konservativ geltende
Kirchenmann stand von Anfang
an in der Kritik, war aber nach
Kräften bemüht, das von ihm
existente Bild aufzuweichen. So
beteiligte er sich an einer Lich-
terkette gegen Pegida bezie-
hungsweise den Leipziger Able-
ger Legida und begrüßte die
„Fridays for Future“-Initiative.
Eine direkte Stellungnahme ge-
gen die AfD gab es zwar nicht,
allerdings veröffentlichte seine
Landeskirche eine eindeutige
„Orientierungshilfe zum Um-
gang mit politischen Parteien“.
Dies und vieles
andere befrie-
digte die Posi-
tionierungsfor-
derer nicht. Im
September wur-
de die „Vergan-
genheit“ Rent-
zings aufs Tableau gehoben.
Mitglied einer schlagenden Ver-
bindung sei er in seiner Stu-
dienzeit geworden, er gehöre
dieser – was üblich ist – noch
immer an. 2013 habe er in der
Berliner „Bibliothek des Kon-
servatismus“ (BdK) gesprochen.
Eine Petition „Nächstenliebe
verlangt Klarheit“ forderte von
dem Bischof abermalige und
noch klarere Abgrenzungen. In
einem peinlichen Interview er-
klärte Rentzing, die Verbin-
dungsaktivitäten ruhten, abge-
sehen von persönlichen Kon-
takten, seit „über 25 Jahren“.
Über die Bibliothek und ihr
Umfeld gab er sich unwissend,
noch einmal würde er dort
nicht vortragen. Damit beugte
er sich seinen Kritikern, setzte
sich selbst grundlos ins Unrecht

und diskreditierte zugleich die
BdK. 

Schließlich erfolgte der Amts-
verzicht doch. Erst danach war
zu erfahren, dass es einen weite-
ren, über die bekannten „Vor-
würfe“ hinausgehenden Anlass
gegeben hatte. Obwohl die Geg-
ner am Ziel waren – der Bischof
hatte mit gekrümmtem Rücken
das Feld geräumt –, wurde noch
ein weiteres Stück „Vergangen-
heit“ öffentlich ausgekippt. Kon-
frontiert hatte man ihn mit Bei-
trägen, die er als Student für die
Zeitschrift „Fragmente – das
konservative Kulturmagazin“
verfasst hatte. „Verachtung für
die liberale Demokratie“ und
„ein autoritär-elitäres und völki-
sches Staatsverständnis“ zeige
Rentzing hier, „rechtsextreme

Texte“ habe er
verschwiegen,
so heißt es
nicht nur beim
WDR. Als Bele-
ge dienen Text-
passagen, wel-
che die Kritiker

teilweise intellektuell überfor-
dern, von denen sie aber festge-
legt haben, dass sie sich außer-
halb des erlaubten Meinungsho-
rizonts befinden. Rentzing selbst
hatte allerdings schon vor dem
allgemeinen Bekanntwerden
seiner Artikel gesagt: „Positio-
nen, die ich vor 30 Jahren ver-
treten habe, teile ich heute nicht
mehr.“ 

Es gab auch mehrere Initiati-
ven für sein Verbleiben im Amt.
So offensichtlich Rentzing der
Propaganda- und Wühlarbeit
seiner Gegner erlegen ist, so
stellt sich auch die Frage, was
von einem Bischof zu halten ist,
dem jeglicher Aufschrei mit Dif-
famierungsabsicht Grund für
die Distanzierung von einst
wohlüberlegt eingenommenen
Standpunkten ist.

Amtsverlust 
Von Erik Lommatzsch

Beltquerung wozu?
Von Manuela Rosenthal-Kappi

Der Bericht des Bundesrech-
nungshofs bezüglich der
geplanten Fehmarnbelt-

querung, in dem es heißt, die Ko-
sten für die Anbindung der ge-
planten Fehrmarnbeltanbindung
würden auf deutscher Seite vier-
mal höher ausfallen als progno sti -
ziert, hat in den politischen La-
gern für Furore gesorgt.

Ursprünglich waren für das
Großprojekt 817 Millionen Euro
für Schienen und Straßen auf
deutscher Seite eingeplant, nun
geht der Rechnungshof von
3,5 Milliarden Euro aus und rät
dazu, die Pläne grundsätzlich zu
überdenken, da fraglich sei, „ob
der Nutzen des Projektes so steigt,
dass die zu erwartenden Kosten
unter wirtschaftlichen Aspekten
gerechtfertigt sind.“

Über die Fehmarnbeltquerung
wird bereits seit 20 Jahren gestrit-

ten, vor zehn Jahren schlossen Dä-
nemark und Deutschland einen
Vertrag und mit einer Realisierung
wird vor 2028 nicht gerechnet. Ein
Tunnel soll die 18 Kilometer brei-
te Wasserstraße
mit einer vier-
spurigen Auto-
bahn und einer
z we i g l e i s i g e n
elektrifizierten
B a h n s t r e c k e
unter-queren. Die
geschätzten Kosten von 7,4 Milli-
arden Euro für den Tunnelbau will
Dänemark allein stemmen. 

Da stellt sich die Frage, welches
Interesse ausgerechnet Dänemark
an dem Prestigeobjekt hat, ein
Land, das gerade dabei ist, Ver-
brennungsmotoren grundsätzlich
von seinen Straßen zu verbannen
(siehe PAZ Nr. 42, Seite 7). Neben
Pkw queren täglich unzählige Lkw

mit Dieselmotoren den Fehmarn-
belt, um Güter über die direkte
Strecke nach Kopenhagen zu
transportieren. 

Während die schleswig-holstei-
nische CDU an
den Plänen fest-
hält, warnen Grü-
ne vor einem
Milliardengrab.
Der Naturschutz-
bund Nabu sieht
keinen Bedarf für

die feste Beltquerung. Er hat ein
Gutachten in Auftrag gegeben, in
dem von saisonalen Engpässen der
bisherigen Fährverbindung die Re-
de ist. Ansonsten seien weder der
sich ständig veränderende Mobili-
tätsbedarf noch Klimafragen oder
neue Mobilitätsformen bei der Pla-
nung berücksichtigt worden.
Durch die Beltquerung würde sich
laut Nabu-Chef Leif Miller die Ver-

kehrsinfrastruktur zwischen Däne-
mark und Deutschland verdop-
peln, ohne echte Vorteile für
Transportwirtschaft zu erzielen. 

Während Dänemark, das gleich-
zeitig möglichst schnell ökologisch
„sauber“ werden will, beim Bau
des Tunnels auf die Tube drückt,
wächst in Deutschland der Wider-
stand. Gestritten wird wegen des
Streckenverlaufs der neuen Bahn-
linien für die Beltanbindung. Feh-
maraner fürchten, dass ihre „Son-
nen-Insel“ zur Transitroute ver-
kommt. In Schleswig-Holstein lau-
fen Anwohner gegen die Lärnbelä-
stigung entlang der Bahnstrecke
durch den Güterverkehr Sturm.
Grüne Kritiker führen an, dass
durch die Realisierung dieses 
Prestigeobjekts der dringend not-
wendige Ausbau des öffentlichen
Personennahverkehrs in Deutsch-
land auf der Strecke bleibe.

Fährhafen Putt-
garden: 
Täglich drängen
Hunderte Lkw
durch das Fracht-
terminal des
Fährhafens an
der sogenannten
Vogelfluglinie,
die Deutschland
mit Dänemark
verbindet

Bild: imago/Photos-
hot/Construction
Photography

Prestigeobjekt 
zulasten der Bürger

an der Strecke

Frei gedacht

Mit Strahlenwaffen 
gegen die Menschheit

Von EVA HERMAN

Die Kolumne: Zwei Publizisten reden Klartext.
Immer abwechselnd, immer ohne Scheuklappen
und immer exklusiv in der PAZ. Dem Zeitgeist

„Gegenwind“ gibt der konservative Streiter
Florian Stumfall. „Frei gedacht“ hat Deutschlands

berühmteste Querdenkerin Eva Herman.

FO R U M

Da halfen dem 
Bischof auch nicht

seine Zeitgeist-Kotaus



Andy Warhol? Ja, klar, der
Pop-Art-Künstler. Walt
Disney? Auch klar, der

Comic-König, der über das Enten-
hausen-Imperium herrschte. Jack -
son Pollock? Kennt man auch
wegen seiner mit Farbe bespritz-
ten Bilder. Aber wer zum Teufel
ist Norman Rockwell?

In der Ausstellung „Amerika!
Disney, Rockwell, Pollock, War-
hol“, die im Hamburger Bucerius
Kunst Forum neu eröffnet wurde,
dürfte unter den vier Künstlern
der Name Rockwell den meisten
unbekannt sein. Er gilt mit seinen
fotorealistischen Arbeiten als
Chronist der amerikanischen Ost-
küsten-Gesellschaft und ist in der

Populärkultur des Landes fest
verankert. So nannte die US-Sän-
gerin Lana Del Ray ein Album
nach dem 1978 gestorbenen Ma -
ler: „Norman Fucking Rockwell“.

Seine dem Kitsch gefährlich
nahestehenden Werke werden im
Bucerius erstmals in Deutschland
ausgestellt. Doch was haben diese
vier höchst verschiedenartigen
Künstler gemeinsam, dass man
Werke miteinander kombiniert?

Sie alle porträtierten den „Ame-
rican Way of Life“ auf ihre eigene
Weise und prägten weltweit mit
ihren Arbeiten das Bild der USA,
und zwar in der Hoch- wie in der
Populärkultur. Insgesamt umfasst
die Schau rund 170 Gemälde,

Zeichnungen und Grafiken. Sie
kommen aus international renom-
mierten Sammlungen wie der
Londoner Tate Gallery, dem
Amsterdamer Stedelijk Museum,
dem Israel Museum, dem Kölner
Museum Ludwig oder dem Mün-
chener Museum Brandhorst.

Die Ausstellung präsentiert zum
Teil hochkarätige und millionen-
teure Werke wie etwa Warhols lila
Pop-Art-Porträt von Liz Taylor,
seine legendären Campbell’s Sup-
pendosen oder Disneys Filmskiz-
zen zu „Bambi“ oder Ausschnit-
ten aus dem visionären „Fanta-
sia“-Film von 1940.

Mit Gemälden in der von ihm
entwickelten „Drip“-Technik wur -

de Jackson Pollock bereits zu Leb-
zeiten zum Star. In seiner Radika-
lität avancierte der Begründer des
Action Paintings zum wohl ein-
flussreichsten abstrakten Künstler
des 20. Jahrhunderts. Eine Reihe
großformatiger Bilder, die mit
Pinsel oder gleich direkt aus der
Farbtube besprüht und bespren-
kelt wurden, hat man in dieser
Anzahl lange nicht mehr in
Deutschland gesehen.

Rockwells realistische bis satiri-
sche Schilderungen des amerika-
nischen „Way of Life“ zierten über
40 Jahre die Titelblätter der wich-
tigsten Zeitungen der USA. Ähn-
lich wie bei den anderen Künst-
lern verwischt sich die bereits zu -

vor diskutierte Grenze zwischen
Kunst und Kommerz, zwischen
„U“ und „E“, also zwischen Unter-
haltung und Ernst. Die Beispiele
der populären Kunst regen zum
Nachdenken an über die Unter-
scheidung von freier Kunst und
Kulturindustrie. Diese Ausstel-
lung ist für Kunstliebhaber ein
wahrer Leckerbissen. H. Tews

Bis 12. Januar im Bucerius Kunst
Forum, Alter Wall 12, 20457
Hamburg, geöffnet täglich von 
11 bis 19 Uhr, donnerstags bis 
21 Uhr, Eintritt: 9 Euro. Der Kata-
log zur Ausstellung erscheint im
Hirmer Verlag, München. Inter-
net: www.buceriuskunstforum.de
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Van Goghs 
Ringen um Stille
Potsdam − Über 170 Stillleben hat
Vincent van Gogh in dem einen
Jahrzehnt seines künstlerischen
Schaffens gemalt. Erstmals zeigt
eine Ausstellung die Bedeutung
dieses Genres in seinem Werk.
Mit „Van Gogh. Stillleben“ veran-
staltet das Potsdamer Museum
Barberini vom 26. Oktober bis 
2. Februar 2020 seine wohl spek-
takulärste Schau des Jahres. Für
van Gogh waren Stillleben das
geeignete Medium für sein Rin-
gen um die Ausdruckskraft der
Farbe. Seine künstlerische Ent-
wicklung zeigt sich im andauern-
den Experimentieren in den Still-
leben. Van Gogh ging es nicht nur
um die Wiedergabe der Gegen-
stände, sondern darum, der Natur
und den Dingen Leidenschaft zu
verleihen. Die Ausstellung ver-
sammelt in einer repräsentativen
Auswahl 27 Gemälde. Sie durch-
misst das gesamte Œuvre des
Malers von den in dunklen Erdtö-
nen gehaltenen Studien des Früh-
werks der Jahre 1881 bis 1885 bis
zu den in leuchtenden Farben
gemalten Obst- und Blumenstill-
leben, die in den letzten
Lebensjahren in Arles, Saint-
Rémy-de-Provence und Auvers-
sur-Oise entstanden. Internet:
www.museum-barberini.com tws

Die romantische Ironie ist einer
der Kernbegriffe in der ästheti-
schen Theorie von Friedrich
Schlegel. Einer, der in dieselbe
Kerbe schlug, war der vor 
200 Jahren in Berlin gestorbene
Philosoph Karl Wilhelm Ferdi-
nand Solger.

An Philosophen hat es dem
Land der Dichter und Denker nie
gemangelt. Besonders in der
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts
war die Philosophie groß in
Mode. Nach Immanuel Kant,
Johann Gottlieb Fichte, Friedrich
Schleiermacher und Georg Wil-
helm Friedrich Hegel erklomm
Ludwig Feuerbach den philoso-
phischen Olymp. Wer hier mit
aufsteigen wollte, brauchte viel
geistiges Stehvermögen.

Einem jungen Philosophen aus
der Uckermark hat die Zeit dafür
nicht ganz ausgereicht: Karl Wil-
helm Ferdinand Solger wollte den
Olymp der Denker mit erklim-
men. Aber sein hoffnungsvoll
begonnener Schaffensweg wurde
schon vor 200 Jahren jäh beendet.
Da zählte er gerade 38 Jahre.
Außer als Übersetzer und Ästheti-
ker glänzte er bis dahin vor allem
mit seinen philosophischen
Denkansätzen in der Geisteswelt
und erntete sogar das Lob des
Dichterfürsten Goethe. Allerdings
blieben viele seiner Arbeiten
unvollendet. Deshalb ist er heute
weitgehend vergessen. 

Allein seine früh begonnenen
Übersetzungen aus dem Griechi-
schen und seine „Vorlesungen
über Ästhetik“ haben in der Wis-
senschaftswelt überlebt. Anderer-
seits gibt es in der aktuellen For-
schung Bemühungen, um seine
vielgestaltigen philosophischen
Denkansätze zur Religion, Meta-
physik und auch über die „Theo-
rie des Dialogs“ wissenschaftlich
aufzuarbeiten.

Solger wurde am 28. November
1780 in Schwedt in der Ucker-
mark geboren. Seine Eltern

ermöglichten ihm einen weiter-
führenden Bildungsweg und den
Besuch des Gymnasiums zum
Grauen Kloster, an dem viele Gei-
stesgrößen ihre erste Ausprägung
erhielten. 

Ab 1798 studierte er nacheinan-
der in Halle und Jena vor allem
Jura, klassische Philologie und
im wachsenden Maße auch
Philosophie. In Halle war er
Mitglied der Freitag-Gesell-
schaft, die regelmäßig
aktuelle Wissenschafts-
themen diskutierte. In
Jena bildeten die Vorle-
sungen von Fried rich Wil-
helm Joseph Schelling
einen Höhepunkt. Schelling
hatte durch Vermittlung Goe-
thes in Jena eine Professur
erhalten, entwickelte sich hier
zum philosophischen Hauptver-
treter der deutschen Romantik
und beförderte die philosophi-
schen Neigungen von Solger
maßgeblich. Unter dem
Einfluss Schlegels
sollte Solger die
Auffassung der
„romanti-
s c h e n
Ironie“,
g e m ä ß
welcher
der Autor
über sein
e i g e n e s
Werk lacht,
weiterentwik-
keln.

Dazu gesellte
sich in Jena die
Mitgliedschaft in
der Griechischen
Gesellschaft von
Johann Heinrich
Voss, der durch die
Übersetzungen von
Homer und Vergil sei-
nen Ruhm als unsterb-
licher Klassiker erwor-
ben hatte und auf dieser
Grundlage engen Kontakt
zu Goethe unterhielt.

Voss und Solger wurden Freunde.
Durch ihn wurde der Uckermär-
ker zu seinen eigenen Überset-
zungen aus dem Griechischen
angeregt.

Solger unternahm ab 1802 Stu-
dienreisen in die Schweiz und
nach Frankreich, wo er sich wei-
ter vervollkommnete, und wurde
an schließend in den preußischen
Staatsdienst übernommen. Er
fungierte in der Kriegs- und
Domänenkammer in Berlin als
Referendar, betrieb weiterführen-
de Studien und besuchte Lehrver-
anstaltungen von Johann Gottlieb
Fichte. Später veröffentlichte der
junge Gelehrte erste Übersetzun-
gen des Pindar, promovierte 1808
über die sophokleischen Tragö-
dien und brachte im selben Jahr
seine zweibändige Übersetzung
des Sophokles heraus, die ihm
erste Bekanntheit in der Gelehr-
tenwelt und die Beachtung Goe-
thes eintrug. Nun ging es Schlag
auf Schlag. 

Solger übernahm eine Lehrtä-
tigkeit an der Universität in
Frankfurt an der Oder, be gann ein

umfangreiches Werk über die
Mythologie, das

ihn über Jahre
beschäftigte

u n d
unvoll-
e n d e t

b l i e b ,
u n d

w u r d e
1811 als

aufgehen-
der Gelehr-

tenstern, der
mit vielen

anderen Geistes-
größen einen re -

gen Gedankenaus-
tausch auf Augenhö-

he be trieb, an die
junge Universität nach

Berlin berufen, wo er
sich mit seinen Erkenntnis-

sen, Lehrveranstaltungen und
Veröffentlichungen schnell zu

einem geistigen Eckpfeiler der
Bildungsstätte entwickelte. 

Zwischendurch heiratete der
Aufsteiger aus der Uckermark
1813 Henriette von der Groeben,

Tochter eines preußischen Ma -
jors. Dazu gesellte sich die enge
Freundschaft zu Ludwig Tieck,
der als Dichter deutsche Bekannt-
heit erlangte, später von Berlin
nach Dresden wechselte und
neben den Brüdern Schlegel als
„Haupt der Romantischen Schu-
le“ überliefert ist. In die Tieck-
Freundschaft war auch Frau Sol-
ger eingebunden, die dem Dichter
nach dem Tod ihres Mannes nach
Dresden folgte.

Solger veröffentlichte seinen
„Erwin. Vier Gespräche über das
Schöne und die Kunst“, was aber
nur in der Fachwelt Beachtung
fand, betrieb mit Tieck einen
engen Gedankenaustausch über
die Shakespeare-Philologie sowie
Fragen der Religion und der Iro-
nie und brachte 1817 seine „Philo-
sophischen Gespräche“ heraus,
die ihm endgültig einen Platz in
der ersten Reihe des deutschen
Idealismus sicherten.

Er fungierte mehrere Jahre als
Rektor der Berliner Universität
und sorgte für die Berufung ande-
rer berühmter Geister. Doch um
die Gesundheit des philosophi-
schen Hoffnungsträgers war es
offenbar nicht gut bestellt. Er
rezensierte noch die Vorlesungen
August Wilhelm Schlegels über
die dramatische Kunst und Litera-
tur und starb am 25. Oktober
1819 mitten in der schöpferischen
Arbeit. Er wurde auf dem Doro-
theenstädtischen Friedhof an der
Chausseestraße beigesetzt und
hinterließ neben seiner jungen
Witwe und drei überlebenden
Kindern mehrere unvollendete
Schriften sowie einen umfangrei-
chen Briefwechsel, der später von
Karl Wilhelm Ludwig Heyse, dem
Vater des Literaturnobelpreisträ-
gers Paul Heyse, und Ludwig
Tieck sowie Friedrich von Rau-
mer herausgegeben wurden. 2008
gab es eine Neuedition seiner
Sophokles-Übersetzung. Wenig-
stens so bleibt er uns in Er -
innerung. Martin Stolzenau/tws

Mit einem ironischen Blick
Lachen mit dem Autor – Karl Solger: Ein Philosoph des deutschen Idealismus aus der Uckermark 

Hinterließ als Denker einige Spuren:
Karl Solger Bild: Archiv

Drei auf einen Streich: Pollock-Gemälde (oben), Campbell’s Suppendosen à la Warhol (oben Mitte)
und Rockwells ironisches Bild „Marriage Counselor“ (Eheberatung, rechts) Bilder oben (2): Ulrich Perrey

Skandinaviens
Design-Antwort

Berlin − Zum Ausklang des Bau-
haus-Jubiläumsjahres nimmt das
Bröhan-Museum mit der Ausstel-
lung „Nordic Design – Die Ant-
wort aufs Bauhaus“ die Reaktion
der nordischen Länder auf den
deutschen Funktionalismus in
den Blick. Vom 24. Oktober bis 
1. März wird der skandinavische
Weg der Moderne präsentiert, der
sich in einer starken Ausein-
andersetzung mit der deutschen
Moderne und dem Bauhaus voll-
zog. Beginnend mit dem finni-
schen Architekten und Designer
Alvar Aalto über den Vater des
schwedischen Funktionalismus
Sven Markelius bis zu den inter-
national gefeierten dänischen
Designern Hans J. Wegner und
Arne Jacobsen liegt der Schwer-
punkt der Ausstellung auf den
50er und 60er Jahren. Internet:
www.broehan-museum.de tws
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Mit einem populären Strich
Warhol, Pollock, Disney und ein großer Unbekannter – In Hamburg macht man sich ein Bild von den USA

Neue Filme der
Ostseeländer

Lübeck − Vom 29. Oktober bis 
3. November finden die 61. Nordi-
schen Filmtage Lübeck statt. Das
kleine, aber feine Filmfest hat sich
einen guten Ruf erworben durch
seine Schwerpunktsetzung auf
Filme aus skandinavischen und
baltischen Ländern. Diesmal ge -
ben 196 Filme in insgesamt 
283 Vorstellungen an sechs Tagen
einen detaillierten und spannen-
den Einblick in das aktuelle Film-
schaffen im Norden und Nord -
osten Europas. Das Programm:
www.nordische-filmtage.de tws

Ein neuer 
Asterix-Band

Stuttgart − Mit „Die Tochter des
Vercingetorix“ erscheint in diesen
Tagen der 38. Band der Asterix-
Reihe. Mittels Zaubertrank müs-
sen Asterix und Obelix die mut-
maßliche Tochter des von Cäsar
geschlagenen großen Arverner-
häuptlings vor den Römern schüt-
zen. Die PAZ berichtet in der
kommenden Ausgabe ausführlich
über das neue Heft. tws
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Der Vater des ersten deutschen Passagierjets
Vor 50 Jahren starb mit Brunolf Baade der Konstrukteur des Strahlverkehrsflugzeuges 152

Das Museo del Prado in Ma-
drid zog im vergangenen
Jahr fast 2,9 Millionen Be-

sucher aus aller Welt an. Anläss-
lich des 200. Jubiläums der nam-
haftesten spanischen Kunsthalle
am 19. November zeigt die
Sonderausstellung „Ein Ort der
Erinnerung“ 168 Originale –
34 davon aus anderen Einrichtun-
gen im Inland sowie den Vereinig-
ten Staaten, Deutschland, Frank-
reich, Ungarn, Israel, Großbritan-
nien, und Russland – von Pierre-
Auguste Renoir, Édouard Manet,
William Merritt Chase, Pablo Pi-
casso, Avigdor Arikha, Eduardo
Rosales, Antonio Saura und Jack -
son Pollock mit dokumentari-
schen Bild- und Tonquellen. Pla-
kate, Pläne, Grafiken, Fotografien
sowie audiovisuelle Installationen
mit 400 digitalisierten Dokumen-
ten runden das Ganze ab. Zusätz-
lich sind in den letzten zwölf Mo-
naten für jeweils rund einen Mo-
nat Werke wichtiger einhei -
mischer Künstler an verschiede-
nen Orten in allen autonomen Ge-
meinschaften auf der Halbinsel –
außer Madrid – sowie den zum
Königreich Spanien gehörenden
Städten Ceuta und Melilla in
Nordafrika ausgestellt worden. 

Das 2015 begonnene Projekt „El
Prado auf der Straße“ hatte erst in
den mittelamerikanischen Haupt-
städten von Honduras, El Salvador

und Guatemala, Tegucigalpa, San
Salvador und Ciudad de Guatema-
la, für das Museum geworben.
Vergangenes und dieses Jahr be-
reiste diese Wanderausstellung
ganz Spanien, um die einigende
Wirkung der Kunst zu unterstrei-

chen. Dank der Leihgaben aus
dem Rijksmuseum in Amsterdam
kam eine weitere bemerkenswerte
Veranstaltung zustande: „Veláz-
quez, Rembrandt, Vermeer. Ähnli-
che Sichtweisen in Spanien und
Holland“. Die Ausstellung „Stim-
men aus dem Prado: eine mündli-

che Überlieferung“ erzählt die Ge-
schichte des Museums in den letz-
ten 80 Jahren. 

Heutzutage beherbergt das Haus
fast 4900 Bilder, darunter die welt-
weit größte und wertvollste Samm-
lung spanischer Malerei von der

Romanik bis zum 19. Jahrhundert,
die berühmtesten Werke der flämi-
schen und italienischen Schule so-
wie bemerkenswerte Beispiele
deutscher, französischer und eng-
lischer Kunst. Neben vielen weite-
ren Gemälden von unschätzbarem
Wert sind hier „Las Meninas“ (Die

Hoffräulein) von Diego Velázquez,
ein Selbstporträt mit der Familie
von König Phi lipp IV, „La maja ve-
stida“ (Die bekleidete Maja) und
„La maja desnuda“ (Die nackte Ma-
ja) von Francisco de Goya, „Bildnis
eines Edelmannes mit der Hand

auf der Brust“ von El Greco, „Der
Garten der Lüste“ von Hieronymus
Bosch und „Die drei Grazien“ von
Peter Paul Rubens ausgestellt. Dazu
kommen Zeichnungen, Münzen,
Medaillen, Skulpturen, Gravuren
sowie luxuriöse Einrichtungs-
gegenstände. 

Im Zuge von Aufklärung, Natio-
nalismus und Emanzipation des
Bürgertums setzte sich auch in
Spanien langsam die Idee einer
Inventur des künstlerischen
Reichtums der Nation durch. Der
Zugang zur Kunst sollte kein Pri-
vileg des Adels mehr sein, son-
dern allen gesellschaftlichen
Schichten offenstehen. Die Eröff-
nung reihte sich ein in die euro-
paweite Gründung von heutigen
Spitzenmuseen, wie des Louvre
in Paris 1793, die der National
Gallery in London 1824 oder die
der Gemäldegalerie in Berlin
1830. Zu Beginn stammten alle
Exponate aus königlichem Besitz
und von spanischen Meistern, die
bis dahin in diesem schlecht ver-
treten waren. 

Der Feldzug Napoleons auf der
iberischen Halbinsel von 1807 bis
1814, die Enteignung der Kirchen-
güter ab 1835 sowie allgemeine
wirtschaftliche Schwierigkeiten
hatten zu einer Aufteilung, wenn
nicht Vernichtung wichtiger spa-
nischer Sammlungen geführt. Vie-
le Objekte aus dem Goldenen
Zeitalter Spaniens aus Klöstern
und dem Besitz von Aristokraten
gingen ins Ausland, auch an pri-
vat. Paradoxerweise trat gerade
dadurch der gewünschte Effekt
ein. Außerhalb Spaniens kaum
bekannte Maler nahmen nach
und nach den ihnen in Europa ge-

bührenden Platz ein. Die liberale
Revolution 1868 brachte dann die
Verstaatlichung der bis dahin dem
Königshaus unterstehenden Insti-
tution. Der Grundstein für die
große Kollektion von El Greco
wurde 1872 durch die Fusion mit
dem Museo Nacional de la Trini-
dad gelegt. 

Erst 1898, durch die Eröffnung
des bis 1971 bestehenden Mu-
seums für Moderne Kunst, in das
man die Werke damals lebender
Autoren verlagerte, wurde El Pra-
do zu einem Ort „klassischer“ Ex-
ponate. Entsprechend feierte man
1899 den 300. Geburtstag von Ve-
lázquez. Ab 1912 schaffte ein neu-
er Stiftungsrat aus Politikern,
Sammlern und Historikern weite-
re Schätze aus dem Mittelalter
und der Renaissance an. Das
„Fahrende Museum“ brachte ab
1933 Kopien von Kunstwerken in
die entlegensten Ecken des Lan-
des. Während des Spanischen
Bürgerkrieges gelangten viele Bil-
der nach Valencia, den Sitz der
republikanischen Regierung ab
November 1936. Später kamen sie
nach Genf zum Völkerbund, der
sie bald an den Sieger des Bürger-
kriegs Francisco Franco zurück -
gab. Auch erhebliche Schenkun-
gen von Privatleuten seit Mitte
des 20. Jahrhunderts erwiesen
sich als Glücksfall.

Markus Matthes

Deutschlands erstes Passagierflug-
zeug mit Düsenantrieb entstand in
der DDR, im VEB Flugzeugwerke
Dresden. Sein Konstrukteur war
Brunolf Baade, der als Vater der
DDR-Luftfahrtindustrie gilt.

Den Ersten Weltkrieg erlebte
Baade als Schüler. 1922 machte er
am Berliner Kaiser-Friedrich-Wil-
helm-Realgymnasium sein Abitur.
Er wollte eigentlich Schiffskon-
strukteur werden, studierte Ma-
schinenbau und ging für ein Prak-
tikum nach Hamburg zu Blohm &
Voß. Man setzte ihn beim Bau des
Frachters „Waskenland“ ein. Auf
dem heuerte Baade als Kohlen -
trimmer an und fuhr nach Süd-
amerika. Dort musterte er ab, um
sich Land und Leute anzusehen.
Nach seiner Rückkehr wechselte
er zum Flugzeugbau. Außerdem
lernte er selbst fliegen, beteiligte
sich an Segelflug-Wettbewerben
und erhielt 1927 seine Motorflug-
Lizenz. Zu dieser Zeit arbeitete er
an der Deutschen Versuchsanstalt
für Luftfahrt (DVL) in Berlin,
machte jedoch sein Diplom in
München. Er trat als Volontär in
die Bayerischen Flugzeugwerke
(BFW) ein und arbeitete nach Ab-
schluss seines Studiums dort wei-
ter als Konstrukteur. 

Bedingt durch die Weltwirt-
schaftskrise ging er 1930 in die
USA, um dort für BFW Lizenzen
zu verkaufen. Später wechselte er
zu verschiedenen US-Unterneh-
men. Obwohl er sich erfolgreich in
den USA etabliert hatte, bemühte
er sich um Kontakte zu deutschen
Luftfahrtunternehmen, aber zu-
nächst ohne Ergebnis. 

1936 fuhr er mit seiner Frau
nach Deutschland, um sich die
Olympischen Spiele anzusehen.
Im Oktober wurde er Leiter der
Konstruktionsabteilung von Jun-
kers in Dessau. In seinem selbst-
verfassten Lebenslauf für die so-
wjetischen Besatzungsbehörden
hat er später geschrieben, dass die
Gestapo die Pässe von ihm und
seiner Frau ungültig gemacht ha-
be, um ihn an der Rückkehr in die
USA zu hindern. Ob die Episode

so stimmt, wie Baade sie geschil-
dert hat, sei dahingestellt.

Baade war jedenfalls bald ein
respektiertes Mitglied der Unter-
nehmensleitung. Sein Wirkungs-
kreis erweiterte sich. 1938 über-
trug man ihm und einem Kollegen
die konstruktive Gestaltung des
neuen zweimotorigen Bombers
und Zerstörers Junkers Ju 88.
1941 erhielt er die Gesamtverant-
wortung für die gesamte Typenrei-

he einschließlich der Wei ter ent -
wick lungen wie den schweren Jä-
gern und Nachtjägern, dem Bom-
ber und Aufklärer Ju 188 sowie
der Ju 388 der letzten Kriegspha-
se. Auch für den 1943 eingestell-
ten mittleren Bomber Ju 288 war
er verantwortlich. Zudem betreute
er die Düsenbomber-Entwicklung,
die noch 1944 zu einem ersten
Versuchsträger für den mittleren
Strahlbomber Junkers Ju 287 mit
vorwärts gepfeilten Flügeln führte.

Der Erprobungsträger für den
neuen Flügel kam im August 1944
noch zum Fliegen.

Baade selbst geriet bei Kriegs -
ende zunächst in US-amerikani-
sche Gefangenschaft. Er erfuhr,
dass man die Zerschlagung der
gesamten deutschen Industrie
plante. Dessau lag von April bis
Anfang Juli 1945 in der amerikani-
schen Besatzungszone. US-ameri-
kanische Experten transportierten

alle technischen Unterlagen, das
komplette Werksarchiv, Flugzeuge
und Motoren ab. Viele Junkers-
Mitarbeiter nahmen das Angebot
an, in den USA zu arbeiten.

Baade war bereits im Juni 1945
entlassen worden. Nun wandte er
sich an die sowjetische Besat-
zungsmacht, um den Junkers-Wer-
ken das Überleben zu sichern. Die
erlaubte zunächst die Herstellung
von Gebrauchsgütern wie Koch-
töpfen oder Zeltstangen für den

täglichen Bedarf. Naheliegender-
weise wollten sich auch die So-
wjets deutsche Luftfahrt-Expertise
sichern. Also mussten Baade und
seine Mitarbeiter zunächst ihr
Wissen niederschreiben. 

Baade schlug der sowjetischen
Militärverwaltung vor, die Arbei-
ten an einer Reihe von Projekten
wieder aufzunehmen. Die Sowjets
reagierten positiv, wollten sie
doch die Ergebnisse dieser Pro-

jekte als Reparationsleistungen,
die das besiegte Deutschland zu
erbringen habe, einheimsen. Im
September 1945 nahm die Jun-
kers AG unter sowjetischer Füh-
rung ihre Arbeit auf. Die Arbeiten
an mehreren Projekten aus der
Kriegszeit wurden fortgesetzt. Da-
bei fand ein Austausch mit sowje-
tischen Konstruktionsbüros nicht
statt. 1946 wurden auch Baade
und seine Mitarbeiter Opfer der
Aktion Ossawakim, einer Ge-

heimoperation unter Leitung der
sowjetischen Militärverwaltung,
in deren Rahmen mehr als
2500 ausgewählte deutsche Fach-
kräfte aus militär- und wirt-
schaftspolitisch relevanten Betrie-
ben und Institutionen der sowjeti-
schen Besatzungszone und des
sowjetischen Sektors von Berlin
samt rund 4000 Familienangehö-
rige in die Sowjetunion ver-
schleppt wurden.

Nach Josef Stalins Tod im Jahre
1953 beschloss die sowjetische
Führung, diese Verschleppten wie-
der in die Heimat zu schicken,
nachdem man deren Wissen er-
folgreich abgeschöpft hatte. Baade
suchte erneut nach Wegen, Junkers
weiterleben zu lassen und über-
zeugte die Führung der mittlerwei-
le gegründeten DDR davon, sich im
Flugzeugbau zu engagieren. Der
Volksaufstand vom 17. Juni 1953
hatte in den Führungen der DDR

und der UdSSR für ein Umdenken
gesorgt. Nikita Chruschtschow und
Walter Ulbricht wollten in den
Wirtschaften ihrer Länder neue
Wege gehen und gaben deshalb
grünes Licht. Chruschtschow ver-
sprach uneingeschränkte Hilfe,
darunter eine lizenzfreie Produk-
tion des Kurz- und Mittelstrecken-
Verkehrsflugzeugs Iljuschin Il-14,
Rohstoffe, Geräte und Experten.
Außerdem erteilte er einen Bau-
auftrag für ein neues Verkehrsflug-
zeug, einen vierstrahligen Mittel-
streckenjet. 

Dieses „152“, „Typ 152“, „Flug-
zeug 152“ oder „Baade 152“ ge-
nannte Passagierstrahlflugzeug war
eine Weiterentwicklung des „150“,
„Alexejew 150“, „Samoljot 150“
oder „EF 150“ genannten sowjeti-
schen Frontbombenflugzeugs, an
dem Baade in der Sowjetunion
mitgearbeitet hatte. So hoffte man
auf eine schnelle Entwicklung.
Aber die Verhältnisse in der DDR
und die Unzuverlässigkeit der so-
wjetischen Seite, die in allen Ange-
legenheiten das letzte Wort behielt,
sorgten für Verzögerungen und
letztlich unlösbare Probleme. Die
Sowjetunion lieferte nur zögerlich
Material, hielt Unterlagen zurück
und bremste bei Konsultationen.
Trotzdem flog am 4. Dezember
1958 der erste Prototyp. Er stürzte
jedoch drei Monate später bei ei-
nem Vorführflug anlässlich der
Leipziger Messe ab.

1960 flog die zweite Maschine.
Probleme mit der Tankanlage führ-
ten jedoch zu einem vorläufigen
Startverbot. Bereits 1959 hatte die
Sowjetunion ihre Bestellung stor-
niert und 1961 wurde das gesamte
Programm eingestellt. Die bereits
produzierten oder noch im Bau be-
findlichen Maschinen wurden ver-
schrottet. Nur ein Rumpf überlebte.
Baade musste nun das Werk auflö-
sen und durfte sich immerhin das
Institut für Leichtbau und ökono-
mische Verwendung von Werkstof-
fen (IfL) schaffen. Er blieb bis zu
seiner Pensionierung im März
1969 dessen Direktor. Ein halbes
Jahr später,  am 5. November 1969,
starb er in Berlin. Friedrich List
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Spaniens Pendant zum Louvre
Vor 200 Jahren schuf König Ferdinand VII. das Museo del Prado nach französischem Vorbild
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Steht im Mittel-
punkt des Museo
del Prado: 
„Las Meninas“
(Die Hoffräulein)
von Diego Veláz-
quez
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Brunolf Baade (r.)
mit Mitarbeitern: 
Grafische Darstel-

lung am Flug-
sportinforma-

tionszentrum in
Form des Düsen-

flugzeuges 152 im
brandenburgi-

schen Gellmers-
dorf
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Vor 40 Jahren erklärte die Weltge-
sundheitsorganisation der Ver-
einten Nationen (WHO) die Pok-
ken für ausgerottet. Bis dahin wa-
ren der hochansteckenden Infek-
tionskrankheit viele hundert
Millionen Menschen zum Opfer
gefallen. Inzwischen besteht die
Gefahr, dass die Seuche in alter
oder modifizierter Form wieder-
kehrt und ein neues Massenster-
ben auslöst.

Die ersten Pockenfälle traten
vor rund 12 000 Jahren in den
jung stein zeit li chen Siedlungen
im Nordosten Afrikas auf – aus-
gelöst durch Nagetiere, die von
den Vorräten der Menschen an-
gezogen wurden und den Erreger
Orthopoxvirus variolae in sich
trugen. Später suchte die Krank-
heit vor allem das Reich der Pha-
raonen heim. So starb unter an-
derem Ramses V. an den Pocken.
Die Einschleppung nach Europa
erfolgte wahrscheinlich im Jah-
re 165 mit der Rückkehr der rö-
mischen Legionen, welche die
parthische Stadt Seleukia-Ktesi-
phon eingenommen hatten. 

In den Jahrhunderten danach
kam es in Europa sowie nachfol-
gend in Amerika zu permanenten
Pockenepidemien, die zum Tode
unzähliger Menschen führten. In
Europa häuften sich die Krank-
heitsfälle besonders ab dem
18. Jahrhundert, wobei die Seu-
che nun schlimmer als die Pest
wütete. Schätzungen von Medi-
zinhistorikern zufolge tötete sie
jedes Jahr um die 400 000 Men-
schen, und ein Drittel der Überle-
benden erblindete. Zu den Op-
fern der Pocken zählten auch Kö-
nig Ludwig XV. von Frankreich,
Königin Maria II. von England
und Zar Peter II. von Russland. 

Zu den Überlebenden einer Er-
krankung an den Pocken gehör-
ten die Komponisten Wolfgang
Amadeus Mozart, Joseph Haydn
und Ludwig van Beethoven, die
Dichter Johann Wolfgang von
Goethe und Friedrich Schiller so-
wie Friedrich der Große, Elisa-
beth I. von England, George Was-
hington, Abraham Lincoln und
Josef Stalin. Im 20. Jahrhundert

forderten die Pocken 300 Millio-
nen Menschenleben weltweit.

Angesichts dieser enormen
Mortalität wurde schon frühzeitig
nach einem wirksamen Gegen-
mittel gesucht. Als solches erwie-
sen sich schließlich vorbeugende
Impfungen. Den ersten Erfolg in
dieser Hinsicht erzielte um 1549
der chinesische Arzt Wan Quan.
Die beste Impfmethode war aller-
dings die 1796 von dem engli-
schen Arzt Edward Jenner ent-
wickelte Vakzination, bei der die
gezielte Übertragung von weitest-
gehend harmlosen Kuhpockenvi-
ren auch zur nachfolgenden Im-
munität gegen die vielfach so töd-
lichen echten oder humanen Pok-
ken führte.

Die Vakzination wurde bald in
zahlreichen Staaten Pflicht, dar-
unter in Bayern (1807), Baden
(1809), Preußen (1815), Württem-
berg (1818) und dann später im
gesamten Deutschen Reich (1874).
Dennoch gab es weiterhin schwe-
re Epidemien, besonders in den
Ländern der Dritten Welt. Des-
halb beschloss die WHO 1967, die
Pockenimpfung rund um den
Globus obligatorisch zu machen,
um die verheerende Seuche ein
für allemal auszurotten. Und das
gelang dann auch bis 1978. 

Der letzte Pockenfall in
Deutschland ereignete sich 1972.
Ein jugoslawischer Gastarbeiter
kam infiziert aus dem Heimatur-
laub. Weltweit gesehen war die
zweijährige Rahima Banu aus
Bangladesch, die 1975 erkrankte
und überlebte, der letzte Mensch,
der sich in normaler Umgebung
mit echten Pocken ansteckte. Da-
nach traf es nur noch die engli-
sche Laborfotografin Janet Parker,
weil ihr Arbeitgeber für keine
ausreichenden Sicherheitsvor-
kehrungen bei der wissenschaft-
lichen Erforschung des Virus ge-
sorgt hatte. Sie starb am 11. Sep-
tember 1978 im Birminghamer
Cather ine-de-Barnes-Hospital.

Nachdem keine weiteren Er-
krankungen mehr aufgetreten
waren, vermeldete die WHO am
26. Oktober 1979 und dann noch-
mals am 8. Mai 1980 die Ausrot-
tung der Seuche. Die Erde sei ein

besserer Ort geworden, hieß es
damals. Allerdings könnten die
Pocken trotzdem wieder zuschla-
gen und tödliche Ernte halten.
Denn sowohl im Forschungszen-
trum der US-amerikanischen
Seuchenbehörde Centers for Dis -
ease Control and Prevention
(CDC) in Atlanta als auch in des-
sen russischem Gegenstück VEC-

TOR (Staatliches Forschungszen-
trum für Virologie und Biotech-
nologie) in Kolzowo bei Nowosi-
birsk lagern noch Stämme des Er-
regers. Zwar hatte die Mehrheit
der WHO-Mitgliedstaaten im Mai
2014 deren Vernichtung be-
schlossen, stieß damit jedoch in
Moskau und Washington auf tau-
be Ohren. Damit besteht die Ge-

fahr, dass das Virus aus den La-
boren ausbricht – entweder infol-
ge von Bioterrorismus oder
schlichter Schlamperei. So fand
man 2014 einige – glücklicher-
weise gut versiegelte – Ampullen
mit Pocken-Viren in einem Ab-
stellraum des National Institute of
Health in Bethesda (Maryland) an
der US-Ostküste, die dort seit

den 1950er Jahren vergessen her-
umlagen.

Und das ist noch nicht alles.
2016 demonstrierte der kanadi-
sche Mikrobiologe David Evans
der entsetzten Fachwelt, wie un-
kompliziert es ist, innerhalb von
nur sechs Monaten mit einem
kleinen Team durchschnittlich
qualifizierter Fachleute und
reichlich 100 000 US-Dollar Bud-
get synthetische Pockenviren im
Labor zu produzieren.

Die größte Zeitbombe tickt der-
zeit aber in der freien Natur. Ne-
ben dem oftmals tödlich wirken-
den humanen Pockenvirus vom
Typ Variolae gibt es noch weitere
Varianten des Erregers, die in der
Vergangenheit keine sonderliche
Gefahr für die menschliche Spe-
zies darstellten. Sie lösen unter
anderem die Affen-, Kamel- und
Waschbärenpocken aus, wobei
als Wirte außerdem Präriehunde,
diverse Nager und Katzen infrage
kommen. Manche dieser Viren
beginnen nun offenbar zu mutie-
ren. Das gilt besonders für den
Überträger der Affenpocken. Auf
der einen Seite sorgt er mittler-
weile ebenfalls für tödliche Infek-
tionen, auf der anderen befällt er
nun immer öfter Menschen statt
Affen. Die derzeit bedrohlichste
Variante der Affenpocken gras-
siert im Kongobecken und Zen-
tralafrika – dort sterben aktuell
schon zehn Prozent der Ange-
steckten. Auch in der westlichen
Welt gab es bereits eine erste Af-
fenpocken-Epidemie. 2003 er-
krankten in sechs Bundesstaaten
der USA 70 Menschen. Verant-
wortlich hierfür waren Tierim-
porte aus Ghana.

Insofern stellen der Tierhandel
und die unkontrollierte Massen -
emi gration von Menschen aus
Schwarzafrika ein enormes Ge-
sundheitsrisiko dar. Das gilt zu-
mindest für die jüngere Genera-
tion. Die hat wegen der 1979 ver-
kündeten Ausrottung der echten
Pocken nämlich keine entspre-
chenden Impfungen mehr erhal-
ten, die auch gegen die allermei-
sten Mutationen und Unterarten
des Virus schützen.

Wolfgang Kaufmann

Am Abend des 8. November
1939 erschütterte eine ge-
waltige Detonation den

Münchener Bürgerbräukeller. Die
Bombe sollte Adolf Hitler und
führende Nationalsozialisten tö-
ten, explodierte aber erst, nach-
dem sie den Wirtsraum verlassen
hatten. Sieben Menschen starben,
60 wurden verletzt. Der Attentäter
Georg Elser wurde noch am sel-
ben Tag auf der Flucht verhaftet.

Elser gab beim Verhör durch die
Gestapo an, er habe die Bombe al-
lein konstruiert. Dass ein Schrei-
ner mit geringer Schulbildung die
Zeitzünderbombe ohne fremde
Hilfe gebaut hatte, hielten Spreng-
stoffexperten für unmöglich. Hit-
ler und Joseph Goebbels vermute-
ten den britischen Auslandsge-
heimdienst Secret Intelligence
Service (SIS), besser bekannt als
MI6 (Military Intelligence, Section
6), als Drahtzieher. Denn nach
dem Einmarsch deutscher Trup-
pen in Polen hatte Großbritannien
Deutschland den Krieg erklärt. 

Das Propagandaministerium
ließ Plakate mit den Fotos Elsers
und des Premierministers Neville
Chamberlain aufhängen. Darunter
stand: „Das ist das Werkzeug des
englischen Mordplanes, der At-
tentäter Georg Elser. Er ist zwar
der ausführende Mordbandit, der

wahre Schuldige aber heißt: Eng-
land.“

Die Sonderkommission „Bürger-
bräukeller“ fand keinen Beweis da-
für, und Elser blieb im Verhör trotz
Schlägen bei seiner Behauptung.
Im Gefängnis musste er eine zwei-
te Bombe bauen. Das gelang ihm.
Sie funktionierte auf die Sekunde
genau wie die im Bürgerbräukeller.
Tatsächlich war das Attentat so prä-
zise geplant und durchgeführt, dass
es einem Einzelnen nicht zuzutrau-
en war. Gerüchte kursierten, Hitler
selbst habe es in Auftrag gegeben,
um seine Position zu festigen. 

Georg Elser wurde am 4. Januar
1903 im württembergischen Her-
maringen als uneheliches Kind ge-
boren. Seine Mutter heiratete den
Holzkaufmann Ludwig Elser, der
dem Jungen seinen Namen gab.
Georg Elser lernte Tischler und
machte die Gesellenprüfung. Er
wechselte seine Wohnorte und sei-
ne Arbeitsstellen häufig, schreiner-
te Möbel und baute Uhrengehäuse
für Stand- und Kaminuhren. 1928
oder 1929 trat er dem Roten Front-
kämpferbund bei, einer paramilitä-
rischen Vereinigung der KPD, war
aber vermutlich politisch nicht ak-
tiv. Aus seiner Abneigung gegen die
Nationalsozialisten machte er kein
Geheimnis. Er verweigerte den Hit-
lergruß und ging nach Berichten

von Bekannten aus dem Zimmer,
wenn Hitler im Radio sprach. 

Bei den Verhören gab er als Mo-
tiv für das Attentat an, er habe die
Verhältnisse in Deutschland än-
dern und den Krieg durch die Be-
seitigung der „augenblicklichen
Führung“ beenden wollen. „Unter

der Führung verstand ich die
‚Obersten‘, ich meine damit Hitler,
Göring und Goebbels. Durch mei-
ne Überlegungen kam ich zu der
Überzeugung, dass durch die Be-
seitigung dieser drei Männer an-
dere Männer an die Regierung
kommen, die an das Ausland kei-

ne untragbaren Forderungen stel-
len, die kein fremdes Land einbe-
ziehen wollen und die für eine
Verbesserung der sozialen Ver-
hältnisse der Arbeiterschaft Sorge
tragen werden.“ 

1937 begann Elser mit den Vor-
bereitungen für den Anschlag am
8. November. An diesem Tag kam
Hitler jedes Jahr in Begleitung von
Ministern nach München, um am
Vorabend des Putschversuches von
1923 im Bürgerbräukeller zu sei-
nen Anhängern zu sprechen. Elser
wollte dort eine Bombe verstecken,
die während seiner Rede explodie-
ren sollte. Die Armaturenfabrik in
Heidenheim, bei der er zu dieser
Zeit arbeitete, stellte auch Pulver-
körner und Geschosszünder her.
Innerhalb von zwei Jahren stahl El-
ser 250 Pressstücke Pulver, ohne
dass es jemandem auffiel. Er wech-
selte als Arbeiter in einen Stein-
bruch und beschaffte sich dort Dy-
namit. Am 5. August 1939 zog er
nach München. Er mietete eine
kleine Werkstatt, wo er die Bombe
baute. Nachbarn erzählte er, dass
er ein Erfinder sei. Abends ging er
in den Bürgerbräukeller, um die
Räumlichkeit auszukundschaften.
Direkt hinter dem Rednerpult, an
dem Hitler sprechen würde, stand
eine Säule. In ihr wollte Elser die
Bombe deponieren. Nach dem Ver-

zehren einer „Arbeitermahlzeit“
für 60 Pfennig versteckte er sich in
einer Besenkammer und wartete,
bis das Lokal abgeschlossen wurde.
Mit Hammer und Meißel höhlte er
die Säule so weit aus, bis sie Platz
für die Bombe samt Sprengkapseln
bot. Das Loch verschloss er mit ei-
nem passgenauen Stück der Säu-
lenverkleidung, das sich wie eine
Tür öffnen und schließen ließ. Am
nächsten Morgen trug er den
Schutt in einem Koffer vorbei an
den Kellnerinnen hinaus. Am
7. November setzte er die Bombe
hinein, verschloss die Öffnung und
horchte an der Stelle. Die Zeituhr
tickte. Alles verlief nach Plan,
nichts schien mehr schiefgehen zu
können.

Der Bürgerbräukeller war schon
am frühen Abend gesteckt voll, an
die 2000 Menschen warteten auf
den Führer. Aber Hitler kam nicht.
Dichter Nebel in Berlin hatte den
Start seines Flugzeugs verhindert.
Deshalb bestiegen er, Hermann
Göring, Goebbels und andere
ranghohe Nationalsozialisten sei-
nen Sonderzug und trafen verspä-
tet in München ein. Weil sie noch
in der Nacht nach Berlin zurück
wollten, kürzte Hitler seine Rede
ab und verließ das Lokal mit sei-
ner Begleitung genau 13 Minuten,
bevor die Bombe explodierte. Fo-

tos des zerstörten Schankraums,
dessen Decke eingestürzt war, er-
schienen in den Tagen darauf in
Zeitungen und in der Wochen-
schau. Die gleichgeschalteten Me-
dien verbreiteten die Mär, dass
„Deutschlands geliebter Führer“
von der „Vorsehung“ gerettet wor-
den sei. Der Attentäter wurde
noch vor der Explosion des
Sprengkörpers an der deutsch-
schweizerischen Grenze in Kon-
stanz festgenommen. Er hatte nur
einen abgelaufenen Ausweis bei
sich. Die Grenzbeamten fanden ei-
ne Abbildung des Bürgerbräukel-
lers und Drähte vom Zeitzünder in
seiner Tasche. An der Innenseite
seiner Jacke steckte das Abzei-
chen des Frontkämpferbunds. 

Georg Elser wurde ohne Ge-
richtsverhandlung als „Sonder-
häftling des Führers“ in das Kon-
zentrationslager Sachsenhausen
eingeliefert und später nach Dach-
au verlegt. Nach dem „Endsieg“
sollte ein Schauprozess gegen ihn
stattfinden. Kurz vor der Kapitula-
tion der Wehrmacht wurde er am
9. April 1945 auf Anweisung Hit-
lers erschossen. Im Gegensatz zu
den Verschwörern des 20. Juli fand
Elser kaum Würdigung. 2003 er-
schien zu seinem 100. Geburtstag
eine Sonderbriefmarke.

Klaus J. Groth

GE S C H I C H T E & PR E U S S E N

Hitler kam davon, weil er kürzer redete
Georg Elsers Anschlag 1939 im Bürgerbräukeller war sorgfältig vorbereitet

Abgesehen von
späteren Laborin-
fektionen gilt sie

als der letzte
Mensch, der an
echten Pocken 

erkrankte:
Die 1975 zweijäh-
rige Rahima Banu
aus Bangladesch.

Bild: CDC/ World 
Health Organization

Stanley O. Foster M.D.,
M.P.H.

Das Monster mutiert
Vor 40 Jahren erklärte die WHO die Welt für pockenfrei – Doch das Risiko einer Rückkehr der Krankheit bleibt

Georg Elser
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Lange Zeit führten Flüsse und
Binnenkanäle als Transport-

wege ein Schattendasein. Das will
die EU ändern, indem sie knapp
1,7 Milliarden Euro in die Verbes-
serung der Wasserstraßen inve-
stiert. Damit sol-
len Emissionen
gespart werden.
Ein Binnenschiff
kann laut Schät-
zung ein Trans-
portgut bei gleichem Energieauf-
wand viermal so weit befördern
wie ein Lastwagen. 

Problem: Die Wasserstraßen
wurden lange vernachlässigt,
sind oft marode, Brücken sind zu
niedrig, Schleusen veraltet und

die Breite der Wasserwege nicht
ausreichend.

Um jedoch allein die beste-
henden Engpässe und den Reno-
vierungsstau zu beheben, müsste
fast das Zehnfache der von der

EU veran-
schlagten Sum-
me eingesetzt
werden, heißt
es aus Fachkrei-
sen. Zudem tre-

ten Umweltbedenken auf. Oft
kollidieren die Erfordernisse
moderner Schiffstransporte mit
dem Wunsch, die europäischen
Flüsse wieder naturnäher zu ge-
stalten, zurück vom kanalartigen
Gewässer zum Lebensraum. H.H.

Moment der
Woche
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Bizarre Abtreibungsdebatte: Aus Eigensinn erlaubt, bei Behinderten ein Frevel? 

Es war nur eine von vielen
Entscheidungen, die der
Gemeinsame Bundesaus-

schuss, einem der wichtigsten
Gremien des deutschen Kranken-
versicherungssystems, auf seiner
Sitzung am 19. August in Berlin
getroffen hatte. Doch nur er sollte
die Schlagzeilen des Tages be-
stimmen. Neben verschiedenen
anderen Maßnahmen beschloss
die aus Vertretern von Ärzten, Kli-

niken und Krankenkassen zu-
sammengesetzte Kommission an
diesem Tag, dass künftig die Ko-
sten eines Bluttests zur Frühdiag-
nose von Trisomie 21, besser be-
kannt als Down-Syndrom (früher
Mongolismus genannt), unter be-
stimmten Bedingungen von den
Krankenkassen übernommen
werden können. 

Schwangeren Frauen wird es
damit ermöglicht, mittels einer
von ihnen abzugebenden Blutpro-
be untersuchen zu lassen, ob ihr
noch ungeborenes Kind von die-
ser geistigen Behinderung betrof-
fen ist. Bereits jetzt besteht die
Möglichkeit, eine Fruchtwasser -
analyse als Kassenleistung in An-
spruch zu nehmen. Dieses Verfah-

ren ist weniger genau und birgt
zudem ein erhebliches Risiko,
hierdurch eine Fehlgeburt auszu-
lösen. Schon bislang hatten wer-
dende Eltern die Möglichkeiten
einer molekulargenetischen Un -
tersuchung des Mutterblutes ge-
nutzt, doch mussten sie die rund
600 Euro, die ein solcher Test ko-
stet, aus eigener Tasche finanzie-
ren. 

Auch jetzt besteht kein zwin-
gender Anspruch auf eine Erstat-
tung. Nach dem noch nicht
rechtsgültigen Beschluss des Ge-
meinsamen Bundesausschusses
kann eine Kostenübernahme für
den Test durch die jeweilige Kran-
kenkasse aber künftig dann erfol-
gen, „wenn er geboten ist, um der
Schwangeren eine Auseinander-
setzung mit ihrer individuellen
Situation hinsichtlich des Vorlie-
gens einer Trisomie im Rahmen
der ärztlichen Begleitung zu er-
möglichen“.

Die Unbestimmtheit dieser Re-
gelung, aber auch die generelle
Entscheidung des Gremiums rief
sofort zahlreiche Kritiker auf den
Plan. Sie fürchten, werdende
Mütter könnten sich in Kenntnis
einer absehbaren geistigen Behin-
derung ihres Kindes häufiger für
einen Schwangerschaftsabbruch
entscheiden. Diese Annahme ist
nicht unbegründet, denn das
Down-Syndrom ist nicht heilbar.
Und ein Früherkennungstest wäh-
rend der Schwangerschaft ver-

schafft den Eltern nicht nur Klar-
heit über eine mögliche Erkran-
kung, sondern kann durchaus da-
zu führen, dass diese sich schließ-
lich gegen das Austragen des Kin-
des entscheiden. 

Interessant ist die Zusammen-
setzung des Chores der Kritiker.
Die Bundestagsabgeordnete Co-
rinna Rüffer (Bündnis 90/Die
Grünen) lud auf ihrer Internetsei-
te unmittelbar nach der Entschei-
dung der Kommission eine Erklä-
rung hoch, in der sie diese scharf
angriff. Schwangeren solle nicht
suggeriert werden, dass es ein Ri-
siko sei, ein geistig behindertes
Kind zu gebären, so der Tenor.
Auch die Abgeordnete Kathrin
Vogler (Linkspartei) befürchtet ei-
nen Präzedenzfall, der dazu füh-
ren könne, dass künftig noch an-
dere Tests zur Früherkennung von
genetischen Defekten an ungebo-
renen Kindern zur Anwendung
kommen könnten. 

Ins selbe Horn stieß die linke
„Tageszeitung“ aus Berlin, die gar
von „Selektion“ redet. Allgemein
zeigte man sich auf der linken Sei-
te des politischen Spektrums be-
sorgt darüber, dass künftig weni-
ger Kinder mit einer Behinderung
zur Welt kommen könnten, und
sah darin vor allem eine Gefahr
für die gesellschaftliche Vielfalt. 

In einem Kommentar fiel „Gen-
derredakteurin“ Patricia Hecht
dann zumindest der logische
Bruch zu dem ansonsten von lin-

ker Seite postulierten uneinge-
schränkten Abtreibungsrecht auf.
Während danach die Tötung ei-
nes völlig gesunden Embryos aus
eigennützigen Motiven weiterhin
moralisch völlig legitim sein soll,
wird die Abtreibung eines schwer
behinderten Kindes vor allem als
Sonderfall einer unzulässigen
Diskriminierung gedeutet. 

Kritisch gesehen wurde die Ent-
scheidung des Bundesausschusses

auch von Vertretern der Lebens-
hilfe, einem mächtigen Verein der
Sozialindustrie, der zahlreiche
Einrichtungen für Behinderte be-
treibt. Er lehnte die Übernahme
der Kosten für Bluttests ab, da da-
mit die Angst vor behinderten
Menschen geschürt und Druck auf
Frauen zum Abbruch der Schwan-
gerschaft bei positivem Befund
ausgeübt werden könne. Auf Ab-
lehnung stieß die geplante Kas-
senleistung ebenso bei den christ-
lichen Kirchen und Lebensschüt-
zern. Hier zeigte sich jedoch nicht
die ansonsten anzutreffende Dop-
pelmoral, denn die Vornahme ei-
nes Schwangerschaftsabbruches
wird hier ganz grundsätzlich abge-
lehnt. Dirk Pelster

Psychotricks als politisches Kampfmittel
Zersetzung, Diffamierung, Ausgrenzung − Wie Oppositionelle durch ausgefeilte Techniken zerstört werden sollen

Die Demokratie hat es hierzulan-
de zunehmend schwer. Das zeigt
sich unter anderem an der wach-
senden Unterdrückung freier öf-
fentlicher Debatten. Gegner und
Kritiker der Machteliten werden
attackiert und ausgegrenzt – wäh-
rend regierungsnahe Medien ihre
Nähe zu den Mächtigen kaum
noch kaschieren. Beim Kampf ge-
gen Oppositionelle kommen auch
verschiedene psychologische
Techniken zum Einsatz, welche
schon das DDR-Ministerium für
Staatssicherheit (MfS, Stasi) im
Rahmen seiner „Zersetzungsmaß-
nahmen“ verwendete. Daher
lohnt ein Rückblick.

Im Januar 1976 trat die Stasi-
Richtlinie Nr. 1/76 zur Entwick -
lung und Bearbeitung Operativer
Vorgänge (OV) in Kraft. Darin war
akribisch aufgelistet, mit welchen
psychologischen Tricks Dissiden-
ten und Oppositionelle kaltge-
stellt oder zumindest aus der
Bahn geworfen werden sollten.
Glücklicherweise verschwand die
Institution Stasi 1990 im Orkus
der Geschichte. Ihr Geist scheint
jedoch weiterzuleben, wie vor al-
lem der heutige Umgang mit dem
politischen Gegner auf der rech-
ten Seite des Meinungsspektrums
zeigt. Manchmal drängt sich so-
gar der Eindruck auf, dass die
Streiter für „Toleranz“ und „Of-
fenheit“ die Mielke-Fibel aus der
Zeit des Kalten Krieges zur aus-
drücklichen Richtschnur ihres
Handelns gemacht haben.

Die Ausgrenzung beziehungs-
weise Ausschaltung von Personen
mit der „falschen“ Gesinnung
wird heute ähnlich wie in der
DDR durch die Verwendung von
Denunziations- und Diffamie-
rungsfloskeln sowie Anheftung
negativer Etiketten eingeleitet.
Was im Honecker-Staat die
„feindlich-negativen Kräfte“ oder
„Feinde der Arbeiterklasse“ wa-
ren, das sind nunmehr die „Popu-
listen“, „Verschwörungstheoreti-
ker“, „Ewiggestrigen“ und „geisti-

gen Brandstifter“. Legitime Kritik
wird, wenn sie von dieser Seite
kommt, sehr schnell als „Hassre-
de“, „Hetze“ oder „Vergiftung des
gesellschaftlichen Klimas“ hinge-
stellt. Allerdings lässt sich der
politische Gegner so nicht voll-
kommen mundtot machen. 

Das gilt insbesondere für die
Fälle, wo die „Rechten“ Themen
von erheblicher Brisanz aufgrei-
fen. Da helfen dann zunächst
zwei Techniken: die drastische
Verengung des Debatten-Raums
mittels Druck oder Manipulation
und das dreiste Kleinreden von
Problemen, die jedermann ins
Auge stechen, durch tatsächliche
oder vermeintliche Experten auf
der Basis manipulierter Statisti-
ken und Meinungsumfragen. Na-
türlich immer begleitet vom
Trommelfeuer der regierungsna-
hen Medien, welche die „korrek-
te“ Denkweise vorgeben und zu-
gleich eine Nebelkerze nach der
anderen zünden, um von den hei-
klen Sachverhalten abzulenken. 

Sollte dies nicht ausreichen,
dann schlägt die Stunde der grö-
beren Instrumente: Dazu zählt
das Lächerlichmachen aufgrund
von körperlichen Äußerlichkei-
ten oder gar gesundheitlichen
Handicaps. Ebenso infam ist die
gezielte Skandalisierung von Ba-
gatellen, wobei die Medien
wiederum willfährig assistieren,
indem sie bei regierungskriti-
schen Personen sehr viel strenge-
re Maßstäbe anlegen als bei Ver-
tretern des politischen Establish-
ments.

Eine weitere, auch heute ange-
wendete Zersetzungstechnik aus
der Werkstatt der sogenannten
„Operativen Psychologie“ des
MfS wurde in der Stasi-Richtlinie
von 1976 folgendermaßen be-
schrieben: „Systematische Dis-
kreditierung des öffentlichen Ru-
fes, des Ansehens und des Pre -
stiges auf der Grundlage mitein-
ander verbundener wahrer, über-
prüfbarer und diskreditierender,
sowie unwahrer, glaubhafter,

nicht widerlegbarer und damit
ebenfalls diskreditierender Anga-
ben“, gerne auch unter „Verwen-
dung anonymer oder pseudony-
mer Briefe“, „kompromittieren-
der Fotos“ oder „gezielter Indis-
kretionen“. Präziser kann man
den derzeitigen Umgang mit
AfD-Politikern, Pegida-Aktivisten
und anderen politischen Parias
wohl kaum beschreiben. Dabei
stellt sich die Frage, ob die Paral-
lelen zwischen der Zeit bis 1989
und der Lage von 2019 nur aus
der vergleichbar starken Be-
drängnis der Herrschenden resul-
tieren, oder ob nicht vielleicht
auch manche der Zersetzungsex-

perten von einst nun im Dienst
des früheren „Klassenfeindes“
die Strippen ziehen.  

Was heutzutage ebenfalls fast
immer spürbare Wirkung entfal-
tet, sind Boykottaufrufe – man
denke da nur an die Kampagnen
gegen missliebige Autoren wie
Akif Pirinçci. Die Stasi sprach
hier seinerzeit von „systemati-
scher Organisierung beruflicher
und gesellschaftlicher Misserfol-
ge“. Zusätzlich besteht nun durch
das Internet die Möglichkeit, den
politischen Gegner an einen vir-
tuellen Pranger zu stellen. Egal,
wie absurd die Anwürfe sein mö-
gen, welche die Empörungswelle

– auf neudeutsch „Shitstorm“ –
ausgelöst haben: Irgendetwas
bleibt immer im Hinterkopf des
mehr oder weniger naiven Nor-
malbürgers hängen.

Der Zweck solcher Aktionen ist
die soziale Vernichtung des Geg-
ners. Eine Rufschädigung führt ja
meistens auch zu materiellen
Schäden und damit unter Um-
ständen zum Wegbrechen der
Existenzgrundlage. Außerdem
wird das Selbstvertrauen des Op-
fers der Zersetzungsmaßnahme
unterminiert. Und wenn nicht
Einzelpersonen, sondern Grup-
pierungen das Ziel der Angriffe
darstellen, dann kommt die Zer-
störung des Gruppenzusammen-
halts hinzu – auch dies hatte die
Stasi schon 1976 als erfolgver-
sprechende Vorgehensweise be-
zeichnet: 

Zur Zersetzung gehöre ebenso
das „Erzeugen bzw. Ausnutzen
und Verstärken von Rivalitäten
innerhalb von Gruppen, Grup-
pierungen und Organisationen
durch zielgerichtete Ausnutzung
persönlicher Schwächen einzel-
ner Mitglieder“. Parallel zu all-
dem wird noch versucht, dem po-
litischen Gegner alle Möglichkei-
ten zu verwehren, sich öffentlich
zu artikulieren: „Extremisten kei-
ne Bühne bieten“, heißt das in
der Sprache des 21. Jahrhunderts.

Die Krone des Ganzen stellt
freilich die Pathologisierung und
Kriminalisierung von Andersden-
kenden dar. Entweder durch mit
Aplomb vorgetragene psychiatri-
sche Ferndiagnosen oder durch
die Instrumente des deutschen
Strafrechts. Dazu gehören insbe-
sondere die Gummi-Paragrafen
90, 90a und 90b (Verunglimpfung
des Bundespräsidenten bezie-
hungsweise des Staates und sei-
ner Symbole sowie Verfassungs-
feindliche Verunglimpfung von
Verfassungsorganen), 95 und 97
(Offenbaren beziehungsweise
Preisgeben von Staatsgeheimnis-
sen), 103 (Beleidigung von Orga-
nen und Vertretern ausländischer

Staaten) und 130 (Volksverhet-
zung).

Wem das alles nicht ausreicht,
der kann zusätzlich den quasi-
philosophischen oder quasireligi-
ösen Pfad beschreiten und sei-
nem Gegner unterstellen, er ver-
körpere das Böse schlechthin.
Damit erübrigt sich logischer-
weise jede weitere Argumenta-
tion.

Der Einsatz dieser Zersetzungs-
techniken führt bei den Opfern
vielfach zu Angst und geistiger
Lähmung oder verursacht zumin-
dest starke Motivationsverluste.
Daraus resultiert der teilweise
oder vollständige Rückzug aus
der Politik – vor allem, wenn kei-
ne Solidarisierungseffekte eintre-
ten, weil die Angreifer erfolgreich
zu suggerieren vermochten, der

Betreffende trage selbst Schuld
an dem Ganzen. Gelegentlich
kommt es aber auch zu aggressi-
ven Ausbrüchen. Wie der ehema-
lige Mitarbeiter des US-Geheim-
dienstes CIA und Psychiater
Marc Sagemann in einer breit an-
gelegten empirischen Studie
nachwies, münden gesellschaftli-
che Isolierung und bewusst ver-
weigerter Respekt überdurch-
schnittlich häufig in aggressive
Handlungen.

Und die spielen dann natürlich
jenen in die Hände, welche den
Dissidenten oder Oppositionel-
len mittels diverser psychologi-
scher Zersetzungstechniken in
die Ecke gedrängt haben: Nun
können sie genüsslich zuschauen,
wie sich die Sicherheitsorgane
des „wehrhaften Staates“ auf den
nervlich zerrütteten Systemkriti-
ker stürzen und er den endgülti-
gen sozialen oder gar physischen
Tod stirbt.  Wolfgang Kaufmann

Vieles scheint aus
dem Rezeptbuch der

Stasi zu stammen

Bundesausschuss:
Kassen sollen

Bluttests erstatten

Ausgerechnet linke
Kreise laufen gegen

den Vorschlag Sturm

Prominentes Opfer eines abgefeimten Kesseltreibens: Der lang-
jährige Leiter der Stasi-Gedenkstätte in Berlin-Hohenschönhau-
sen, Hubertus Knabe, bei seinem erzwungenen Abschied am 26.
November 2018 Bild: pa

Binnenschifffahrt
soll wieder wachsen



Im Rahmen eines Festakts mit an-
schließender Autorenlesung in
der Stadtbibliothek von Rasten-
burg in der früheren Freimaurer-
loge der Stadt wurde Arno Sur-
minski am 7. Oktober mit der Aus-
zeichnung „Verdient um den Kreis
Rastenburg“ geehrt. 

Damit erhielt der Schriftsteller
nach der Medaille für Verdienste
um die Woiwodschaft Ermland-
Masuren, die er 2011 bekam, nun
Anstecker und Statuette von seiner
Geburtsregion überreicht. Denn
viele seiner über 30 Werke spielen
in ostpreußischen Landschaften,
überwiegend des Kreises Rasten-
burg, die dadurch weit über die
Grenzen hinaus bekannt wurden.

Für den Landkreis Rastenburg
seien diese literarische Aktivität
von Arno Surminski und sein Ein-
satz für die Ver-
söhnung zwi-
schen Polen und
D e u t s c h e n
wichtig, so
Stanisław Tarase-
wicz. Er ist Vorsitzender der Arno-
Holz-Gesellschaft für deutsch-pol-
nische Verständigung in Rasten-
burg, die gemeinsam mit dem
evangelischen Bischof der Diözese
Masuren, Paweł Hause, die Ehrung
für Surminski beim Landratsamt
beantragt hat. Wie der Landrat des
Kreises Rastenburg, Michał Ko-
chanowski, beim Überreichen der
Ehrung erklärte, gab es für den Rat
des Kreises kein Zögern über die
Vergabe der Auszeichnung an den
1934 in Jäglack [Jegławki] gebore-
nen Autor. Die Ratsvorsitzende Ur-
szula Baraniecka ließ es sich denn

auch nicht nehmen, persönlich die
Urkunde zur Ehrung vorzutragen. 

Der Woiwode von Ermland-Ma-
suren, Artur Chojecki, erinnerte
in seiner Ansprache an die Ge-
schichte der deutsch-polnischen
Versöhnung mit dem Brief der
polnischen Bischöfe an die deut-
schen Amtsbrüder und später die
Ereignisse in Kreisau: „Ohne
Menschen wie Arno Surminski,
die diese Vereinbarungen mit Le-
ben füllen, wären es nur Meilen-
steine ohne Wirkung geblieben.“
Wie wichtig die Auszeichnung für
die deutsche Diplomatie in Polen
war, zeigt die Anwesenheit sowohl
von Friedrun Keltsch-Raczka vom
Generalkonsulat der Bundesrepu-
blik Deutschland in Danzig als
auch Harald Kobsa aus der Bot-
schaft in Warschau. Kobsa betonte
in seinem Grußwort, dass er aber

nicht nur als Ver-
treter der deut-
schen Botschaft,
sondern auch als
Privatmann und
Germanist ge-

kommen sei: „Schon 1986 konnte
ich Arno Surminski an die junge
Germanistik in Stettin zu einer 
Diskussion über den Begriff Hei-
mat einladen. Die Gespräche bei
einem Besuch bei ihm in Ham-
burg ein Jahr später sind dann in
das Vorwort der polnischen Aus-
gabe von ,Polninken oder Eine
deutsche Liebe‘ eingeflossen.“ Als
Mitarbeiter der Abteilung für Aus-
zeichnungen hatte er Jahre später
eine Anfrage zur Verleihung des
Bundesverdienstkreuzes an Sur-
minski zu bearbeiten. „Als ich
jetzt von dieser weiteren Ehrung

erfahren habe, konnte ich nicht
anders, als heute zu kommen“, be-
endete er seine persönlichen Wor-
te an den Laureaten.

Während Kobsa in seiner Rede
immer wieder zwischen Polnisch
und Deutsch wechselte, hat Sur-
minski bis heute mit der polni-

schen Sprache seine Probleme.
„Ich habe heute so viele freundli-
che Äußerungen gehört, von de-
nen ich kaum ein Wort verstanden

habe“, äußerte er mit trockenem
Humor, „vielleicht hätte ich doch
meine Frau Traute nicht allein Pol-
nisch lernen lassen sollen.“ Dieser
Humor zeigt sich etwa auch in sei-
ner Erzählung „Paradies“, die er
bei der Autorenlesung nach der
Ehrung vortrug, in der er den Hel-
den ins Heilige Land reisen lässt,
um dort mit dem Erzengel Gabriel
über das Paradies zu diskutieren.
Aus der Beschreibung lässt sich
später unschwer erkennen, dass es
sich dabei um das – fiktive – Dorf
Kallischken handelt, aus dem der
Held stammt. Ebenso sind in „Jo-
kehnen oder wie lange fährt man
von Ostpreußen nach Deutsch-
land?“ oder „Polninken“, aus de-
nen Surminski ebenfalls las, zwar
die Orte fiktiv, die Landschaften
jedoch eindeutig ostpreußisch und
meist rastenburgisch. Die Wahl des
Hintergrunds erklärt er selber so:
„Ich kann nur gute Bücher schrei-
ben, wenn ich die Gegend kenne,
in der sie spielen. Diese hier kenne
ich aus meiner Kindheit.“ So sind,
wie er zu Recht stolz feststellt,
„viele Orte hier und die Stadt Ra-
stenburg selber in die Literaturge-
schichte eingegangen“. Und daher
erhielt er jetzt auch die Auszeich-
nung „Verdient um den Kreis Ra-
stenburg“ von dem Landkreis, der
ihm nach dem Verlust seiner Fa-
milie und damit seiner Heimat
durch Freunde und Bekannte wie-
der wichtig wurde. Denn, wie Ar-
no Surminski einmal sagte: „Hei-
mat ist eines der schönsten Worte
der deutschen Sprache. Sie ist je-
doch kein Ort, sondern dort, wo
meine Nächsten sind.“ 

Uwe Hahnkamp

Rastenburg zeichnet Arno Surminski aus
Der aus Jäglack stammende Autor setzt sich für die Aussöhnung von Deutschen und Polen ein – Ostpreußen lebt in seinen Werken
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Minderheiten in Polen
12. Kommunalpolitischer Kongress zu einem aktuellen Thema

Auf dem Pregel in
Königsberg hat das
Festival „Wasserver-

sammlung“ stattgefunden,
das vom dortigen Ozean-
Museum in Zusammenar-
beit mit dem Museum für
Schiffbau und Schifffahrt in
Rostock und dem Nationa-
len Schifffahrtsmuseum Po-
lens organisiert wurde.

Das festliche Programm
begann mit einem Wettren-
nen auf dem Pregel, an dem
fünf Teams auf sechs Jollen
teilnahmen. Unter den Ruderern
befanden sich sowohl Vertreter der
Regionalregierung, der Königsber-
ger Stadtverwaltung und des Insti-
tuts für Ozeanologie als auch der
Akademie der Wissenschaften, der
Sberbank und der Hafenverwal-
tung. Die Mannschaft der Regional-
regierung hat gewonnen. Einen
wahren Walzer auf dem Wasser
führten junge Athleten mit Kanus
und Kajaks vor. Daneben führten
Windsurfer und sogenannte Flybo-
arder ihre Künste vor. 

Das diesjährige Wasserfestival
war gleich mehreren Jubiläen
gewidmet: dem 80. Jahrestag des
Forschungsschiffs „Vityaz“, seiner
ersten Expedition vor 70 Jahren
und 25 Jahre als Exponat im Be-
stand des Ozeanmuseums. In Kürze

wird das Schiff grundlegend restau-
riert, sodass es für einige Zeit aus
der Ausstellung entfernt wird.

Zum ersten Mal führte das Kö-
nigsberger Sinfonieorchester beim
Festival klassische Musikstücke auf,
und die Eisenbahnbrücke auf dem
Gelände des Museums verwandelte
sich an diesem Tag in einen Kunst-
raum. Königsberger und Besucher
der Stadt hatten die wunderbare
Gelegenheit, die Antiquitätenmesse
„Bootsmann Shop“ zu besuchen,
und eine Modenschau bot eine an-
genehme Überraschung für alle
Modebegeisterten.

An der Parade der historischen
Schiffe nahmen auch norwegische
und finnische Boote teil. Ein beson-
derer „Gast“, der die Parade an-
führte, war ein Drachenboot. Das

Boot, dessen Bug mit drei
Köpfen an langen Hälsen
geschmückt ist, sah beein-
druckend und sogar ein
wenig gruselig aus.

Die Expedition des Dra-
chenboots hat am 5. Mai
begonnen und seine Crew
ist aus der Region Samara
nach Königsberg gereist,
um am Festival teilzuneh-
men. An Bord des Boots
befanden sich zwölf Perso-
nen. Laut Plan müssen sie
auf 12 000 Kilometern

zehn Ostsee-Anrainer passieren:
Deutschland, Dänemark, Polen,
Estland, Lettland, Litauen, Russ-
land, Finnland, Schweden und Nor-
wegen. Das Drachenboot nimmt an
einer internationalen zweijährigen
Forschungsexpedition mit dem Ti-
tel „Rjuriks Weg“ teil. Ziel der Ex-
pedition ist es, die Route der mittel-
alterlichen Waräger nachzureisen.
Wie aus der Legende bekannt ist,
kam der warägische Prinz Rjurik
862 nach Russland und legte den
Grundstein für die Rjurik-Dynastie,
die das alte Russland und den rus-
sischen Staat über mehr als sieben
Jahrhunderte regierte.

Das Drachenboot wird den Win-
ter in Königsberg verbringen. Die
Expedition wird dann im Frühjahr
2020 fortgesetzt. J. Tschernyschew

Zum 12. Mal hat die Lands-
mannschaft Ostpreußen (LO)

einen Deutsch-Polnischen Kommu-
nalpolitischen Kongress veranstal-
tet. Kommunalpolitisch heißt er
deshalb, weil sich Vertreter aus Po-
litik, Wissenschaft und örtlichen
Verbänden der Minderheiten daran
beteiligen. 

Der diesjährige Kongress fand in
Allenstein statt. Vertreter der kom-
munalen Selbstverwaltung, der

Kreisgemeinschaften, der Deut-
schen Minderheit, wie auch der
Sejm-Abgeordnete Ryszard Galla
waren zusammengekommen, um
über ihre Situation auf regionaler
Ebene, aber auch in der Republik
Polen zu berichten. Erstmals war
auch ein Vertreter der ukrainischen
Minderheit mit einem Vortrag be-
teiligt. Die Referenten betrachteten
ihre gegenwärtige Situation und die
vergangenen drei Jahrzehnte ihrer

Tätigkeit sowie die Formen der Zu-
sammenarbeit. Die Bundesrepublik
Deutschland unterstützt die deut-
sche Volksgruppe bei ihren Akti-
vitäten. Der anwesende Beauftragte
der Bundesregierung für Aussied-
lerfragen und nationale Minderhei-
ten, Bernd Fabritius, unterstrich,
dass sie dies auch in Zukunft fort-
führen werde. MRK

(Ein ausführlicher Bericht folgt 
in PAZ  Nr. 44)

Bei seiner 
Dankesrede für

die erhaltene
Auszeichnung
für seine Ver-

dienste um 
Rastenburg: 

Der erfolgreiche
ostpreußische

Autor Arno 
Surminski

Bild: U.H.

Ein ungewöhnlicher Anblick: Drachenboot
auf dem Pregel Bild: J.T.

Auf den Spuren der Waräger
Drachenboot war die Attraktion des Wasserfestivals auf dem Pregel

Deutsche Diplomaten
waren anwesend

Tagung in Allenstein: LO-Sprecher Stephan Grigat bei der Eröffnungsansprache Bild: MRK



Traditionell kam der Angerbur-
ger Kreisausschuss am Vortag der
Angerburger Tage zu einer Sit-
zung zusammen. Stellvertretende

Kreisvertreterin Brigitte Junker
konnte die Vorstandsmitglieder
sowie einige Gäste im Sitzungs-
raum mit der Bezeichnung „An-
gerburg“ im Dienstgebäude am
Weicheler Damm in Rotenburg
(Wümme) willkommen heißen.
Besonders begrüßte sie den Ver-
treter des Patenschaftsträgers Mi-
chael Meyer, der sich seit dem 
1. Januar 2012 um die Pflege der
Patenschaften des Landkreises
Rotenburg (Wümme) kümmert.
Meyer überbrachte in seinem
Grußworte die herzlichen Grüße
des Landrates Hermann Lutt-
mann. Zudem verlas er ein Gruß-
wort, welches der Bundestagsab-
geordnete und Generalsekretär
der SPD Lars Klingbeil über-
mittelt hatte. Als einen der wich-

tigsten Tagesordnungspunkte galt
es, die Angerburger Tage vorzube-
reiten. Es wurden Absprachen
hinsichtlich des Bücherverkaufs,
der Saalausschmückung, der Be-
wirtung, des Einsatzes von Tech-
nik, die Begrüßung und Betreu-
ung der Gäste getroffen sowie fi-
nanzielle Fragen zu klären. Auch
wurde die Sitzung des Kreistages
behandelt, die in diesem Jahr mit
Wahlen durchzuführen war. Für
die Arbeit der Kreisgemeinschaft
sind der Heimatbrief, die Heimat-
kreiskartei mit Versandkartei und
die Geschäftsstelle unverzichtbar.
Es wurden daher zu diesen Ar-
beitsschwerpunkten die Berichte
der Referenten mit Interesse ent-
gegengenommen. Auch dem Kas-
senbericht der Schatzmeisterin
wurde besondere Aufmerksam-
keit geschenkt. Für das Jahr 2020
wurde beschlossen, die üblichen
Veranstaltung, die heimatpoliti-
sche Tagung und die Angerburger
Tage, in der bisherigen Weise
durchzuführen. Die Kreisgemein-
schaft Angerburg ist aber auch in

Angerburg aktiv. So wurde be-
schlossen, die humanitären Hilfen
weiterhin zu leisten und die
Unterstützung der Deutschen Ge-
sellschaft Mauersee und des
Schüleraustausches Rotenburg-
Angerburg weiterzuführen. Auch
werden weiterhin Friedhöfe in
der Heimat gepflegt. Zum Ab-
schluss bedanke sich die stellver-
tretende Kreisvertreterin Brigitte
Junker für die aktive Teilnahme
und schloss die Sitzung. M. M.

Im Rahmen der Kreisausschuss-
sitzung wurde das Kondolenz-
schreiben verlesen, welches die
Stadt Angerburg anlässlich des
Heimganges des Kreisvertreters
Kurt-Werner Sadowski übermit-
teln ließ. Auf Wunsch des Kreis-
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1. November: AT der Landesgruppenvorsitzenden in Wuppertal
2. bis 3. November: Ostpreußische Landesvertretung in Wupper-

tal (geschlossener Teilnehmerkreis)
9. bis 12. November: Kulturhistorisches Seminar in Helmstedt

Auskünfte erhalten Sie bei der Bundesgeschäftsstelle der Lands-
mannschaft Ostpreußen, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg, 
Telefon (040) 41400826, E-Mail: info@ostpreussen.de,
Internet: www.ostpreussen.de/lo/seminare.html

TERMINE DER LO

Bitte senden Sie Ihre Texte und Bilder für die Heimatseiten der
PAZ-Ausgabe 45/2019 (Erstverkaufstag: 8. November) bis spä-
testens Dienstag, 29. Oktober an E-Mail: redaktion@preussische-
allgemeine.de, per Fax an (040) 41400850 oder postalisch an Preu-
ßische Allgemeine Zeitung, Buchtstraße 4, 22087 Hamburg.

Zusendungen für Ausgabe 45

ZUM 102. GEBURTSTAG

Regge, Elfriede, geb. Lipka, aus
Treuburg, am 28. Oktober

ZUM 101. GEBURTSTAG

Naruhn, Frau, geb. Salomon, aus
Wehlau, am 26. Oktober

ZUM 100. GEBURTSTAG

Düding, Elfriede, geb. Dudek,
aus Kalgendorf, Kreis Lyck,
am 28. Oktober

Schweiger, Lori, aus Pobethen,
Kreis Fischhausen, am 
25. Oktober

Speder, „Tante“ Ida, geb. Gru-
nau, aus Schirwindt, Kreis
Schloßberg, am 28. Oktober

ZUM 99. GEBURTSTAG

Johann, Christel, geb. Grajetzki,
aus Allenburg, Kreis Wehlau,
am 31. Oktober

Schwarz, Hanni, geb. Merchel,
aus Neidenburg, am 28. Ok-
tober

ZUM 98. GEBURTSTAG

Maseizik, Heinz, aus Lyck,
Morgenstraße 32, am 28. Ok-

tober
Nothhorn, Christel, geb. Misch-

kewitz, aus Lyck, Memeler
Weg 1, am 28. Oktober

Zysk, Irmgard, geb. Chilla, aus
Glauch, Kreis Ortelsburg, am
31. Oktober

ZUM 97. GEBURTSTAG

Gürges, Helene, geb. Adamus/
Jopp, aus Nußberg, Kreis Lyck,
am 28. Oktober

Hildebrandt, Agnes, geb. Te-
schner, aus Cranz, Kreis
Fischhausen, am 29. Oktober

Stanko, Edith, aus Garbassen,
Kreis Treuburg, am 28. Ok-
tober

ZUM 96. GEBURTSTAG

Frasch, Irma, geb. Niklas, aus
Statzen, Kreis Lyck, am 
30. Oktober

Hartel, Irmgard, geb. Schmidt,
aus Heinrichswalde, Kreis
Elchniederung, am 26. Ok-
tober

Zygann, Hilde, geb. Schönbeck,
aus Wilkendorf, Kreis Wehlau,
am 31. Oktober

ZUM 95. GEBURTSTAG

Niebaum, Helga, geb. Liedtke,
aus Neuendorf, Kreis Elchnie-
derung, am 29. Oktober

Porr, Kurt, aus Powayen, Kreis
Fischhausen, am 29. Oktober

Symanzik, Walter, aus Farienen,
Kreis Ortelsburg, am 30. Ok-
tober

ZUM 94. GEBURTSTAG

Frank, Gertrud, geb. Czarnojan,
aus Wiesenfelde, Kreis Treu-
burg, am 30. Oktober

Peter, Herta, aus Lyck, am 
26. Oktober

Reibe, Herbert, aus Ebenrode,
am 27. Oktober

Schmidt, Lieselotte, geb. Bauer,
aus Woinassen, Kreis Treu-
burg, am 30. Oktober

Zimmermann, Erika, geb. Trze-
ziak, aus Liebenberg, Kreis
Ortelsburg, am 31. Oktober

ZUM 93. GEBURTSTAG

Behres, Waltraut, geb. Koma-
schewsi, aus Treuburg, am 
30. Oktober

Bierkandt, Kurt, aus Groß Mi-
chelau, Kreis Wehlau, am 
27. Oktober

Büssenschütt, Erna aus Königs-
berg, Kreis Heiligenbeil, am
26. Oktober

Färber, Heinz, aus Weißensee,
Kreis Wehlau, am 31. Oktober

Frommberg, Gerhard, aus Nie-
denau, Kreis Neidenburg, am
25. Oktober

Heinemann, Annemarie, geb.
Moselewski, aus Ebendorf,
Kreis Ortelsburg, am 24. Ok-
tober

Kecker, Heinz, aus Moditten,
Kreis Königsberg, am 31. Ok-
tober

Kotowski, Dr. Hartmut, aus
Lyck, am 25. Oktober

Maak, Luci, aus Neuendorf,
Kreis Lyck, am 26. Oktober

Neumann, Ernst, aus Langen-
dorf, Kreis Wehlau, am 
26. Oktober

Schmelow, Helmut, geb. Chmie-
lewski, aus Warchallen, Kreis
Neidenburg, am 27. Oktober

Starbatty, Helene, geb. Daniel-
zik, aus Reinkental, Kreis
Treuburg, am 30. Oktober

Wunderlich, Maria, geb. Heim-
buchner, aus Allenburg, Kreis
Wehlau, am 31. Oktober

ZUM 92. GEBURTSTAG

Grevsmühl, Ursel, geb. Nitsch-
kowski, aus Lyck, Kaiser-Wil-
helm-Straße 9, am 31. Oktober

Grunert, Hildegard, geb. Je-
rosch, aus Alt Kiwitten, Kreis
Ortelsburg, am 28. Oktober

Klein, Erika, aus Canditten,
Kreis Preußisch Eylau, am 
31. Oktober

Kollo, Irmgard, geb. Pokar, aus
Cranz, Kreis Fischhausen, am
28. Oktober

Koyro, Friedhelm, aus Lisken,
Kreis Lyck, am 25. Oktober

Szeimies, Arno, aus Loye, Kreis
Elchniederung, am 28. Ok-
tober

ZUM 91. GEBURTSTAG

Albin, Kurt, aus Treuburg, am
26. Oktober

Euen, Herta, geb. Wenzek, aus
Scharfenrade, Kreis Lyck, am
30. Oktober

Homuth, Helmut, aus Nußberg,
Kreis Lyck, am 31. Oktober

Jabs, Gerhard, aus Lesgewan-
gen, Kreis Tilsit-Ragnit, am 
30. Oktober

Konstanty, Lydia, geb. Kopatz,
aus Wilhelmshof, Kreis Or-
telsburg, am 30. Oktober

Mendritzki, Agnes, geb. Bitt-
kowski, aus Balden, Kreis Nei-
denburg, am 28. Oktober

Olschewski, Walter, aus Gollen,
Kreis Lyck, am 30. Oktober

Scherwinski, Otto, aus Schar-
feneck, Kreis Ebenrode, am
26. Oktober

Sedat, Horst, aus Argental, Kreis
Elchniederung, am 27. Ok-
tober

Sommerey, Erhard, aus Kaltha-
gen, Kreis Lyck, am 31. Ok-
tober

Weinfurter, Ruth, geb. Bratumil,
aus Lyck, Falkstraße 2, am 
28. Oktober

ZUM 90. GEBURTSTAG

Berger, Ursel, geb. Ballo, aus
Auglitten, Kreis Lyck, am 
25. Oktober

Bodenstein, Hugo, aus Soltmah-
nen, Kreis Lyck, am 27. Ok-
tober

Demsky, Horst, aus Reichau/
Lippitz, Kreis Mohrungen, am
30. Oktober

Esch, Jakob, Kreisgemeinschaft
Ebenrode, am 29. Oktober

Grigsdat, Manfred, aus Amtal,
Kreis Elchniederung, am 
28. Oktober

Hesse, Ruth, geb. Napierski, 
aus Neidenburg, am 28. Ok-
tober

Holstein, Bruno, aus Töltenin-
ken, Kreis Wehlau, am 27. Ok-
tober

Littek, Irmgard, geb. Westphal,
aus Grünbaum, Kreis Elchnie-
derung, am 30. Oktober

Marzik, Eva, geb. Baschek, aus
Mensguth, Kreis Ortelsburg,
am 29. Oktober

Narten, Helga, geb. Skubich, aus
Waldwerder, Kreis Lyck, am
25. Oktober

Wallrath, Elisabeth-Erna, geb.
Brenneisen, aus Sandau, Kreis
Ebenrode, am 31. Oktober

Werlich, Irmgard, geb. Bolk, aus
Kreuzborn, Kreis Lyck, am 
26. Oktober

Zastrau, Meta, geb. Petrautzki,
aus Schulzenwiese, Kreis
Elchniederung, am 28. Ok-
tober

ZUM 85. GEBURTSTAG

Alberti, Rose-Marie, geb. Pilds-
zus, aus Merunen, Kreis Treu-
burg, am 25. Oktober

Astratti, Georg, aus Pregelswal-
de, Kreis Wehlau, am 26. Ok-
tober

Becker, Jutta, geb. Günther, aus
Karkeln, Kreis Elchniederung,
am 29. Oktober

Broska, Manfred, aus Blu-
mental, Kreis Lyck, am 
31. Oktober

Fischer, Ruth, aus Tutschen,
Kreis Ebenrode, am 27. Ok-
tober

Köhn, Elli, geb. Michalkowski,
Kreis Neidenburg, am 29. Ok-
tober

Koopmann, Erika, geb. Fri-
schmuth, aus Rokitten, Kreis
Elchniederung, am 31. Ok-
tober

Koslowski, Karl-Heinz, aus
Prostken, Kreis Lyck, am 
30. Oktober

Krüger, Erika, geb. Mulks, aus
Soffen, Kreis Lyck, am 31. Ok-
tober

Lange, Elsbeth, geb. Kossack,
aus Wehlau, am 30. Oktober

Laskawy, Alfred, aus Kobulten,
Kreis Ortelsburg, am 31. Ok-
tober

Noga, Werner, aus Prostken,
Kreis Lyck, am 30. Oktober

Panskus, Christel, aus Parneh-
nen, Kreis Wehlau, am 
30. Oktober

Radtke, Heinz, aus Lindenort,
Kreis Ortelsburg, am 27. Ok-
tober

Rattay, Hans, aus Rogonnen,
Kreis Treuburg, am 31. Ok-
tober

Sauf, Christa, geb. Wenzel, aus
Kuckerneese, Kreis Elchnie-
derung, am 30. Oktober

Schulz, Günther, aus Tawellen-
bruch, Kreis Elchniederung,
am 26. Oktober

Seige, Rosemarie, geb. Mallek,
aus Neidenburg, am 28. Ok-
tober

Seiler, Erika, geb. Gröning, aus
Friedrichsdorf, Kreis Wehlau,
am 28. Oktober

Sewczik, Werner, aus Grab-
nick, Kreis Lyck, am 25. Ok-
tober

Stange, Herwart, aus Widmin-
nen, Kreis Lötzen, am 26. Ok-
tober

Viereck, Walburg, geb. Ginnuth,
aus Sköpen, Kreis Elchniede-
rung, am 27. Oktober

Vogel, Hannelore, geb. Blank,
aus Alt Sellen, Kreis Elchnie-
derung, am 28. Oktober

Woykos, Karl-Heinz, aus Neu-
endorf, Kreis Lyck, am 
25. Oktober

ZUM 80. GEBURTSTAG

Böttger, Vera, aus Königsberg,
am 25. Oktober

Czwalina, Erwin, aus Schön-
horst, Kreis Lyck, am 30. Ok-
tober

Friedrich-Senger, Gabriele, geb.
Lange, aus Kuckerneese, Kreis
Elchniederung, am 25. Ok-
tober

Glaß, Manfred, aus Wehlau, am
29. Oktober

Jenzewski, Gerd, aus Satticken,
Kreis Treuburg, am 30. Ok-
tober

Jürgensen, Ursula, geb. Spitz,
aus Groß Dirschkeim, Kreis
Fischhausen, am 27. Ok-
tober

Laskowski, Gerda, geb. Merti-
nah, aus Garbassen, Kreis
Treuburg, am 25. Oktober

Müller, Siegfried, aus Königs-
berg, am 24. Oktober

Mußhoff, Barbara, geb. Traut-
mann, aus Gerhardswalde,
Kreis Elchniederung, am 
31. Oktober

Reimer, Peter, aus Wildenhoff,
Kreis Preußisch Eylau, am 
29. Oktober

Rieger, Gerhard, aus Treuburg,
am 28. Oktober

Schmidt, Siegfried, aus Grün-
hof, Kreis Ebenrode, am 
30. Oktober

Schütt, Christel, geb. Petersen,
aus Pillau, Kreis Fischhausen,
am 31. Oktober

Sebastian, Lothar, aus Bolzha-
gen, Kreis Elchniederung, am
26. Oktober

Wenghoffer, Wolfgang, aus In-
sterburg,  am 15. Oktober

Zech, Dieter, aus Kragau, 
Kreis Fischhausen, am 
25. Oktober

ZUM 75. GEBURTSTAG

Bischoff, Barbara, aus Schwen-
tainen, Kreis Treuburg, am 
29. Oktober

Tuttas, Hans-Jürgen, aus Krau-
sendorf, Kreis Rastenburg,
und Ehefrau Ursula, geb.
Großmann, aus Glaubitten,
Kreis Rastenburg, am 30. Ok-
tober

Alle auf den Seiten »Glückwünsche« und »Heimatarbeit« abgedruckten 

Glückwünsche, Berichte und Terminankündigungen werden auch ins Internet gestellt. 

Der Veröffentlichung können Sie jederzeit bei der Landsmannschaft widersprechen! 

Sonderzugreisen nach

Masuren - Königsberg - Danzig

Tel.: 07154/131830   www.dnv-tours.de

Heimatliche Qualitätswaren
ab sofort wieder lieferbar

 1000 g     
Ger. Gänsebrust,  
mager, oh.Kn. ca. 800 g 36,99 €
Ger. Gänsebrust, mit Kn. ca. 1000 g 22,99 €
Gänseschmalz,  
ca. 200-g-Becher  Stück   2,69 €
Gänseleberwurst ca. 150 g 16,99 €
Gänseflumen  
(als fertiger Brotaufstrich) ca. 300 g   6,49 €
Teewurst,  
Rügenwalder Art ca. 100 g 17,99 €
Salami, 
mit Knoblauch ca. 500 g+2000 g 20,99 €
Krautwurst mit Majoran, fest ca. 400 g 18,99 €
Krautwurst mit Majoran, 
streichfähig ca. 150 g+850 g 16,99 €
Schweinemettwurst  
mit geb. Pfeffer ca. 400 g 16,99 €
Hausm. Leberwurst, 
geräuchert ca. 400 g 15,99 €
Lungwurst 
(vacu verpackt) ca. 500 g+1000 g 10,99 €
Grützwurst geräuchert, 
mit u. ohne Rosinen 11,99 €
Hausm. Blutwurst,  
geräuchert ca. 750 g 13,99 €
Zungenwurst ab ca. 500 g 13,99 €
Hausm. Sülze ca. 400 g 11,99 €
Ger. Schinkenspeck 500 g-2,0 kg  13,99 €

und vieles mehr!!!
Fordern Sie auch eine umfangreiche Bestellliste an!

Sie finden uns im Internet unter  
www.kinsky-fleischwaren.de 

Der Versand erfolgt auf Rechnung.  
Die Mehrwertsteuer ist in den Preisen enthalten. 

Ab 100,00 Euro Warenwert senden wir  
innerhalb Deutschland portofrei!

Rosenburger Weg 2 · 25821 Bredstedt
Tel. 0 46 71 - 91 38-0 · Fax 0 46 71 / 91 38-38

Fleischwaren GmbH

Anzeigen

AUS DEN HEIMATKREISEN

Die Kartei des Heimatkreises braucht Ihre Anschrift. 
Melden Sie deshalb jeden Wohnungswechsel. 

Bei allen Schreiben bitte stets den letzten Heimatort angeben

Kreisvertreter: Wolfgang Schie-
mann, Kreisgemeinschaft Anger-
burg e.V., Landkreis Rotenburg
(Wümme), Postfach 1440, 27344
Rotenburg (Wümme), Landkreis:
Telefon (04261) 9833100, Fax
(04261) 9833101. 

ANGERBURG

Kreisausschusssitzung

Kondolenzschreiben

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 15
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ausschusses soll der Text hier ver-
öffentlicht werden:

Sehr geehrte Frau Sadowski!
Sehr geehrte Frau Junker! Sehr ge-
ehrter Herr Landrat Hermann Lutt-
mann! Die Nachricht vom Tode un-
seres Freundes Kurt-Werner Sa-
dowski am 21. April 2019 war für
uns eine große Überraschung. Im
Namen der Stadtverwaltung von
Angerburg und weiteren Freunden
möchten wir unser Beileid und
den Ausdruck tieferen Mitgefühls
übermitteln. Mit ihm hat uns ein
Mann verlassen, der der Schöpfer
des Gedankens der Versöhnung
und der Partnerschaft war. Hierfür
wurde ihm von der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland eine
Medaille verliehen.

Der Vorsitzende des Vereins der
Angerburger im ehemaligen Ost-
preußen Kurt-Werner Sadowski
wurde am 4. März 1934 in Inster-
burg geboren und war ein Mann
mit großem Herzen, der sich viele
Jahre der Stärkung des deutsch-
polnischen Dialogs, der Öffnung
für Zusammenarbeit und der Hei-
mat seiner Vorfahren Janellen, heu-
te Teil der Gemeinde Benkheim im
Landkreis Goldap, widmete. 

Im Jahr 1958 war er an der
Gründung einer Gemeinschaft
junger Angerburger beteiligt. Er
wurde Mitglied des Angerburger
Kreistages und 1981 in den Vor-
stand der Kreisgemeinschaft ge-
wählt. Seit 1993 war er Vertreter
des Kreisvertreters und ab dem
15. September 2001 Vorsitzender
der Vereinigung der ehemaligen
Bewohner von Angerburg „Kreis-
gemeinschaft Angerburg“ in Ro-
tenburg (Wümme).

Er war der Initiator vieler her-
ausragender Initiativen, die der
Annäherung und den Kontakten
zwischen Rotenburg (Wümme)
und Angerburg [Wegorzewo] dien-
ten. Wir hatten das Vergnügen,
nicht nur die Erfolge seiner edlen
Handlungen zu erleben, sondern
auch seine besondere Entschlos-
senheit und seinen ständigen Opti-
mismus zu bewundern. Seine Ver-
dienste werden für immer in Erin-
nerung bleiben.

Wir alle haben mit großer Trau-
er und Traurigkeit die Nachricht
von seinem Heimgang erhalten.
Dies ist ein schwerer Schlag für
die Kreisgemeinschaft, die ihre
Führung verloren hat, sowie für
die Stadt Angerburg [Wegorzewo],
die Dank des unermüdlichen Ein-
satzes von Kurt Werner Sadowski
jahrelang die Möglichkeit hatte,
den Dialog zu stärken und einen
günstigen Raum für die Angele-
genheiten der in Ostpreußen ge-
borenen Angerburger zu schaffen.
Das werden wir nie vergessen.

Im Namen der Verwaltung der
Stadt Angerburg:

Präsidentin des Stadtrates gez.
Aleksandra Kielczewska; Bürger-
meister von Angerburg gez.
Krzysztof Kolaszewski; Präsiden-
tin des Vereins der Deutschen
Minderheit Mauersee gez. Herta
Andrulonis; gez. Tadeusz Ciborski
Angerburg, 8. Mai 2019

Spornitz –  Sonnabend, 23. No-
vember, 10 bis 15 Uhr, Landhotel:
vorweihnachtliches 54. gesamt-
deutsches Heimattreffen. Wir la-
den alle Landsleute und auch dar-
an interessierte Teilnehmer herz-
lich ein. Es wird Wissenswertes
über das weihnachtliche Ostpreu-
ßen zu hören sein. Ein darauf ab-

gestimmtes musikalisches Pro-
gramm sowie ein Film über die
Heimat sind vorgesehen und wer-
den die Vergangenheit zur Gegen-
wart  werden lassen, sodass der
Landsmann und auch der Nicht-
ostpreuße hiervon beeindruckt
sein werden und gerne zu Nach-
folgetreffen kommen werden.

Das Hotel kann entweder mit
dem PKW über die Bundesauto-
bahn 24 und nach deren Verlassen
am Abzweig Neustadt-Glewe oder
auch mit der Eisenbahn über den
Eisenbahnknotenpunkt Ludwigs-
lust erreicht werden. Kaffee und
Mittagessen können im Hotel ein-
genommen werden. Das Hotel ver-
fügt über ausreichend Parkplätze.
Es bietet dem Weitgereisten eine
Unterkunft an. Eine Übernachtung
sollte aber rechtzeitig mit Frau
Schütte unter Telefon (038726)
880 vereinbart werden. 

Auskunft erteilt Friedrich-Eber-
hard Hahn, John- Brinkman-Stra-
ße 14 b, 19370 Parchim, Tele-
fon/AB/Fax (03871) 226238, 
E-Mail: friedelhahn@arcor.de

Hamburg – Mittwoch, 6. No-
vember, 12 Uhr, Hotel Zeppelin,
Veranstaltungsraum Empore,
Frohmestraße 123-125, 22459
Hamburg: Gedichte und Geschich-
ten. Informationen: Manfred Sa-
mel, Telefon (040) 587585, E-Mail:
Manfred-Samel@Hamburg.de

Bremen – Donnerstag, 
14. November, 13 bis etwa 18 Uhr,
Best Western Hotel Zur Post,
Bahnhofsplatz 11, 28195 Bremen:
11. Lycker Treffen. Informationen
bei Wilhelm Norra, Anna-Stieg-
ler-Straße 67, 28277 Bremen, Tele-
fon (0421) 820651.

Das diesjährige Heimatkreis-
treffen fand am 28. und 29. Sep-
tember in Bad Nenndorf statt.

Am Sonnabend fand die zweite
Sitzung des 9. Kreistages statt.
Schriftliche Einladungen zur
Kreistagssitzung erfolgten termin-
gemäß. Die Tagesordnungspunkte
wurden ordnungsgemäß und ein-
vernehmlich behandelt. Der
Schatzmeister Frank Panke und
der Vorstand wurden für das Ge-
schäftsjahr 2018 entlastet. Vor-
stands-Mitglieder und Kulturrefe-
rentin berichteten über die Ver-
einsarbeit. Ein Grundsatzbe-
schluss zur Erstellung der Doku-
mentation wurde einstimmig be-
schlossen. Die Vorbereitungen
sind zu einem Drittel bereits er-
stellt. 

Nach der Kreistagssitzung be-
gann unser Heimatkreistreffen.
Die Kulturreferentin Gisela Har-
der eröffnete die „Johann Gott-
fried Herder-Ausstellung“ (Leih-
gabe des Kulturzentrums Ost-
preußen in Ellingen). Ein Besuch
des Agnes-Miegel-Denkmals mit
Blumenniederlegung und eine
Besichtigung des Agnes-Miegel-
Museums schlossen sich an.

Es folgte die Lesung aus dem
Buch „Elchzeit“ – Wider alle
Schicksalsschläge“ von Gerd E.
Friede Kolakowski. Durch seine
lebendige Vortragsweise zog der
Referent die Zuhörer so in den
Bann, dass eine ergriffene Stille
herrschte. Die biografischen Ge-
schichten erinnerten die Teilneh-
mer an eigene schwere Erlebnisse
aus ihrer Kindheit und der
Kriegs- und Nachkriegszeit oder
dem Schicksal als ungeliebte
Flüchtlinge in einer neuen Hei-
mat. Kein Wunder, dass die Teil-
nehmer im Anschluss noch lange
den Referenten in Beschlag nah-
men, um ihre eigenen Erlebnisse
mit den gehörten Geschichten zu
vergleichen. 

Am Abend gab es ein gemütli-
ches Beisammensein mit Musik,
Tanz sowie singen bekannter
Volkslieder und einem Quiz über
die Post im Kreise Mohrungen mit
der Frage: Wann erfolgte das Ange-
bot zur Bestellung in der MHN
(Jahr/Monat) und zu welchem
Preis? Es gab drei Gewinner.

Am Sonntag begann die Feier-
stunde mit dem Glockengeläut des
Königsberger Doms. Danach ge-
meinsames Singen Land der dun-
klen Wälder mit Mezzosopranistin
Isabelle Kusari. Begrüßung der
Teilnehmer durch die Kreisvertre-
terin. Grußworte von Ehrengästen,
dazu zählten: Herr Varwig, stell-
vertretender Bürgermeister der
Samtgemeinde Nenndorf, vom
Verein der Deutschen Bevölkerung
„Herder“ die 1. Vorsitzende Urszu-
la Manka, die mit Vereinsmitglie-
dern angereist war. Die Grußworte
der Patenstadt Gießen von Landrä-
tin A. Eibelshäuser sowie das des
LO-Sprechers Stephan Grigat wur-
den verlesen. Das Geistliche Wort
sprach Pfarrer i.R. Gerd Kolakows-
ki. Totenehrung wurde von Elisa-
beth Krahn vorgenommen. Festre-
de: „Heimat“ vorgetragen von Kul-
turreferentin Gisela Harder.

Isabelle Kusari sang immer wie-
der ostpreußische Heimatlieder.
Die Teilnehmer waren begeistert
und darüber sehr erfreut.

Von der Kreisgemeinschaft
wurde in Anerkennung für Jahr-
zehntelange Mitarbeit und seine
hervorragenden Verdienste der
stellvertretende Schatzmeister
und Jugendobmann Erhard Wied-
wald mit dem „Goldenen Ehren-
zeichen“ geehrt. Nach den
Schlussworten der Kreisvertrete-
rin fand am Nachmittag die Mit-
gliederversammlung statt.

Es war ein fröhliches und gelun-
genes Treffen mit neuen Eindrü-
cken und Kennenlernen netter
Personen. Teilnehmer, die zum er-
sten Mal dabei waren, signalisier-
ten, dass sie im nächsten Jahr, 19.
und 20. September 2020, wieder
nach Bad Nenndorf kommen wol-
len. Bereits heute freue ich mich
auf das Wiedersehen mit Ihnen
beim nächsten Heimatkreistreffen
in Bad Nenndorf. I.T.

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung von Seite 14

Kreisvertreterin: Karin Banse,
Wiesengrund 9, 29559 Wrestedt,
OT Wieren, Telefon (05825) 642,
E-Mail: karin.banse@t-online.de,
Internet: www.kreis-gumbin-
nen.de. 

GUMBINNEN

54. Heimattreffen

Vorsitzender Stadt & Land: Reiner
Buslaps, Am Berg 4, 35510 Butz-
bach-Kirch-Göns, Tel.: (06033)
66228, Fax (03222) 3721953, 
E-Mail: R.Buslaps@t-online.de.
Kreisgemeinschaft Insterburg
Stadt & Land e. V., Geschäftsstelle,
Am Marktplatz 10, 47829 Krefeld,
Tel.: (02151) 48991, Fax (02151)
491141, E-Mail: info@insterbur-
ger.de, Internet: www.insterbur-
ger.de, Bürozeiten: Montag – Frei-
tag von 8 bis 12 Uhr. 

INSTERBURG −
STADT UND LAND

Heimatgruppen

Kreisvertreterin: Bärbel Wiesen-
see, Diesberg 6a, 41372 Nieder-
krüchten, Telefon (02163) 898313.
Stellvertr. Kreisvertreter: Dieter
Czudnochowski, Lärchenweg 23,
37079 Göttingen, Telefon (0551)
61665.

LYCK

Bremer Treffen

Kreisvertreterin: Ingrid Tkacz,
Knicktwiete 2, 25436 Tornesch,
Telefon/Fax (04122) 55079.
Stellv. Kreisvertreterin; Luise-
Marlene Wölk, Schwalbenweg 12,
38820 Halberstadt, Telefon
(03941) 623305. Schatzmeister:
Frank Panke, Eschenweg 2, 92334
Berching, Telefon (08462) 2452.
Geschäftsstelle Horst Sommer-
feld, Lübecker Straße 4, 50858
Köln, Telefon (02234) 498365.

MOHRUNGEN

Heimatkreistreffen

Heimatkreisgemeinschaften
Fortsetzung auf Seite 16
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Nasses,
Feuch-
tes weg-
wischen

fl eisch-
fressen-
der
Säuger

Freistoß
beim
Fußball

Arzt
eine
Blume;
ein 
Gewürz

Selbst-
sucht

Anker-
platz
vor dem
Hafen

Schluss
Haupt-
stadt von
Colorado
(USA)

Vorort
von
München

nordi-
sche
Währungs-
einheit

italie-
nische
Wein-
stadt

Fluss
zur Aller
(Ober-
harz)

Atom-
meiler

in
Stücke
teilen

Boden
eines
Gewäs-
sers

strapa-
ziöse Heil-
behand-
lung (ugs.)

engl.
Schrift-
steller
(Daniel)

erstes
öffent-
liches
Auftreten

Land-
streicher
(engl.)

dreiteilig.
Schalen-
gestell
für Obst

kräftig;
mächtig

glänzen,
sich her-
vortun

Staat in
Nordost-
afrika

Bruder
des
Moses

Nacht-,
Früh-
gottes-
dienst

unechter
Schmuck

Blut-
gefäß

Last-,
Reittier
der
Wüste

kleiner
Wasser-
lauf

Brillen-
schlange

Nicht-
fach-
mann

Ansied-
lung durch
Wechsel d.
Wohnung

Kultbild
der Ost-
kirche

Edel-
stein-
gewicht

kath.
Hilfs-
geist-
licher

alkali-
sche
Verbin-
dung

Teil des
Mittel-
meeres

Freund 
(spa-
nisch)

Bilder-
rätsel

sang-
bare
Tonfolge

Stadt in
Nord-
frank-
reich

Hand-
werker

Wasser-
vogel

römi-
scher
Dichter

Gepfl o-
genheit,
Brauch

See-
manns-
lohn

aus-
geruht,
ent-
spannt

Vertei-
digung
bei
Gefahr

dicht
bei,
seitlich
von

japani-
sches
Gericht

vor etwas
davon-
laufen

weißer
Baustoff;
Dünge-
mittel

sich in
einen
Text ver-
tiefen

ver-
schmutz-
te Stelle

starkes
Schiffs-
tau

also,
folglich
(latei-
nisch)

Spiel-
leitung
(Kunst,
Medien)

ge-
schäftig
arbeiten

netz-
artiges
Gewebe

Klei-
dungs-
stück

sport-
licher
Wett-
kämpfer

Besitzer
eines
Gäste-
hauses

Kfz-Z.
Land-
kreis
Rostock

Aus-
zeich-
nung

chem.
Element,
Selten-
erdmetall

Umwelt-
fach-
mann

frühere
Münze

Vorname
von Bis-
marcks

lustig
bei-
sammen
sein

Stil,
Eleganz
(franzö-
sisch)

Roman-
fi gur bei
Erich
Kästner

trockene
Halme
des Ge-
treides

Nasch-
werk,
Weichka-
ramelle

ein
Europäer

Ölbaum-
frucht

Name
Babylons Hohlmaß

Einrich-
tungs-
gegen-
stände

Koran-
kapitel

vibrie-
rend

Adels-
prädikat

zu
keiner
Zeit

regsam
und
wendig

Gewürz-,
Heil-
pfl anze

artig,
brav

Abk. für
techni-
sche Uni-
versität

südfran-
zösische
Land-
schaft

Morgen-
land

Sport-
ruder-
boot

Kloster-
frau Hast
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Schüttelrätsel
In diesem ungewöhnli chen Kreuzworträtsel stehen anstelle der Fragen die 
Buchstaben der gesuchten Wörter alphabetisch geordnet in den Fragefeldern. 
Zur Lösung beginnen Sie am besten mit den kurzen Wörtern (Achtung: ORT 
kann  z. B. ORT, TOR oder auch ROT heißen).

Mittelworträtsel

Magisch

          
          
          
          
          

INQTU AESU AHNRU AINTW EELL EFHT EERT

EHRW

DERRU AAEE
LZ

ACEFH
HILN

NRTU ENTT

PAZ19_43

1 SKI LOIPE

2 LID SEITE

3 FELS OLM

4 WAND BLATT

5 WINTER SILO

6 BAU SCHUTZ

7 STROM LAND

Erweitern Sie die linken und rechten Wörter je weils durch ein gemeinsames 
Wort im Mittel block. Auf der Mittelach se ergibt sich als Lösung ein anderes 
Wort für eine Lampe.

Schreiben Sie waagerecht und senk-
recht dieselben Wörter in das Dia-
gramm.

1 Zeitungsanzeige, Annonce

2 unsicher, verkrampft

3 dt. Kfz-Pionier (Gottlieb)

Mittelworträtsel: 1. Langlauf,  
2. Schatten, 3. Grotten, 4. Kalender,  
5. Getreide, 6. Denkmal, 7. Erzeuger –  
Laterne 

Magisch: 1. Inserat, 2. gehemmt,  
3. Daimler

  A   E  M   E   E   G  A  O  
  B R E C H E N  G R U N D  R O S S K U R
 S T A R K  D E F O E  D E B U E T  E  E
  R U  B R I L L I E R E N  E R I T R E A
 K O B R A  Z K  S D   V E N E  R  T K
  C K  L A I E  M E T T E  W  K A R A T
  K A P L A N  Z U  A D R I A  A M I G O
 E N T E  R E B U S  L   K L E M P N E R
  E Z  H O R A Z   M E L O D I E  N R 
  N E B E N  S U S H I  I N   L E S E N
       R E G I E  F L E C K  R A  O
          T U E L L   A T H L E T
        H O T E L I E R  L R O  R W
       T A L E R  E  O E K O L O G E
        N    C H I C   S T R O H
        T O F F E E  K E  S  D  R
       Z I T T E R N D  M O E B E L 
        E T  I   A G I L  A N I S
       P R O V E N C E  L I E B  T U
        E  O R I E N T  V I E R E R
        N O N N E  E I L E  L O R E

So ist’s  
richtig:

Schüttelrätsel:

  Q   U  T   
 D U E R R  W E H R
  I S  A Z A L E E
  N A C H H I L F E
  T U R N  N E T T

Erhard Wiedwald, geb. am 
22. Juli 1935 in Waltersdorf/Ost-
preußen, ist seit Jahrzehnten in
der Kreisgemeinschaft Mohrun-
gen sehr aktiv. Nachdem er 
als Bankleiter in Bremen pensio-
niert war, meldete er sich im
Mohrunger Kreistag zu Aktivitä-
ten an.

Ohne Stimmrecht fing er als
stellvertretender Kassenprüfer
1998 an. Ab 2001 ist er ohne
Unterbrechung als Mitglied im
Kreistag, wo er mit viel Eifer und
Kenntnis als stellvertretender
Schatzmeister aktiv mitwirkt.
Ebenfalls durch sein Organisa-
tionsgeschick wandte er sich der
Jugendarbeit zu und förderte mit
Erfolg den Austausch der polni-
schen sowie deutschen Jugend in
Sport und Freundschaft.

Wir sind Erhard Wiedwald sehr
dankbar für seine langjährige
Mitarbeit, Treue, Gewissenhaftig-
keit und fachkundige Hilfsbe-
reitschaft und freuen uns auf 
eine weitere gute Zusammenar-
beit. 

In Würdigung des großen Ein-
satzes für Ostpreußen verleiht die
Kreisgemeinschaft Mohrungen
Erhard Wiedwald das Große Eh-
renzeichen in Gold.

Der Bundespräsident hat unse-
rem Vorstandsmitglied Franz
Stenzel das Bundesverdienst-
kreuz am Bande des Verdienstor-

dens der Bundesrepublik
Deutschland verliehen. 

Die Bürgermeisterin Birgit Jör-
der der Stadt Dortmund über-
reichte das Verdienstkreuz im
Rahmen eines feierlichen Emp-
fangs am 14. Oktober im Saal
Westfalia des Rathauses. 

Im Namen der Stadtgemein-
schaft Tilsit e.V. konnte der 1. Vor-
sitzende Erwin Feige dieser Eh-
rung beiwohnen und tief und
herzlich gratulieren.

Birgit Jörder begründete in ih-
rer Laudatio die Ordensverlei-
hung eingehend, die auf die Anre-
gung der Vorsitzenden des Arbei-
terwohlfahrt-Ortsvereins Dort-
mund-Kirchderne, Renate Riesel,
zurückgeht. Franz Stenzel ist in
diesem der Nachbarschaftshilfe
verpflichteten Verein seit 30 Jah-
ren ehrenamtlich als Kassenwart
tätig.

Neben der stadtregionalen Auf-
gabe erfährt das Vorstandsmit-
glied der Stadtgemeinschaft Tilsit
e.V., Franz Stenzel, diese außeror-
dentliche Würdigung auch auf-
grund seiner Hilfe seit 1991 für
die Bevölkerung im Königsberger
Gebiet, besonders in Tilsit.

Seine seit 1992 währenden Pa-
tenschaften für ganze Schulklas-
sen in der Sonderschule #1 für
Behinderte in Tilsit (ehemalige
Neustädtische Volksschule) sind
unvergessen. In dieser Schule

Jörn Pekrul hat einen wunderba-
ren und reichbebilderten Bericht
über seine Reise nach Königsberg
in der Ausgabe 2/2019 des
„Preussen Kuriers, Heimatnach-
richten für Ost- und Westpreußen
in Bayern“ veröffentlicht, den die
Preußische Allgemeine Zeitung
dankenswerterweise in einem
Mehrteiler abdrucken darf. Hier
nun der dritte Teil.

Kant trotzt übrigens weiterhin
tapfer den Tauben, die sein Denk-
mal am Paradeplatz nicht in sei-
ner vollen Kunstfertigkeit zu wür-
digen wissen. Ein anderer Je-
mand, der oder die offenbar eben-
falls einen sehr speziellen Sinn
für Kunst hatte, verpasste Kant
zum Jahresende 2018 eine rosa
Schürze. Ein Farbanschlag, der in

einer aufgeregten Stimmung ent-
stand, als die Idee einer Benen-
nung des neuen Flughafens in Po-
wunden auch den Namen Kant
ins Spiel brachte. Verwirrt und
ratlos nahm die internationale
Presse von dem Vorfall Kenntnis.
Die Königsberger Stadtverwal-
tung hat danach zu Recht klarge-
stellt, dass diese Art der künstleri-
schen Auseinandersetzung in Kö-
nigsberg genauso unüblich ist wie
in Berlin oder anderswo.

Im Kontrast zu dem rüden Farb-
anschlag berührt eine andere Ge-
ste, die in keiner Meldung aufge-
nommen wurde: Im Innenhof ei-

nes Bürogebäudes auf den Hufen
stand bis vor Kurzem – an eine
Wand angelehnt – ein alter Grab-
stein. „Gott rief zur Ruhe meinen
lieben Mann unseren treusorgen-
den Vater Emil Pieper. geb.
16.08.1906. gest. 22.11.1940“. Ich
rechne nach: Herr Pieper wurde
nur 34 Jahre jung; er wird im Krieg
gefallen sein. Wo mag er gewohnt
haben? Das letzte Königsberger
Adressbuch von 1941 verzeichnet
ihn nicht mehr. Stattdessen legt es
eine Zahl frei, die erschauern lässt:
Alleine unter diesem Familienna-
men werden bereits 1941 sechs
Königsbergerinnen als „Witwe Pie-
per“ aufgeführt. Ich frage nach,
was es mit diesem Grabstein an
dieser Stelle auf sich habe. Die
Auskunft lautet, dass dieser Stein
schon in der sowjetischen Zeit mit

der Schrift nach unten als Boden-
platte genutzt worden sei. Eines
Tages besah man sich die unge-
wöhnliche Form genauer und er-
kannte, dass es ein Grabstein ist,
über den man all die Jahre ging.
Man wollte das nicht. Der Stein
wurde gesäubert und vorsichtig –
nun mit der Schrift sichtbar nach
vorne – an die Wand gelehnt, wo
er keinen Schaden nehmen kann.
Vielleicht ist er inzwischen in ein
Lapidarium gekommen. Darauf ge-
treten werden soll nicht mehr. 

Am Königstor – jeder kennt die-
ses Tor; es ist seit dem 750-jähri-
gen Stadtjubiläum im Jahre 2005
auch ein Wahrzeichen Königs-
bergs geworden – wollen wir das

Standbild des Herzogs Albrecht
genauer betrachten. Die Königs-
berger, die kurz nach der Öffnung
1991 in ihre Heimatstadt strömten,
werden sich noch an den erschüt-
ternden Zustand der drei Könige
erinnern. Die Köpfe abgeschlagen,
der Rest in dem Zustand, in den er
1945 geraten war. Die Restaurie-
rung ist ein Musterbeispiel in der
Königsberger-Kaliningrader Zu-
sammenarbeit. Für die Figur des
Herzogs Albrecht wurde auf Vorla-
gen zurückgegriffen, die die Stadt-
gemeinschaft Königsberg e.V. be-
reitwillig zur Verfügung stellte. Der
Wille, etwas für die gemeinsame
Stadt zu tun, war stärker als per-
sönliche Befindlichkeiten. Und
dieser Wille führte zum Erfolg.
Nicht nur die Skulptur ist authen-
tisch wiederhergestellt. Die Publi-

kation der Stadtgemeinschaft Kö-
nigsberg e.V., der „Königsberger
Bürgerbrief“, zweimal jährlich neu
und kostenlos herausgegeben,
wird in Königsberg geschätzt
wegen seiner zeitlosen und neu-
tralen Berichterstattung über die
Kultur und Geschichte der alten
Stadt. Die Hand ist nach Königs-
berg ausgestreckt, und sie wurde
angenommen – in allen wichtigen
Kulturinstitutionen ist er eine be-
gehrte Lektüre geworden. Auch
dies eine Folge vieler gutwilliger
und interessierter Menschen hü-
ben und drüben, die nicht überse-
hen werden sollte. 

Königsberg – Ein neuer Morgen
Dritter Teil eines Berichtes von Jörn Pekrul
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Immanuel-Kant-Denkmal

Grabstein für Emil Pieper

Herzog-Albrecht-Denkmal

Wird geehrt: Erhard Wiedwald (M.), Kreisvertreterin Ingrid
Tkacz (r.) und ihre Stellvertreterin L.-M. Wölk (l.)  Bild: privat
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Hohe Auszeichnung: Franz Stenzel (2. v. l.) ist Träger des
Bundesverdienstkreuzes am Bande Bild: Franz Stenzel

Stadtvertreter: Erwin Feige,
Am Karbel 52, 09116 Chem-
nitz, Telefon (0371) 3363748.
Geschäftsführer: Manfred
Urbschat, E-Mail: info@tilsit-
stadt.de

TILSIT–STADT

Franz Stenzel

Erhard Wiedwald
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Altmühlfranken – Sonnabend,
26. Oktober, 9 Uhr, Kulturzen-
trum Ostpreußen, Deutschor-
densschloss Ellingen: Landeskul-
turtagung der Landsmannschaft.

Hof – Sonnabend, 9. November,
15 Uhr, Altdeutsche Bierstube,
Marienstraße 88: Treffen zum
Thema „Blick über die Mauer“.

Landshut – Dienstag, 5. Novem-
ber, 14 Uhr, Kirche St. Martin,
Eingang Seite Friedhof: Gedenken
der verstorbenen Landsleute.

Weiden – Sonntag, 3. Novem-
ber, 14.30 Uhr, Café Mitte: Treffen
zum Gründungsjubiläum.

Bericht – Der 1. Vorsitzende
Norbert Uschald begrüßte die
zahlreich erschienenen Mitglie-
der und Gäste zum Heimatnach-
mittag, an dem auch Heimatlieder
erklangen. Die Kassiererin Ingrid
Uschald gratulierte den Geburts-
tagskindern des Monats Oktober.

Im Anschluss daran blickte der
Vorsitzende auf den Festabend
zum Tag der Heimat zurück. Auch
in diesem Jahr führte er wieder
als Moderator durch das Pro-
gramm und trug für die Kreis-
gruppe das Gedicht „Du und dei-
ne Kinder“ und eigene Gedanken
zum Motto „Heimat das Unver-
gängliche“ vor. Anita und Norbert
Uschald leiteten anschließend die
Erntedankfeier musikalisch mit
dem Lied „Lobe den Herren“ so-
wie weiteren Dankes- und Ernte-
liedern ein. Zwischen den musi-
kalischen Beiträgen brachte Ilse
Stark ein Herbstgedicht und wei-
tere Wortbeiträge zum Erntedank-
fest zu Gehör. Andreas und Nor-
bert Uschald trugen danach wei-
tere Erntedankgedichte vor. 

Auch in diesem Jahr wurden
die Landsleute und Gäste durch
einen kunstvoll mit Erntestrauß,
Obst und Gemüse gestalteten
Erntedanktisch erfreut. Bevor
man die einzelnen Gaben mitneh-
men konnte, sprach Ingrid
Uschald besinnliche Worte.

Norbert Uschald bedankte sich
bei allen Helferinnen und Hel-
fern, die zum Gelingen der Veran-
staltung beigetragen haben. N.U.

KREISGRUPPE

Memel – Donners-
tag, 7. November, 
14 Uhr, Restaurant
Ännchen von Tha-
rau, Rolandufer 6,

10179 Berlin (Verkehrsverbin-
dung: U-, S-Bahnhof Jannowitz-
brücke): Treffen mit folgenden
Themen: 70 Jahre Verein der
Deutschen in Memel  (21. Sep-
tember), Enthüllung der Gedenk-
tafel Heinz Oppermann (20. Sep-
tember), Ostpreußentreffen Neu-
brandenburg (28. September), Tag
der Deutschen Einheit in Memel,
veranstaltet von der Vokietuva
und 170 Jahre Memeler Dampf-
boot: Enthüllung der Gedenktafel

und Ausstellungseröffnung am 
4. Oktober, Benefizkonzert für
den Wiederaufbau der Johanni-
skirche (13. Oktober).

Wir freuen uns auf Ihren Be-
such. Gäste sind herzlich will-
kommen und werden gebeten
sich bei Hans-Jürgen Müller, Tele-
fon (030) 40100473, E-Mail:
hjm.berlin@t-online.de anzumel-
den.

Potsdam – „Was mir gefällt“ –
Sprechwerkstatt mit Gedichten
von Theodor Fontane. Zum Theo-
dor-Fontane-Jahr begann eine
Vortragsveranstaltung in der Pots-
damer Museumsgalerie „Die Er-
sten Preußen“, Am Neuen Markt,
mit einer Sprechwerkstatt. Dafür
hatte der Berliner Sprecherzieher
Lienhard Hinz ansprechende Ge-
dichte von Theodor Fontane aus-
gewählt. Der Schwerpunkt der
Veranstaltung lag auf dem wissen-
schaftlichen Beitrag „Zur Sprache
der westbaltischen Prußen, eine
sprachwissenschaftliche Einord-
nung innerhalb der Baltistik“. Vor
der Kulisse der außergewöhn-
lichen Prußen-Ausstellung mit
besonderer historischer Aussage-
kraft war die Sprechwerkstatt ei-
ne belebende Einstimmung mit
ihren Übungen zur Körperwahr-
nehmung, mittleren Stimmlage
und deutlichen Aussprache. 

Neun Gedichte waren ausgelegt
und fanden schnell – manche so-
gar mehrfach – ihren Zuspruch.
Auf der Rückseite jedes Blattes
standen die Sprechübungen mit
Vokalen, stimmhaften Konsonan-
ten und Explosivlauten. Die
Übungswörter und -texte aus al-
len Gedichten wurden nacheinan-
der von den Einzelnen und im
Chor gesprochen. Die nächsten
Schritte waren: Gedicht still lesen,
Gedicht halblaut lesen, Gedicht
sich gegenseitig vorlesen. Nun
waren alle gespannt auf die Vor-
träge. Sie wurden mit einer kur-
zen Ankündigung mit einem
Mikrofon aufgenommen.

„Unter grasbedeckten Wiesen“
ist ein Naturgedicht. Die Schön-
heit der Natur soll uns ein Kraft-
quell sein. Das zweite Gedicht
„Nicht Glückes bar sind deine
Lenze“ enthält den bekannten
Spruch „Gib deinem Wunsche
Maß und Grenze, und dir entge-
gen kommt das Ziel.“ Aus dem
folgenden Gedicht „Guter Rat“
spricht Theodor Fontanes Lust am
Wandern. Die Stille der Natur lobt
Fontane in seinem Gedicht „Mit-
tag“. Aus den „Wanderungen
durch die Mark Brandenburg“
stammt das Gedicht „Die Ruppi-
ner Schweiz“. Sprichwörtlich ge-
worden ist auch das Gedicht
„Trost“, mit dem Theodor Fontane
sich selbst in einer schwierigen

persönlichen Situation der beruf-
lichen Überforderung geholfen
hat. Praktische Lebenshilfe ent-
hält das Gedicht „Überlass es der
Zeit“. Zu dem Berlin-Gedicht
„Was mir gefällt“ gibt es eine Ver-
stehenshilfe zu historischen preu-
ßischen Persönlichkeiten und Or-
ten: „der alte Moltke“ ist General-
feldmarschall Helmuth von Molt-
ke, der alte Kaiser ist Wilhelm I.,
der „Halberstädter“ ist Otto von
Bismark, und die Lästerallee war
ein Hauptweg im Zoologischen
Garten. Mit dem schaperschen
Goethekopf ist das Goethe-Denk-
mal von Fritz Schaper im Berliner
Tiergarten gemeint. Das abschlie-
ßende Gedicht „So und nicht an-
ders“ ist nicht nur ein Lebens-
rückblick, sondern auch ein Be-
kenntnis des Dichters.

Die „Vortragskünstler“ waren
beim Anhören der Aufnahme ganz
angetan von ihrem Vortragspro-
gramm. Das Wort „Vortragsveran-
staltung“ hat der Sprecherzieher
hier wörtlich genommen, und sein
Vortrag war auf Wunsch am
Schluss die Ballade „John May-
nard“. Die Begeisterung in der
Runde drückt die Bemerkung aus,
die Gedichte lesen sich nicht nur
schön, sie klingen auch gut. Vor-
sorglich die Gedichtblätter verviel-
fältigt, nahmen die Sprachfreunde
ihr Gedicht gern mit, eine Rezita-
torin die ganze Sammlung. Mit
dem Gedicht „Trost“ will eine Teil-
nehmerin einer verzweifelten
Kranken Trost spenden. Wunder-
voll, wie lebensnah Dichtung emp-
funden werden kann. Dank nach
anfänglicher Voreingenommenheit
„Muss das sein?“, die Empfehlung
an die Volkshochschule der Hei-
matstadt und viele Fotos sind das
erfreuliche Echo. L.H.

Frauengruppe –
Freitag, den 25. Ok-
tober, 15 Uhr, Haus
des Begleiters, Har-
ders Kamp 1, Ham-

burg: Erntedank und Blätterraten,
Kaffee, Tee und Erntefladen, herz-
lich willkommen.

Dillenburg – Mittwoch, 30. Ok-
tober, 15 Uhr, Café Eckstein: Ver-
sammlungstag und Kaffeetrinken,
danach Vortrag von Dietmar Bal-
schun über Martin Luther und
Herzog Albrecht, der die Refor-
mation in Preußen einführte. 
Gäste sind wie immer herzlich
willkommen.

Kassel – Donnerstag, 7. Novem-
ber, 14.30 Uhr, Cafeteria Nieder-
zwehren, Am Wehrturm 3 (AWO-
Seniorenheim), Kassel: Vortrag
von Dr. Rolf Sauerzapf: „Kaiser
Wilhelm II. und das Haus Hohen-

zollern nach 1918 bis heute. Ist
ein Freistaat Preußen möglich?“

Bericht – Trotz sinkender Mit-
gliederzahl konnte die LOW Kas-
sel in den letzten Wochen wieder
einige Unternehmungen mit gu-
tem Zuspruch auf den Weg brin-
gen: Wir beteiligten uns an einer
Gedenkfeier der Vertriebenen auf
dem Kasseler Hauptfriedhof und
führten zwei „Landpartien“
durch. Ziele waren zum einen das
Heimkehrerlager Friedland mit
seinem sehenswerten Museum
sowie einige Wochen danach die
Weserstadt Bad Karlshafen, wo
wir nach einem Stadtgang das
Hugenottenmuseum besichtigten.

Beim monatlichen Treffen im
Oktober stellte Karin Mayer-Pa-
sinski den leider oft übersehenen
Malerbruder der Grimms, Lud-
wig-Emil, in Wort und Bild vor.
Bleibt nur anzumerken: Das Inter-
esse an kulturellen Besonderhei-
ten über Ost- und Westpreußen
hinaus ist bei unseren Landsleu-
ten ungebrochen. G.L.

Wiesbaden – Sonnabend, 9. No-
vember, 14 Uhr, Großer Saal,
Haus der Heimat, Friedrichtstraße
35, 65185 Wiesbaden: Feierstunde
zum Tag der Heimat mit der Fest-
rede von Christoph Manjura,
Stadtrat für Soziales, Bildung,
Wohnen und Integration, mit an-
schließendem Sektempfang. 

Düren – Mittwoch, 6. Novem-
ber, 18 Uhr, Haus des deutschen
Osten, Holzstraße 7a, 52349 Dü-
ren: Totengedenken – Heimatge-
danken. Anfragen an Gerda Wor-
nowski, Telefon (02421) 72776, 
E-Mail: gwornowski@gmail.com.
Wer sich heimatlich verbunden
fühlt, ist bei uns herzlich will-
kommen. Wir freuen uns auf neue
Mitglieder und Gäste. Die Gruppe
trifft sich an jedem ersten Mitt-
woch im Monat.

Düsseldorf – Jeden Mittwoch,
18.30 bis 20 Uhr, Gerhart-Haupt-
mann-Haus (GHH), Bismarckstra-
ße 90, Eichendorff-Saal: Chorpro-
ben mit Radostina Hristova. –
Freitag, 25. Oktober, 15 Uhr,
Eichendorff-Saal, GHH: Ostdeut-
sches Erntedankfest mit der
Trachtengruppe „Fröhlicher
Kreis“ und der Düsseldorfer
Chorgemeinschaft „O-W-S“ und
den Düsseldorfer Musikanten. –
Montag, 28. Oktober, GHH: Aus-
stellung „Begegnung mit Osteuro-
pa“ bis zum 22. November. – Mitt-
woch, 30. Oktober, 19 Uhr,
Konfernzraum, GHH: Buchvor-
stellung und Gespräch mit Klaus
Weigel „Im Schatten Europas.
Ostdeutsche Kultur zwischen
Dulden und Vergessen“. – Mitt-
woch, 6. November, 15 Uhr, Raum
311, GHH: Ostdeutsche Stickerei
mit Helga Lehmann und Christel
Knackstädt. – Donnerstag, 7. No-
vember, 17 Uhr, Konferenzraum,
GHH: Vortrag „Die Polen und ihre
vielfältigen Nachbarschaften“ von
Hans Hecker. – Freitag, 8. Novem-
ber, 18 Uhr, Restaurant Lauren’s,
Bismarckstraße 62, Düsseldorf:
Stammtisch. 

Siegen – Wie auch in den ver-
gangenen Jahren hatte Anton Ol-
brich Landsleute, Freunde und
Gäste zu einem Essen in Wickels
Hus nach Netphen eingeladen.
Diese Veranstaltungen waren im-
mer gut besucht, da sich alle auf
die Königsberger Klopse mit Sau-
erampfer Soße freuten, die Ol-
brich selbst hergestellt hatte.

Leider musste das Klopseessen
abgesagt werden, da Anton Ol-
brich Anfang Oktober unerwartet
im Alter von 83 Jahren verstorben
ist. 

Anton Olbrich hat als 1. Vorsit-
zender seit 2004 die Kreisgruppe

durfte der heutige 1. Vorsitzende
der Stadtgemeinschaft Tilsit e.V.,
Erwin Feige, lernen. Er ist der
Sprecher der Schulgemeinschaft.

Mit großer Dankbarkeit er-
innert sich die langjährige Direk-
torin des Internats, Nina Schasch-
ko, an die Freude der Kinder:
Franz war ihnen Vater, Freund
und manchmal auch Nikolaus.
Nach Schließung dieser Schule in
Tilsit im Jahre 2014 organisierte
Franz Stenzel mit Unterstützung
des Vereins Freunde für Russland
e.V. unter seinem Vorsitzenden
Bodo Champignon weiterhin
zahlreiche Hilfstransporte, unter
anderem in das Kinderheim 
Svetlatschok in Heinrichswalde,
eine Einrichtung, die zusammen
mit der Diakoniegemeinschaft 
Puschendorf und den beiden Dia-
konissen Barbara Weith und 
Helena Solowjowa gegründet
wurde. Der Name sei Programm:
„Swetlatschok will in der Stadt

Slawsk ein Licht der Liebe Gottes
sein“.

Lebhaft erinnert sich Schwester
M. Maksymiliana-Henrika Gaber
CSC, die Katharinenschwester des
Mutterhauses der Ordensgemein-
schaft in Braunsberg, an die Hil-
fen. Der bis heute bestehende Ka-
tharinen-Orden sei der älteste,
ununterbrochen bestehende
deutsche Frauenorden und wurde
zum Wegbereiter vieler moderner
Krankenpflegeorden.

In den vielen Jahren hinterlässt
Franz Stenzel also einen nachhal-
tigen Eindruck sowohl bei der Be-
völkerung im nördlichen Ost-
preußen als auch bei den dortigen
Stadtverwaltungen Tilsit und
Heinrichswalde, der sich via Ge-
neralkonsulat der Bundesrepublik
Deutschland in Königsberg offen-
bar bis in die Bundeshauptstadt
herumgesprochen hat.

Die Stadtgemeinschaft Tilsit e.V.
reiht sich gerne in die Reihe der
Gratulanten des Ausgezeichneten,
unseres Vorstandsmitglieds Franz
Stenzel, ein und darf mit ihm et-
was stolz sein. Günter H. Hertel
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geleitet. Mit beständigem Einsatz
und ostpreußischen Humor hat er
die Anliegen der Vertriebenen
vertreten, die Erinnerung an die
Ostpreußische Heimat gepflegt
und sich für den Erhalt ihres kul-
turellen Erbes verwandt. 

Dafür ist ihm von der Landes-
gruppe Nordrhein-Westfalen der
Landsmannschaft Ostpreußen
2015 das Ehren- und Verdienstab-
zeichen verliehen worden. Die
Mitglieder trauern um ihren lang-
jährigen Vorsitzenden, der seit
2004 die Kreisgruppe geleitet hat.
Wir danken ihm für seine Tätig-
keit im Dienste der verlorenen
Heimat und werden ihn in ehren-
der Erinnerung behalten.

Dietrich Schlenther
Wesel – Sonnabend, 2. Novem-

ber, 15 Uhr, Heimatstube Wesel,
Kaiserring 4: Kulturabend, 32. Pr.
Tafelrunde. Alle Landsleute und
Heimatfreunde sind dazu herz-
lichst eingeladen. Der Kulturrefe-
rent der Gruppe, Paul Sobotta,
hält das Referat über: „Vor 
500 Jahren kam der Durchbruch
der Reformation im Osten.“ Tradi-
tionell werden Schnittchen mit
geräucherter Gänsebrust, dazu
Tee mit Rum oder Zitrone ge-
reicht. 

Eine Anmeldung war erforder-
lich. Informationen bei Paul So-
botta unter Telefon (0281) 45657
oder Manfred Rohde unter Tele-
fon (02852) 4403.

Gardelegen – 25. Oktober, 
12 Uhr, in Solpke oder Mieste:
Erntedankfest 2019 mit Pro-
gramm.

Halle – Freitag, 8. November, 
14 Uhr, Begegnungsstätte der
Volkssolidarität, An der Marien-

kirche 4 (gegenüber der Marktkir-
che): Treffen.

Bad Oldesloe – Zur Oktober-
Runde wurden die Ost- und West-
preußen in Bad Oldesloe von An-
nemarie Knopf zum Geburtstags-
kaffee eingeladen. Es gab gute Ge-
spräche über Erinnerungen und
Aktuelles und gute Wünsche für
die Mitglieder, die nicht mehr an
unseren Veranstaltungen teilneh-
men können. Gisela Brauer

Bad Schwartau – Donnerstag, 
7. November, 14.30 Uhr, AWO-Be-
gegnungsstätte: Vortrag „Auf der
Spurensuche in Weißrussland –
stumme Zeugen der Weltkriege“.
Hinrich Herbert Rüßmeyer aus
Eutin berichtet über seine Erleb-
nisse in Weißrussland und
Tschernobyl.

Burg auf Fehmarn – Sonn-
abend, 26. Oktober, 13 Uhr, Ge-
denksteine im Stadtpark, und ab
14 Uhr, Hotel Wisser: 70-jähriges
Bestehen der Landsmannschaft
„Ost-, Westpreußen und Danzig“
auf Fehmarn. Hierzu laden wir
unsere Mitglieder herzlich ein. 

Informationen bei Ingelore
Spaeth unter Telefon (04371) 5780
oder Brigitte Christensen unter
Telefon (04371) 2242.

Schönwalde a. B. – Donnerstag,
7. November, 14 Uhr, Klönstuv
(Alte Feuerwehr): Seniorenbegeg-
nung.

Uetersen – Freitag, 8. Novem-
ber, 15 bis 17 Uhr, Haus Ueters
End, Kirchenstraße 7: Runen wa-
ren die Schrift unserer Ahnen,
unter andrem sichtbar auf einem
Stein im Wikinger Museum
Haithabu. Unser Vorstand Char-
lotte Kaiser berichtet. 

LANDSMANNSCHAFTLICHE ARBEIT

LANDESGRUPPEN

Vorsitzender: Friedrich-Wilhelm
Böld, Telefon (0821) 517826, Fax
(0821) 3451425, Heilig-Grab-Gas-
se 3, 86150 Augsburg, E-Mail: in-
fo@low-bayern.de, Internet: www.
low-bayern.de.

BAYERN

Vorsitzender: Rüdiger Jakesch,
Geschäftsstelle: Forckenbeck-
straße 1, 14199, Berlin, Telefon
(030) 2547345, E-Mail:
info@bdv-bln.de, Internet:
www.ostpreussen-berlin.de. Ge-
schäftszeit: Donnerstag von 
14 Uhr bis 16 Uhr Außerhalb der
Geschäftszeit: Marianne 
Becker, Telefon (030) 7712354.

BERLIN

Vorsitzender: Hans-Jörg Froese, 
Phoebener Chausseestraße 10,
14542 Werder, Telefon: 
(03327) 741603, E-Mail: 
lo.lg.brandenburg@gmail.com
Internet: https://lolgbrandenburg.
wordpress.com/

BRANDENBURG

Potsdam: Sprachübungen Bild: L. Hinz

Erster Vorsitzender: Hartmut
Klingbeutel, Haus der Heimat,
Teilfeld 8, 20459 Hamburg, Tel.:
(040) 444993, Mobiltelefon
(0170) 3102815.  

HAMBURG

Vorsitzender: Ulrich Bonk,
Stellvertretender Vorsitzender:
Gerhard Schröder, Engelmühlen-
weg 3, 64367 Mühltal, Telefon
(06151) 148788

HESSEN

Vorsitzender: Wilhelm Kreuer,
Geschäftsstelle: Buchenring 21,
59929 Brilon, Tel. (02964) 1037,
Fax (02964) 945459, E-Mail: Ge-
schaeft@Ostpreussen-NRW.de,
Internet: www.Ostpreussen-
NRW.de

NORDRHEIN-
WESTFALEN

Vors.: Michael Gründling, Große
Brauhausstraße 1, 06108 Halle,
Telefon privat (0345) 2080680.

SACHSEN-
ANHALT

Vors.: Edmund Ferner, Julius-
Wichmann-Weg 19, 23769 Burg
auf Fehmarn, Telefon (04371)
8888939, E-Mail: birgit@kreil.info

SCHLESWIG-
HOLSTEIN

Neumünster – Zu den herausra-
gendsten hippologischen Veran-
staltungen der Republik zählt der
Trakehner Hengstmarkt. 2019
wird der Veranstaltungs-Höhe-
punkt vom 7. bis 10. November in
den Holstenhallen von Neumün-
ster gefeiert und wartet schon
jetzt mit einer Neuerung auf:
Denn ab sofort ist es möglich, 
Tickets für den 57. Trakehner
Hengstmarkt online zu bestellen. 

Der Trakehner Hengstmarkt of-
feriert ein viertägiges Programm,
bei dem sich mit Körung der
Hengste, Auktionen der Zuchteli-
ten, großem Galaabend, Auswahl
der Jahressiegerstute und den
sportlichen Darbietungen, Höhe-
punkt an Höhepunkt reiht. 2019

kommt ein weiterer hinzu: Aus-
bildungs-Ikone Ingrid Klimke ist
der Einladung des Trakehner Ver-
bandes gefolgt und wird am 
Freitagabend (8. November) von 
20 bis 21.30 Uhr in den Holsten-
hallen einen exklusiven Ausbil-
dungsabend abhalten unter dem
Thema „Vielseitige Grundausbil-
dung mit Cavaletti“, in der die
Mannschaftsolympiasiegerin,
Mannschaftsweltmeisterin und
Einzeleuropameisterin dem Pu-
blikum ihre Ausbildungsphiloso-
phie in Theorie und Praxis näher
bringen wird.

Tickets und weitere Infos unter
Internet: www.trakehner-ver-
band.de oder E-Mail: lisa.gervers-
mann@holstenhallen.com

57. Trakehner Hengstmarkt
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Ende November beginnt die
Zeit der Weihnachtsmärkte.
Besonders in Schlesien ist

diese deutsche Tradition wieder
stark im Kommen. Auf dem Weg
von West nach Ost darf der heute
„schlesischste“ aller Weihnachts-
märkte nicht ungenannt bleiben –
der Schlesische Christkindelmarkt
in Görlitz. Nur dort findet man
vom 30. November bis zum 16. De-
zember die einst vor allem in
Niederschlesien verbreiteten
schlesischen Weihnachtszepter am
Ein- und Ausgang des Christkin-
delmarktes oder Schlesische
„Mohnkließla“ und Schlesischen
Streuselkuchen. Täglich begegnet
man hier ab 15.30 Uhr dem Christ-
kind. Auf einer kleinen Bühne auf
dem historischen Untermarkt
spielen Kinder der christlichen
Dietrich-Heise-Schule die Weih-
nachtsgeschichte nach, Tanz- und
Gesanggruppen der Deutschen
Minderheit aus Oberschlesien tra-
gen schlesischen Tänze vor und
singen Weihnachtslieder.

Und auch wenn mit jedem Jahr
mehr Stände mit polnischer oder

ukrainischer Kunst und Küche hier
zu finden sind, so passt dieses gut
ins Bild der Tradition der einstigen
Via Regia. Diese königliche Straße
war im Mittelalter und der Frühen
Neuzeit eine wichtige west-östlich
verlaufende Handelsstraße und ein
Pilgerweg. Diese Straße verband
das Rheinland über Schlesien mit
der heutigen Ukraine.

2005 wurde die Via Regia vom
Europarat zur „Großen Kultur-
straße des Europarates“ erklärt
und seit 2009 gibt es das Netz-
werk „Via Regia – Kulturroute des
Europarates“, das Initiativen und
Kulturprojekte entlang dieser
Route koordiniert. 

Von Görlitz führt die Straße
über Lauban [Luban], Naumburg
am Queis [Nowogrodziec], Bunz-
lau [Boleslawiec], Haynau [Choj-
now], Liegnitz, Neumarkt [Sroda
Slaska] nach Breslau. 

Und eben auch in der schlesi-
schen Metropole wird seit einigen
Jahren ein sehr bunter Weih-
nachtsmarkt organisiert; dieser be-
ginnt dieses Jahr bereits am 
22. November. Auf dem Breslauer

Ring, in der Schweidnitzer und
Ohlauer Straße [ul. Swidnicka, ul.
Olawska] sowie auf dem einstigen
Blücherplatz (plac Solny) wird
diesmal länger als sonst, nämlich
bis zum 31. Dezember, auf Weih-
nachten eingestimmt. Zwischen 
10 und 21 Uhr gibt es neben Glüh-
wein und Schokoladenlebkuchen

nach wenigen Jahren der Wieder-
belebung mittlerweile leider auch
viel Gaudi und Trara. Bereits am 
1. Dezember wird neben dem gro-
ßen Tannenbaum eine Musikbüh-
ne aufgebaut. 

Da Breslau seit einigen Jahren
ein neues Markenzeichen hat –
die Breslauer Bronzezwerge, die

man überall in der Stadt findet –
erscheint auch beim Weihnachts-
markt ein spezieller Gnom, der
Zwerg Prezentus (Geschenkebrin-
ger). Jeder, der dessen Mütze drei-
mal berührt, kann sicher sein,
dass all seine Weihnachtswün-
sche in Erfüllung gehen, verspre-
chen die Marketingstrategen.

Die modernen Anleihen mag
man den Breslauer gestatten, den-
noch merkt man als Deutscher bei
aller Begeisterung für die Rück-
kehr des Weihnachtsmarktes in
Schlesien, dass dieser in der polni-
schen Geschichte keine Entspre-
chung hat. Denn leider gibt es au-
ßer den ohnehin erst in der späten
Nachwendezeit eingezogenen
Zwergen nichts, was typisch für
Breslau oder Niederschlesien wä-
re, auch nichts Kulinarisches. Ne-
ben typisch Polnischem, wie Bigos,
Bergkäse mit Preiselbeeren oder
Honig aus dem Bieszczady-Gebir-
ge werden französische Crêpes,
ungarische Kalatschkuchen, Klau-
senburger Speck, Hirschsalami,
spanische Churros oder Flammku-
chen aus dem Elsass feilgeboten. 

Am 6. Dezember wird während
des Weihnachtsmarktes der Niko-
laus begrüßt und die offizielle
Entzündung des Breslauer Christ-
baums findet an diesem Tag statt.

Chris W. Wagner

ÖST L I C H VO N OD E R U N D NE I S S E

Punktet durch seine Kulisse: Breslauer Weihnachtsmarkt

Besucher werden in
schlesischer Mundart begrüßt:
Görlitzer Weihnachtsmarkt
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Tradition zu pflegen ist nicht
das Bewahren der Asche,
sondern die Weitergabe des

Feuers. Diese sprichwörtliche
Weisheit haben 30 Teilnehmerin-
nen unserer 65. Werkwoche wie-
der einmal erlebt. Ostpreußische
Handwerkskunst begleitet von Ge-
sang, Volkstanz und Gedichten ist
Pflege und Weitergabe kultureller
Errungenschaften, arbeitsreich
und doch in freudiger gemein-
schaftlicher Stimmung. Schön,
dass auch fünf Teilnehmerinnen
den weiten Weg aus Ostpreußen
auf sich genommen haben.

In den Werkgruppen wurde mit
Eifer gearbeitet – unbeirrt auch
mal eine Nadel „zurückgestrickt“
oder eine Naht wieder getrennt;
denn das Ziel aller war natürlich
die Gestaltung einer vollkomme-
nen Arbeit. Dass dies auch gelun-
gen ist, wurde in einer öffentlichen
Ausstellung der Werkstücke am
letzten Tag der Werkwoche unter
Beweis gestellt. Davon konnten
sich zahlreiche Besucher überzeu-
gen. Musterhandschuhe, doppelt
gestrickte Topflappen, feinste
Weißstickerei, Trachtenwesten, ge-
webte Tischläufer, Schals, ein
Knüpfbild, Jostenbänder und vie-
les mehr weckten das Interesse der
Besucher, die auch manches er-
klärt haben wollten und deren Fra-
gen fachkundig beantwortet wur-
den – zum Beispiel, dass die
kunstvoll gewebten Jostenbänder
viele praktische Verwendungen
fanden, heute aber eher als
Schmuck getragen werden.

Unsere Werkleiterinnen waren
beim Musterstricken und Weiß-
sticken Gudrun Breuer, beim
Trachtenschneidern Daniela Grau-
lich (erstmalig als Schneiderin)
unterstützt von Marianne Kopp,
beim Weben Liesa Rudel und beim
Doppelweben Barbara Lorenzen.
Alle Gruppen haben sich bei den
Werkleiterinnen herzlich bedankt,
die Schneiderinnen sogar mit ei-
nem selbst gedichteten Lied nach
der Melodie „Wer will fleißige
Handwerker seh‘n …“:

Die Stimmung war prächtig; und
dazu hat Marianne Kopp in beson-
derem Maße beigetragen. Schon
das morgendliche Singen ließ uns
fröhlich in den Tag starten. Ent-
spannungsübungen lockerten tags-
über die Haltung konzentrierter
Arbeitspositionen auf und abends

verscheuchten Volkstanz und ost-
preußische Geschichten und Ge-
dichte die Müdigkeit nach getaner
Arbeit.

Nach getaner Arbeit – das war in
der Regel erst um 21 Uhr – konnte
gemütliches Beisammensein die
Stimmung der Gemeinschaft ab-
runden. Dazu haben auch Liesa
Rudels Ehemann Klaus mit einem
Film über Werkwochen in Bad
Pyrmont und Gudrun Breuer mit
Dias einer Ostpreußenreise beige-
tragen.

Ganz besonders haben wir uns
gefreut, dass eine junge Studentin
als Tagesteilnehmerin aus Braun-
schweig mit dabei war und sich
sehr interessiert, den Webern und
der Volkstanzgruppe angeschlos-
sen hat. Sie kam sogar zum Sonn-
tagsfrühstück und hat sich von al-
len sehr herzlich verabschiedet. Al-
so: Nachwuchssorgen braucht sich
die Werkwoche der Landsmann-
schaft Ostpreußen nicht machen.

Alles in allem kann ein Rück-
blick auf die Werkwoche nur be-
stätigen, dass wir unserem Motto
„Erhalten und Gestalten“ in vollem
Maße gerecht geworden sind.

Zur Ausstellung am Sonnabend
bekamen wir überraschend „Be-
such aus Schottland“. „Ännchen
von Tharau“ und „Land der dun-
klen Wälder“ erklangen aus einem
Dudelsack und waren ein beson-
deres ostpreußisch-schottisches
Erlebnis. Und da wir an diesem
Tag ein Geburtstagskind hatten,
folgte auch ein Ständchen.

Ganz herzlichen Dank an die
Organisatoren, Kursleiterinnen

und Teilnehmerinnen dieser wun-
dervollen Woche. Ein Dank geht
auch an die Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen der Politischen Bil-
dungsstätte Helmstedt, die uns in
hervorragender Weise versorgt ha-
ben, und der Stiftung „Zukunft für
Ostpreußen“, aus deren Mitteln
die Werkwoche gefördert wurde.

Gudrun Breuer, der dieses Mal
in Vertretung für Uta Lüttich – in
Gedanken immer dabei, genau wie
die ehemaligen Werklehreinnen
Helga Ständecke und Ute Tenzer –
auch die Gesamtleitung oblag, hat
abschließend den Erfolg der Wo-
che gewürdigt: „Somit bleibt im
Rückblick eine gute Woche mit
vielen Gesprächen – eben „schab-
bern“ und „plachandern“ – neben
der Arbeit im Gedächtnis. … Unse-
re Arbeiten liegen vor uns auf dem
Tisch, manche noch nicht ganz
vollendet, aber sie zeigen schon ih-

re Schönheit. Wenn die Arbeit zu
Hause nun weitergeführt wird, …
wird uns erst bewusst, was wir
hier Neues gelernt haben.“ Mit
Blick auf die Werkleiterinnen 
betonte sie: „Ich danke Euch für
Euren Einsatz und für die Unter-
stützung, die ihr mir gegeben
habt.“

Und sie schloss mit dem Gedicht
„Ostpreußische Handarbeiten“
von Gert O.E. Sattler, das ein Bild
auch unserer Arbeit zeigt, wie es
besser nicht gemalt werden könn-
te: „Zaubern konnten die Marjell-
chens …“.

In freudiger Erwartung blicken
wir ins nächste Jahr und hoffen,
vom 5. bis 11. Oktober zur 
66. Werkwoche wieder zu-
sammenzusein, um das Feuer ei-
nes kleinen aber besonderen Teils
der ostpreußischen Kultur weiter-
zureichen. Ursula Kraus

Das Feuer weitergeben
»Erhalten und Gestalten«: Die 65. Werkwoche der Ostpreußischen Landsmannschaft

Viele Ostpreußinnen und ein Schotte: Trachtenvielfalt bei der Werkwoche Bilder (2): Ursula Kraus

Immer lohnenswert: Verkaufsausstellung der Werkwoche

Der Beauftragte für Aussiedler-
fragen und nationale Minder-

heiten, Bernd Fabritius, hat aus
Anlass des 70-jährigen Bestehens
der Landesgruppe der Lands-
mannschaft Ostpreußen in Nordr-
hein-Westfalen im Gerhart-
Hauptmann-Haus in Düsseldorf
die Festansprache gehalten.

Fabritius zeigte sich erfreut dar-
über, dass die Landsmannschaft
Ostpreußen viele Jahrzehnte nach
der Vertreibung nach wie vor den
Rahmen für Zusammenhalt und
Verbundenheit für alle Menschen
bietet, die den Verlust der Heimat
bewältigen mussten. Großen
Dank sprach der Beauftragte dem
Land Nordrhein-Westfalen aus,
das einen besonders großen An-
teil der Vertriebenen aufgenom-
men und sehr erfolgreich wieder-
beheimatet hat. Fabritius: „In ei-
nem zerstörten Land fanden diese
Menschen hier eine neue Heimat,
sie haben Freunde gefunden,
Brücken aufgebaut und Völker-
verständigung gelebt.“

Der Beauftragte würdigte die
vielen Opfer in Ostpreußen – von
2,5 Millionen Ostpreußen starben
220 000 im Krieg und noch ein-
mal 240 000 bei Flucht und Ver-
treibung. Gleichzeitig wies er dar-
auf hin, dass heute wieder etwa
20 000 Deutsche, vorwiegend aus
den anderen Ländern der ehema-

ligen Sowjetunion, im Gebiet um
Königsberg leben. Die Erinnerung
an das Schicksal der Vertreibung
sei eine deutliche Mahnung für
die Zukunft. Das so wichtige „Nie
wieder!“ sei längst nicht so selbst-
verständlich, wie bisher geglaubt,
was solch tragische Ereignisse
wie jüngst in Halle schrecklich
vor Augen geführt hätten. „Die-
sem Gedächtnis der leidvollen
Vergangenheit entwächst daher
ein mahnender Auftrag für die
Gegenwart.“ Die Bundesregierung
habe auch aus diesem Grund den
jährlichen Gedenktag für die Op-
fer von Flucht und Vertreibung
eingeführt.

Ein weiterer Schwerpunkt der
heutigen Arbeit sei auch, so Fabri-
tius, die Kultur der Heimatvertrie-
benen und deren Heimatgebiete
zu bewahren und an die junge
Generation weiter zu geben. Die-
ses gelte auch für Ostpreußen, ei-
nem 700 Jahre lang deutsch be-
siedelten Gebiet, welches als Teil
des historischen Deutschland im
Bewusstsein der Öffentlichkeit
verankert werden müsse.

Die Bundesregierung fördert
daher viele Projekte zu ostpreußi-
scher Kultur und auch das Ost-
preußische Landesmuseum mit
seinem angegliederten Kulturre-
ferat für Ostpreußen und das Bal-
tikum. BMI

Fabritius warnt
Feier zum 70. Jahrestag der LO in NRW

Zeit für Gespräche: Bernd Fabritius (M.) mit Wilhelm Kreuer (l.)
und Werner Jostmeier Bild: BMI

Mohnkließla kontra Bigos
Der Weihnachtsmarkt zieht an der Via Regia retour

Goldenstedt – Mitt-
woch, 6. November,
15 Uhr, Ostdeutsche Trachten- und
Heimatstuben Goldenstedt, Wildes-
hauser Straße 12, 49424 Golden-
stedt: Vortrag „Winter in Ostpreu-

ßen“ von Chri-
stoph Hinkelmann,

OL. Es werden Farbbilder aus der
Zeit vor 1945 gezeigt. Infos unter
Telefon (04444) 967590 oder per 
E-Mail: bdv.kathmann@gmx.de

Goldenstedt
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Pommern unter Palmen

Was lange währt wird gut. 
Am 25. September 2019 
haben inzwischen ehe-

malige Schülerinnen und Schüler 
der Martinschule (die Martinschu-
le gehört zur Johanna-Odebrecht-
Stiftung, siehe PZ in der PAZ 
vom 4.10.2019) eine von ihnen 
gestaltete Infotafel zu Greifswalds 
befreundeter Stadt Pomerode auf 
dem gleichnamigen Platz enthüllt. 
Damit erhält das Areal, das etwas 
unscheinbar an der Kreuzung An-
klamer-Straße und Hans-Beimler-
Straße gelegen ist, eine schöne 
Aufwertung.

Unter dem Motto „Pommern un-
ter Palmen: Migration im Spiegel 
der Zeit – eine Begegnung zwi-
schen Greifswald und Pomerode“ 
hatten die Jugendlichen eine Info-
tafel zu der befreundeten Stadt in 
Brasilien gestaltet. Der Entwurf 
wurde bereits 2017 im Rahmen des 
Projektes „CHAT der WELTEN 
MV“ inhaltlich erarbeitet und bis 
auf einige Feinheiten fertig gestellt. 
Nach einiger Pause wurde das 
Schild nun in Auftrag gegeben und 
aufgestellt.

Das Projekt war ein Angebot 
zum globalen Lernen für Klassen 
aller Schulformen und wurde durch 
das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Entwicklung und Zu-
sammenarbeit gefördert. Träger des 

Projektes „Chat der Welten“ hier 
in Greifswald war das Kultur- und 
Initiativenhaus. Die Martinschule 
nahm als Projektpartner viele Jah-
re an dem Programm teil, so dass 
Schüler regelmäßig mit Gleichaltri-
gen in Pomerode chatteten. In der 
brasilianischen Stadt spricht auch 
heute noch eine Mehrzahl der Ein-
wohner deutsch. 

https://chat.engagement-global.
de/globales-lernen.html

Greifswald und Pomerode sind 
seit 2001 befreundet und pflegen 
gute Kontakte. Zuletzt war Po-
merodes Bürgermeister im Novem-
ber 2018 in Greifswald zu Gast, um 
sich zur Klimapartnerschaft beider 
Städte sowie zur SHIP-Studie des 
Universitätsklinikums zu informie-
ren, die auch in Pomerode durch-
geführt wird. Im Pommerschen 
Landesmuseum gibt es einen Aus-
stellungsbereich zur Migration von 
Pommern vor über 150 Jahren in 
das heutige Pomerode.
www.greifswald.de

Tafel auf dem Pomeroder 
Platz zeigt die Auswande-
rung der Pommern nach 
Brasilien anschaulich auf. 

Greifswald – Pomerode in Brasilien – eine lebendige Verbindung

(Foto privat)

Karl Theodor Franz Wolf-
gang Jacobi stammte von 
der Insel Rügen, begann in 

der Weimarer Republik eine Musi-
ker-Karriere und wurde von den 
Nationalsozialisten als Halbjude, 
der für linke Arbeiterorganisatio-
nen komponierte, mit einem Be-
rufs- und Aufführungsverbot be-
dacht. Er überlebte in einer Form 
der „inneren Emigration“ und ent-
wickelte sich in der jungen Bun-
desrepublik zu einem „modernen 
Klassiker“, der als Komponist, 
Musikpädagoge und Autor von 
Fachschriften deutschlandwei-
te Bekanntheit und Anerkennung 
fand. Er hinterließ rund 200 Kom-
positionen, die sich an Vorbilder 
wie Max Reger, Bela Bartok, Clau-
de Debussy sowie Paul Hindemith 
anlehnen. Dazu gehörte er zu den 
international ersten Komponisten 
mit Kompositionen für Saxophon 
und Akkordeon. Damit erreichte 
der Rüganer auch über seinen Tod 
hinaus bis heute eine beträchtliche 
Nachwirkung. 

In München gab es inzwischen 
vier Jacobi-Musik-Wettbewerbe 
für Kammermusik der Moderne. 
Seit 2018 wird ein europäischer 
Kompositionspreis für Nach-
wuchskünstler vergeben, der sei-
nen Namen trägt. In Bergen auf 
Rügen erinnert in der Billroth-
straße vor dem Geburtshaus des 
Künstlers ein Gedenkstein an ihn. 

Wolfgang Jacobi wurde am 25. 
Oktober 1894 in Bergen auf Rü-
gen geboren. Er war der zweite 
Sohn seiner Eltern. Sein Vater 
war Oskar Jacobi, der als Rechts-
anwalt und Notar wirkte. Seine 
Mutter war eine geborene Sophie 
Sachse. Jacobi besuchte zunächst 
in Bergen die Schule, offenbarte 
früh seine musikalische Begabung 
und bekam deshalb regelmäßi-
gen Klavierunterricht. Es folgte 
seine Gymnasialzeit in Stralsund, 
wo zusätzlich seine zeichnerische 
Begabung entdeckt und geför-
dert wurde. Aber dann kam der I. 
Weltkrieg. Jacobi kämpfte an der 
Ost- und an der Westfront, geriet 
1916 in französische Kriegsgefan-
genschaft und erkrankte unheilbar 
an Lungentuberkulose. Ein Auf-
enthalt in der neutralen Schweiz 
brachte Linderung, aber keine Ge-
nesung, und die Bekanntschaft mit 
dem Musikgelehrten Paul Collaer, 
der ihn für die Musik französischer 
Komponisten wie Maurice Ravel 
begeisterte und zu ersten eigenen 
Kompositionsversuchen ermunter-
te. Mit Folgen.

Nach der Heimkehr begann Ja-
cobi 1919 in der Obhut von Fried-
rich Ernst Koch unter schwierigen 
Bedingungen ein Kompositions-
studium an der Berliner Musik-
hochschule. Ab 1922 unterrichtete 
er am Klindworth-Scharwenka-
Konservatorium in Berlin Mu-
siktheorie. Parallel heiratet er die 
Schweizerin Eveline Rüegg, die 
er bei seinem Davosaufenthalt 
kennengelernt hatte. Neben sei-

ner Tätigkeit als Musikpädagoge 
und einer zusätzlichen Arbeit beim 
Rundfunk glänzte er mit seinen 
Kompositionen, die ihm den Ruf 
eines musikalischen Hoffnungs-
trägers eintrugen, der mit seinem 
feinen Klangsinn sowie seiner 
Vitalität stilistisch dem Neoklas-
sizismus nahestand. Dazu kamen 
Kompositionen für linke Arbei-
terchöre, womit er bei der wach-
senden Konfrontation mit den da-
maligen Machthabern auf deren 
„schwarze Liste“ kam. Somit war 
seine Musiker-Karriere damit auch 
schon beendet. Der linksfreundli-
che Halbjude war ihnen ein Dorn 
im Auge. Da half ihm auch nicht 
seine Weltkriegsteilnahme. Er be-
kam Berufsverbot. Seine Werke 
wurden verboten. Jacobi suchte 
zunächst Zuflucht in Italien und 
kam vom Regen in die Traufe. 
Dazu kam die Devisensperre für 
ihn. Zu einer endgültigen Emigra-
tion nach Frankreich oder England 
konnte sich der Rüganer nicht ent-
schließen. So kehrte er 1935 voller 
Resignation zurück nach Deutsch-
land und hoffte in seiner „inneren 
Emigration“, dass die Nationalso-
zialisten bald abwirtschaften wür-
den. Diese Hoffnung erwies sich 
als Irrtum. Es ging für ihn schließ-
lich ums nackte Überleben.

Jacobi überlebte mit Nebentä-
tigkeiten und mit Glück die brau-
ne Ära und den Krieg. Noch 1945 
wurde er in München als „unbe-
lasteter“ Musiker an das Händel-
Konservatorium und an die Musik-
hochschule berufen. Er erhielt eine 
ordentliche Professur für Kompo-
sition, verfasste musiktheoretische 
Lehrschriften, unterrichtete erfolg-
reich, komponierte und zählte zu 
den Eckpfeilern der musikalischen 
Nachkriegsentwicklung in Bayern. 
Er gründete das „Studio für Neue 
Musik“, brachte die Konzertrei-
he „Münchner Komponisten“ auf 
den Weg, organisierte Lehrgänge 
für Musiklehrer, übernahm den 
Vorsitz des Münchner und dann 
des Bayerischen Tonkünstlerver-
bandes und gehörte der deutschen 
Sektion des Internationalen Musi-
krates an. 

Ab 1954 regnete es regelmäßig 
Auszeichnungen für den Tonkünst-
ler. Das reichte vom Kunstpreis für 
Musik von München über den Bay-
erischen Verdienstorden bis zum 
Bundesverdienstkreuz am Bande. 
Einige seiner vormaligen Schüler 
erlangten nach der Ausprägung 
durch ihn eigenen Lorbeer. Jacobi 
verstarb am 15. Dezember 1972 
in hohem Ansehen in München. 
Außer seinem umfangreichen Le-
benswerk und seiner Witwe hin-
terließ er einen Sohn und eine 
Tochter. Sein Nachlass verblieb 
im Familienbesitz, wird von seiner 
Tochter betreut und erfährt inzwi-
schen in Zusammenarbeit mit dem 
Staatsarchiv Bayerns eine wissen-
schaftliche Aufarbeitung. 

Martin Stolzenau

Ein „moderner Klassiker“ 
von der Insel Rügen

Wolfgang Jacobi
prägte die Musikszene Deutschlands

Der letzte Mai war für die in 
Pomerode (Brasilien) le-
bende Familie Strelow ein 

denkwürdiger Monat, als sie nach 
Strachmin, dem heutigen Strachomi-
no, zurückkehrte, von wo Friedrich 
Strelow vor 152 Jahren nach Süd-
amerika aufgebrochen war. Jetzt be-
suchte die fünfte, sechste und siebte 
Generation der  Nachkommen dieses 
Brasilien-Einwanderers die Heimat 
der Vorfahren.

Die Gemeinde Bedzino (Alt Ban-
zin), in der das Dorf liegt, begrüßte 
die Strelows in dem Gebäude, in dem 
sich früher die Strachminer Schule 
befand. Für die Organisation des Be-
suchs war Monika Zielinska verant-
wortlich, die in Strachomino (Strach-
min) lebt und arbeitet. Peter Jeske, 
Präsident der deutschen Minderheit 
in Koszalin (Köslin), begleitete die 
Besucher von Kolberg nach Stracho-
mino (Strachmin). Er half auch bei 
der Übersetzung vom Polnischen ins 
Deutsche.

Von der früheren Schule Strachmin 
machten sie sich auf den Weg nach 
Strzepowo (Strippow) ,um die Kirche 
zu besuchen. Dort wurden sie von 
einigen Mitgliedern der Gemeinde 
begrüßt, darunter Falk Achtermann, 
der die Rolmax-Farm in Strzepowo 
(Strippow) betreibt, und Krystyna 
Najdzion, eine Stadträtin von Bed-
zino (Alt Banzin). Als sie die Kirche 
betraten, begann ein Chor polnischer 
Damen ein Lied zu singen. Dieses 
Lied berührte die Familie Strelow zu-
tiefst. In diesem Moment fühlten sich 

die Besucher, obwohl die Hymne in 
polnischer Sprache gesungen wurde, 
inmitten einer im alten Ostpommern 
gepflegten Kultur. Unter den vielen 
Details der Kirche, die auffielen, 
befanden sich die ursprünglichen 
Kirchenbänke und eine perfekt funk-
tionierende Orgel. Am auffälligsten 
waren jedoch die Buntglasfenster, 
die aus der alten Strippower Kirche 
entfernt und über dem Eingang der 
im 19. Jahrhundert erbauten heutigen 
Kirche angebracht worden waren. 
Leider waren alle Grabsteine ​​des al-
ten Friedhofs von Strippow bis zum 
Ende des Zweiten Weltkriegs zerstört 
worden.

Es wurde auch die Ruine des ehe-
maligen Rittergutes Strachmin, das 
der Familie von Kameke und später 
der Familie von Blankenburg ge-
hörte, besichtigt. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg war in dem großen Haus 
ein Landwirtschaftsamt eingerichtet 
worden. Mit der Schließung des Bü-
ros in den 1980er Jahren wurde das 
Gebäude verlassen und im Laufe der 
Jahre dramatisch zerstört. Derzeit 
findet man nur Ruinen. Neben dem 
Herrenhaus befindet sich heute der 
Rolmax-Bauernhof, auf dem Besu-
cher die Einrichtungen kennenlernen 
und sogar mit den hoch entwickelten 
Traktoren fahren können.

Nach einem kurzen Besuch der 
alten Strippower Schule, in der sich 
heute das Dorfgemeinschaftszentrum 
befindet, kehrten die Besucher in die 
alte Strachminer Schule zurück, wo 
sie von den Einheimischen mit einem 

Kaffee begrüßt und bewirtet wurden. 
Dies war eine sehr herzliche freund-
schaftliche Geste. Die Besucher aus 
Brasilien zeigten alte Fotografien 
von Strachmin, auch von der Kirche, 
denn einer der am meisten erwarte-
ten Momente für die Strelows war 
der Besuch des Ortes, an dem sich 
einst die Strachminer Kirche befand, 
da dort die Vorfahren von Friedrich 
Strelow beigesetzt worden sind. 

Sie gingen zu Fuß, denn die Kirche 
lag gleich in der Nähe der Schule auf 
einer kleinen Anhöhe, auf der heute 
nur noch Grabfragmente und Un-
kraut zu finden sind. Wir fanden nur 
einen Grabstein, auf dem eine von 
Blankenburg begraben liegt. Monika 
erzählte uns, dass die Holzkirche in 
den 1970er Jahren „von einem Be-
wohner demontiert“ worden war, der 
die Bretter benutzte, um sein eigenes 
Haus zu bauen. Aber er konnte nicht 
einmal darin leben. In dem Moment, 
als sie die Ruinen des Strachminer 
Friedhofs besuchten, erinnerten die 
Strelows sich an ein Zitat von Chris-
tian Graf von Krockow: „Was also 
1945 über den deutschen Osten he-
reinbrach und dann, wie immer, in 
erster Linie die Unschuldigen traf 
und kaum die Schuldigen, die sich 
durch feige Flucht oder durch den 
Selbstmord ihrer Verantwortung ent-
zogen – was über die Menschen in 
Ostpreußen, Schlesien, Pommern he-
reinbrach und sie die Heimat kostete, 
das kam von weit her. Das war die 
Konsequenz des eigenen, des deut-
schen Wahns.“

Bevor sich die Reisenden von Stra-
chomino (Strachmin) verabschieden, 
zieht Johan Ditmar Strelow in einer 
symbolischen Handlung seine Schu-
he aus, um auf dem Stück Land zu 
wandeln, auf dem seine Vorfahren 
jahrhundertelang gelebt haben.

Luisivan Vellar Strelow, der am 
brasilianischen Konsulat in Tel Aviv, 
Israel, arbeitet und derzeit im Bun-
desstaat Rio Grande do Sul Nach-
forschungen über seine Vorfahren 
anstellt, besuchte später im Juli Stra-
chomino und Strzepowo.

Von Strachomino (Strachmin) be-
gab sich die Familie Strelow nach 
Greifswald, wo sie das Pommersche 
Landesmuseum besichtigten. 

Ein weiterer bemerkenswerter Mo-
ment dieser Reise war das Treffen 
mit dem Ehepaar Erhard und Dag-
mar Strelow, die in der Stadt Lehre 
zu Hause sind und deren Vorfahren 
aus Strippow stammen. Man erfuhr  
gegenseitig viele interessante Infor-
mationen über die Erforschung von 
Kultur und Genealogie.

Zum Abschied tauschten sie, ei-
ner nostalgischen Symbolik entspre-
chend, die Setzlinge des brasiliani-
schen Maniok gegen Setzlinge der 
pommerschen Eiche aus. Dies war 
zweifellos eine unvergessliche Reise!

Gelesen in der Folha Pomerana

Die Strelows in ihrer Heimat Pommern
Von Pomerode nach Pommern und zurück

Fenster aus der alten Strip-
power Kirche und die Fami-
lie Strelow vor der Kirche 
Strippow
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Grabstätte von 8500 Weltkriegsopfern: Gedenkstätte am Pordoi in den Dolomiten Bild: pa

Zu: Totengedenken in den Dolo-
miten (Nr. 36)

Der Artikel zur festlichen Zere-
monie an der höchstgelegenen
deutschen Kriegsgräberstätte am
Pordoijoch in den Dolomiten in

Italien hat meine Frau und mich
tief bewegt, verbinden sich mit
dieser für uns sehr viel Emotio-
nen: Bei der Suche nach unseren
ostpreußischen Vorfahren und
der Dokumentation unserer histo-
rischen Wurzeln im deutschen
Osten konnten wir den Verbleib
von drei im Zweiten Weltkrieg ge-
fallenen Familienmitgliedern aus
Tilsit nicht ermitteln. Alle Nach-
forschungen, auch beim Volks-
bund Deutsche Kriegsgräberfür-
sorge, liefen ins Leere. Beim Ost-
preußentreffen 2018 in Rostock

erfolgte endlich eine erfolgreiche
Nachsuche durch den Volksbund.

Die Grabstätte des Onkels mei-
ner Frau, des Justizangestellten
Hans Bebersdorf aus Tilsit, gebo-
ren 1899 in Kaukehmen, wurde
gefunden. Er fiel als Unteroffizier
am 28. April 1945 bei Feltre in
Oberitalien und wurde auf die
Kriegsgräberstätte Pordoi, in über
2200 Meter Höhe, umgebettet. Er
ruht hier im Grab 36, gemeinsam
mit zwei Kameraden. Zu seinem
120. Geburtstag im Juni 2019 lie-
ßen wir ein Gesteck niederlegen.

Diesen Wunsch erfüllte der Volks-
bund trotz Wintereinbruchs und
schneebedeckter Gedenkstätte,
wofür wir sehr dankbar sind.

Dieses Beispiel zeigt, dass auch
nach über 70 Jahren die Nachsu-
che erfolgreich sein kann und der
Verbleib von gefallenen deut-
schen Soldaten aufgeklärt wird.

Der Weltkrieg hinterließ über
20 Millionen gefallener Soldaten.
Sie ruhen in monumentalen Anla-
gen wie Pordoi, in unbekannten
Massengräbern und noch immer
auf den ehemaligen Schlachtfel-

dern. In Russland wurden seit
1993 durch den Volksbund über
400 000 Gefallene eingebettet,
Hunderttausende werden noch
gesucht. Auch in Ostpreußen ent-
standen würdige Gedenkstätten
wie in Pillau, Insterburg und Ger-
mau. Der Umgang einer Nation
mit ihren gefallenen Soldaten ist
an ihren Grabstätten und der Für-
sorge nachfolgender Generatio-
nen zu erkennen.

Der russische Feldmarschall des
18. Jahrhunderts und Träger des
höchsten preußischen Ordens,

des Schwarzen Adlerordens, Su-
worow, wird die Aussage zuge-
schrieben: „Ein Krieg ist erst dann
beendet, wenn jeder gefallene
Soldat ein würdiges Grab hat.“

Bernd Polte,
Abbendorf

Zu: Dem Kriegsbeginn folgten
schwere Massaker (Nr. 35)

In Polen war bereits mit Über-
nahme der durch den unseligen
Versailler Vertrag von Deutsch-
land abgetretenen Gebiete nach
dem Ersten Weltkrieg eine feindli-
che Einstellung gegenüber der
dort verbliebenen deutschstäm-
migen Bevölkerung feststellbar.

Wie auch die Tschechen gegen-
über den Sudetendeutschen wur-
den die Volksdeutschen in ihren
eigenen Gebieten von den nun
neuen Machthabern in unerträg-
licher Weise drangsaliert. Hierbei
wurde in Polen noch rücksichts-
loser vorgegangen als in den su-
detendeutschen Gebieten. 

Aufgrund der übriggebliebenen
schwachen Ausrüstung des
Deutschland zugestandenen
100 000-Mann-Heeres waren alle
Regierungen in der Zeit von 1918
bis 1933 in permanenter Sorge,

weil Polen wiederholt versuchte,
Reichsgebiete gewaltsam abzu-
trennen. Polens Staatskonzeption
wurde von 1919 bis 1939 von der-
selben Militärjunta (Oberst Beck/
Marschall Pilsudski) geprägt, die
auch Polens Außenpolitik mit al-
len Plänen und Zielen gestaltete.
Marschall Pilsudski war in dieser
Zeit zeitweilig Ministerpräsident,
immer Kriegsminister und hatte
als Generalinspekteur bis zu sei-
nem Tod 1935 stets die Kontrolle
über die Armee. 

Eine amtliche Denkschrift aus
den Jahren 1930/31 formuliert die
Ziele der polnischen Außenpoli-
tik, in der die Oder und das Sude-
tenland als zu erstrebende West-
grenze bezeichnet wurden. So
unterstützten Frankreich und Ita-
lien 1921 die Polen in ihrem Ter-
ror gegen das mehrheitlich
deutsch besiedelte Ostoberschle-
sien bei Wahlkreismanipulationen
und schoben dieses bedeutende

Industrierevier trotz des erreich-
ten deutschen Abstimmungser-
gebnisses den Polen zu. 

Polen forderte ganz offensicht-
lich immer schon mehr, als es po-
lonisieren konnte. Eine Pilsudski
nahestehende Zeitschrift schrieb
im Jahre 1930 (also noch vor Hit-
ler): „Wir sind uns bewusst, dass
Krieg zwischen Polen und
Deutschland nicht vermieden
werden kann. Wir müssen uns sy-
stematisch und energisch für die-
sen Krieg vorbereiten.“

In die gleiche Kerbe schlägt
Adolf Bochenski, ein polnischer
Autor über Polens Außenpolitik
von 1935 bis 1939. Er befürworte-
te offen Blutvergießen und tadelte
jeden Versuch, mit Deutschland
und Russland ins Einvernehmen
zu kommen. Trotz des völlig über-
steigerten polnischen Nationa-
lismus darf nicht übersehen wer-
den, dass Teile der Bevölkerung
Polens gegen die Idee eines

Kampfes und für den Frieden ein-
traten, die sich aber gegen die mi-
litärischen Elemente, die den
Krieg wollten, nicht durchsetzen
konnten. 

Mit Polen eine Regelung (ana-
log zum Münchener Abkommen)
bezüglich des von Deutschland
erbetenen Korridors zu erzielen,
war besonders aufgrund der von
alliierter Seite massiv zugesicher-
ten militärischen Unterstützung
nicht zu erwarten. Schon im März
1939 machte Polen mobil, was
ganz klar auf eine bevorstehende
und beabsichtigte Kriegsabsicht
hinauslief. 

Polen war Mittel zum Zweck. In
diesem Zusammenhang ist unbe-
dingt noch einmal an Winston
Churchills Aussage von 1938 zu
erinnern, wo er wörtlich ausführ-
te: „Was wir wollen ist eine restlo-
se Vernichtung der deutschen
Wirtschaft.“ Rudolf Neumann,

Ahrensburg

Polen war Mittel zum Zweck, um Deutschland zu ruinieren
Zu: Rolle rückwärts zum Meister-
zwang (Nr. 38)

Zu den Betrachtungen im Arti-
kel zum Handwerk kann man si-
cher noch Überlegungen anfügen,
die dort noch nicht in dieser Art
auftreten. Die bisherige Aufhe-
bung des Meisterzwanges ent-
sprach der leider noch oft verbrei-
teten Geringschätzung der Hand-
werker. Es wurde dadurch in ge-
wisser Weise dem Handwerk die
Notwendigkeit eines umfassen-
den qualifizierten Fachwissens
abgesprochen. 

Man ging davon aus, dass jeder-
mann in der Lage wäre, nachdem
er eine gewisse Zeit in einem Tä-
tigkeitsbereich beschäftigt war,
verantwortlich selbstständig tätig
zu sein. Das klappt aber nur in
der Politik. Unser Ausbildungssy-
stem über die Lehrzeit bis hin zur
Meisterprüfung stellt jedoch si-
cher, dass ein entsprechendes
Hintergrundwissen vermittelt
wird, welches von Außenstehen-
den aus Unkenntnis oft nicht
richtig eingeschätzt wird. Wir
sollten stolz darauf sein und es
nutzen und schützen. Meisterbe-
triebe sollten nicht im Wettbe-
werb stehen mit unausgebildeten
Gelegenheitshandwerkern. 

Im Bruttosozialprodukt eines
Landes sind alle Leistungen ent-
halten, aber nur die Herstellung
und Produktion führt zu greifba-
ren Sachwerten (Wertschöpfung),
nicht deren Verwaltung. Daher
sollten die Handwerker und ge-
werblichen Arbeitnehmer die
Wertschätzung erhalten, die ih-
nen zusteht. Diese wird durch den
Meisterzwang verbessert. Weiter-
hin dient er zur Anregung für jun-
ge Leute, sich einer qualifizierten
Ausbildung zu unterziehen, da
hier die Aufstiegschancen beste-
hen. Wolfgang Simoleit,

Lemwerder

Zu: NS-Familienpolitik: Ist es heu-
te wirklich anders? (Nr. 39)

Was hat eine Kita mit der ideo-
logisch geprägten Erziehung von
Nazi-Deutschland zu tun? Nichts!
Darum ist die Aussage, „sich
schuldig zu machen ...“, absurd.

Gerade im Hinblick auf Über-
völkerung werden Kleinfamilien
der Standard bleiben. Wir sind
nicht mehr im Mittelalter. Kita
und Kindergärten vermitteln den
Kindern Sozialverhalten. Kinder
sollen mit Kindern spielen. Das
ist doch das Wichtigste. 

Wichtig ist aber auch, dass von
den Eltern und von den Verfas-
sungsgremien gefragt wird: „Wer-
den neben dem Sozialverhalten
auch ideologische Werte ver-
mittelt?“ Welche Werte werden
vermittelt? Entsprechen die Werte
der Verfassung und somit den
Menschenrechten? Joachim Böhm,

Roth

Werte für KinderWertschätzung

Leserbriefe an: PAZ-Leserfo -
rum, Buchtstraße 4, 22087
Hamburg, Fax (040) 41400850
oder per E-Mail an redaktion@
preussische-allgemeine.de

LE S E R F O R U M

Leserbriefe geben die Meinung der
Verfasser wieder, die sich nicht mit
der der Redaktion decken muss.
Von den an uns gerichteten Briefen
können wir nicht alle, und viele nur
in Auszügen, veröffentlichen. Alle
abgedruckten Leserbriefe werden
auch ins Internet gestellt.

Zu: Regierung in der Falle (Nr. 39)

Gibt es hinter den Etablierten
niemanden, der Manns genug ist,
um dem Affentheater, welches
durch und mit dieser Greta Thun-
berg aufgeführt wird, ein Ende zu
bereiten? 

Da lassen sich die Führer der
Welt von einer Halbwüchsigen
mit Autismus (die vermutlich
auch seelisch-geistig instabil ist)
vor den UN in New York an-
schreien und beschimpfen und
sich den Vorwurf gefallen, sie
würden nur ans Geld denken und
hätten ihre Jugend und ihre Träu-
me zerstört. „Wie könnt ihr es wa-
gen?“, was für eine Ungezogen-
heit? Was immer diese Greta sagt
oder tut, so und nicht anders wur-
de es ihr eingetrichtert. 

Wenn diese Göre jemals Träume
hatte, so wurden ihr diese von
den eigenen Eltern zerstört, zwei
links-grünen Habenichtsen, die
nun des Geldes willen ihre kranke
Tochter an eine Organisation ver-
schachert haben, deren Hin -
termänner, welche die den Men-
schen und der Welt von der
Schöpfung gegebene Ordnung
zerstören werden. 

Um dies zu erreichen, haben
diese Leute das Märchen vom Kli-
mawandel und der Erderwär-
mung geschrieben, das lebensnot-
wendige Gas CO2 als schädlich
deklariert und damit eine welt-
weite Hysterie – ganz besonders
in Deutschland – inszeniert, auf
die die meisten Etablierten her-
eingefallen sind. Barbara Koerber,

Gräfenberg

Nach über 70 Jahren endlich ein würdiges Grab am Pordoijoch

Anzeige

Wie konnte sie es wagen?



Das Ernst-Barlach-Museum
in der an Hamburgs west-
licher Landesgrenze lie-

genden Stadt Wedel präsentiert
eine Fotoausstellung mit dem
Titel „Karl Lagerfeld – Visions“
als Hommage an den Stardesig-
ner, der am 19. Februar gestorben
ist. Der gebürtige Hamburger
wäre am 10. September 86 Jahre
alt geworden. Karl Lagerfeld war
nicht nur Modeschöpfer, sondern
auch leidenschaftlicher Fotograf,

Zeichner, Verleger, Büchersamm-
ler und Filmregisseur. 

In den intimen Räumlichkeiten
des Museums werden rund 
150 Fotos sowie Dokumentatio-
nen und Videos gezeigt. Über 100
davon sind kleinformatige Por-
träts von Lagerfeld, davon die
meisten Selbstporträts. Sie ent-
standen, weil er die Kontrolle
über die Bilder von sich selbst
wollte. Kuratoren der Ausstellung
sind der Göttinger Verleger von
Lagerfelds Fotobänden und Edi-
tionen, Gerhard Steidl, und Eric
Pfrunder, Art-Direktor bei Cha-

nel. Mit ihrer Auswahl sind sämt-
liche künstlerischen Interessen
Lagerfelds abgedeckt, von Model-
Porträts über Mode und Lebens-
stil, Aktaufnahmen und Abstrak-
tion bis zu Architektur.

Seine Leidenschaft für die Foto-
kamera entdeckte „Karl der
Große“, wie man ihn in Paris
nannte, als er 1987 erstmals die
Pressemappe für Chanel selbst
fotografierte. Auch seine Fotogra-
fie diente zumeist dem Verkauf
von Mode, Accessoires und Zeit-
schriften wie der Pariser Vogue,
also kommerziellen Zwecken. Der
Faszination, die seine Eleganz
verströmenden fotografischen In -
szenierungen auf den Betrachter
ausüben, tut dies keinen Abbruch. 

Auf der Suche nach dem per-
fekten Ausdruck posierender,
durchgestylter Schönheiten,
männlich oder weiblich, – Lager-
feld sprach von dem perfekten
Moment – überließ er nichts dem
Zufall. Bis ins letzte Detail durch-
komponiert sind die im Erdge-
schoss ausgestellten seriellen
Fotos mit teils in extremen Posen
erstarrten Modellen vor gemalter
Kulisse. Einige der Fotostrecken
sind mit Themen unterlegt, ande-
re entstanden als Hommage an
bekannte Künstler.

Im Untergeschoss erhält man
einen filmischen Überblick über
den Lebensweg und beruflichen
Werdegang des Meisters der Cou-
ture. Das Beste daran sind seine
genuschelten, witzigen Kommen-
tierungen. Aufgewachsen in der
Nachkriegszeit als Sohn des
Glücks klee-Fabrikanten Otto La -
gerfeld im schleswig-holsteini-
schen Bad Bramstedt, zog es den
modebesessenen Gymnasiasten
mit 17 Jahren nach Paris, wo er

Assistent bekannter Modeschöp-
fer wurde. Unter seiner künstleri-
schen Leitung stieg das ange-
staubte Modehaus Chanel ab
1983 wieder zu einer führenden
Modemarke auf. 1984 gründete er
sein eigenes Modelabel.

Über dem Aufgang zum Ober-
geschoss prangen 36 erotische
Aufnahmen bekannter Fotomo-
delle, die Lagerfeld für den Pirel-
li-Kalender 2011 in Schwarz-Weiß
als moderne Inkarnationen grie-

chischer Gottheiten inszeniert
hat. Ebenfalls vor antiken Ruinen
in der Nähe von Tivoli hat er den
perfekten Körper seiner letzten
Muse Baptiste Giabiconi fotogra-
fisch gefeiert und das Model mit
der Filmkamera in bewegten Ak -
tionen beobachtet. D. Jestrzemski

Die Lagerfeld-Ausstellung läuft
bis 14. Februar 2020 im Ernst-
Barlach-Museum Wedel, Mühlen-
straße 1, 22880 Wedel, geöffnet
Dienstag bis Sonntag 11 bis 
17 Uhr, Eintritt: 7 Euro. Internet:
www.ernst-barlach.de
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Zum 100. Geburtstag des Bauhau-
ses feiert Deutschland die Moder-
ne. Dass die Wellen nicht zu hoch
schlagen, mag daran liegen, dass,
was ehemals Kunst, Architektur
und Design revolutionierte, heute
zum Alltag gehört. 

„Aus jedem Auto, jeder Pferde-
Droschke, die vorüberfährt oder
zuckelt, stecken sie die Köpfe her-
aus und verrenken sich Hals und
Augen nach uns“, schrieb Bau-
haus-Meister Lyonel Feininger
1927 in einem Brief an seine Frau
Julia über das Aufsehen, welches
die Meisterhäuser in Dessau
erregten. 

Lebend-PS neben Motor-PS:
Die Zeitenwende könnte kaum
treffender beschrieben sein. Bau-
unternehmer Walter Tutenberg
setzte auf die Motorisierung und
eröffnete 1929 an der Liebenauer
Straße in Halle die Großgarage
Süd. Dabei handelte es sich um
ein hochmodernes, lichtdurchflu-
tetes, vierstöckiges Gebäude aus
Beton, Stahl und Glas mit 
150 Stellplätzen, das die Pkws per
Autofahrstuhl und Schiebebüh-
nen, sogenannte Laufkatzen, in
die Parkboxen beförderte. 

Nach US-amerikanischem Vor-
bild lieferte der Parkhauspionier
dazu einen 24-Stunden-Vollser -
vice von der Wagenreinigung bis
zur Werkstattreparatur, von Er -
satzteilen bis zur Tankstelle, von
Aufenthalts- und Schlafräumen,
Bädern und Duschen bis zum Fri-
siersalon. Auch ein Lotsendienst
gehörte dazu. 1992 wegen Baufäl-
ligkeit geschlossen, bis 2011 für
vier Millionen Euro denkmalge-
recht saniert und durch eine spi-
ralförmige Auffahrt – als Ersatz
für den unsanierbaren Lift –

ergänzt, parken heute 88 Dauer-
mieter hier ihr Auto. 

Demgegenüber fehlte dem Volk,
das in Massen in die rasant wach-
senden Industrieorte zog, men-
schenwürdiger Wohnraum. „Man
kann mit einer Wohnung einen
Menschen genauso töten wie mit
einer Axt“, brachte der Berliner

Milieu-Maler Heinrich Zille die
Misere auf den Punkt: Lösungen
waren dringend gefragt. 

Als Reformstadt erregte Magde-
burg (damals rund 300 000 Ein-
wohner) reichsweite Aufmerk-
samkeit. Denkmalgeschützt und
weitgehend saniert, wohnt man
bis heute gut und günstig in der
Hermann-Beims-Siedlung. Die ab

1926 nach Plänen von Bruno
Traut errichteten 2000 Wohnun-
gen stehen für Deutschlands erste
nach einheitlichem Plan gebaute
Großsiedlung der Moderne: ein
Muster für gesundes Wohnen mit
viel Licht, Luft und Sonne samt
einem Pappel-Grünzug als Frisch-
luftschneise. Zur Selbsterfahrung

in diesem Vorzeigeprojekt des
sozialen Wohnungsbaus lädt eine
im Stil der 1920er Jahre einge-
richtete Gästewohnung ein, die 
80 Euro pro Tag kostet. 

Unter dem Motto „Volksbedarf
statt Luxusbedarf“ günstig zu kau-
fen oder zu mieten, entstand zur
gleichen Zeit im Süden von Des-
sau (1925 zirka 75 000 Einwoh-

ner) bis 1928 die Versuchssied-
lung Törten. Architekt der 314
Eigenheime für Arbeiter mit
geringem Einkommen war Walter
Gropius. Durch Fertigbauweise,
günstige Materialien und standar-
disierte Bauabläufe konnte die
Parzelle mit Nutzgarten für
10 000 Reichsmark (eine RM ent-

sprach zirka zehn Euro) erworben
werden. Trotz späterer Verände-
rungen – vor allem die zu hoch
gelegenen Fensterbänder wurden
durch Lochfenster ersetzt – haben
die weißen, kubischen Flachdach-
Reihenhäuser bis heute ihre
schlichte Eleganz bewahrt.

Als wichtigen Beitrag zur Sied-
lung Törten entwickelte Hannes

Meyer am Bauhaus in Dessau die
heute weit verbreiteten Lauben-
ganghäuser. Stolz kündet ein
Transparent vom Welterbe. Die
UNESCO hat die Prototypen im
Jahr 2017 mit ins Welterbe Bau-
haus aufgenommen. Die 48-Qua-
dratmeter-Wohnungen wurden
für 37,50 Reichsmark im Monat
vermietet. Wegen ihres geschick -
ten Grundrisses, der auf Zwi -
schenräume verzichtet, sind sie
noch immer beliebt.

Die Häuser gehören jetzt der
Wohnungsgenossenschaft Dessau
eG. Bei der Sanierung 1998
wurde eine Musterwohnung im
Originalzustand wiederherge-
stellt, die im Rahmen von Füh-
rungen der Stiftung Bauhaus Des-
sau zu besichtigen ist. Alle Des-
sauer Bauhaus-Bauten verbindet
die Buslinie 10. 

Die sogenannte Bauhauslinie
hält auch an der Gaststätte Korn-
haus. Das von Carl Fieger 1929/
1930 direkt an der Elbe erbaute
moderne Terrassen-Café besticht
mehr noch als durch seine Archi-
tektur durch den traumhaften
Ausblick. Hier kommt kein Radler
auf dem Elberadweg ohne Ein-
kehr vorbei. 

Die nach der Vereinigung
sanierte Siedlung Zickzackhausen
in Bernburg an der Saale ging bei
der UNESCO-Nominierung indes
leer aus. Sie ist ein Projekt des
1923 gegründeten Anhaltischen
Siedlerverbandes, der bis 1930
für Geringverdiener baute. Unter
gleicher Prämisse wie in Dessau
ließ der Verband 1928/1929 von
dem Wiener Architekten Leopold
Fischer 90 Eigenheime mit gro-
ßen Selbstversorgergärten errich-
ten. Im Gegensatz zu Törten ste-
hen die Baukörper um 90 Grad

gedreht zur Straße – daher der
Name. Gartenarchitekt Leberecht
Migge machte daraus eine frühe
Öko-Siedlung mit Trocken-Toilet-
te für die Gartendüngung und
einem Bewässerungssystem, das
Regen und Abwasser aus Küche
und Bad in den Garten leitete.

Anhänger der in England 1898
entwickelten Gartenstadt war
auch bereits der Schweizer Archi-
tekt Otto Rudolf Salvisberg. Für
die rund 2000 Beschäftigten des
neu entstandenen Reichsstick -
stoffwerkes, heute SKW Stick -
stoffwerke Piesteritz, baute er
1916/1919 in Lutherstadt Witten-
berg eine Idealstadt mit Kirche,
Rathaus, heute Gymnasium, Kauf-
und Vereinshaus, Schule und
Frauenhaus für die unverheirate-
ten Sekretärinnen, in der Arbeiter
und Betriebsleiter gemischt ne -
beneinander wohnten. Mit eige-
ner Toilette, Waschküche und
Badewanne waren die 363 Miet-
Reihenhäuser damals auf dem
höchsten Stand des Komforts. 

Schon zu DDR-Zeiten unter
Denkmalschutz gestellt, wurde
die Werkssiedlung zur Expo 2000
als Vorzeigestück in Ökologie und
Ökonomie originalgetreu saniert
und so zur ersten autofreien Sied-
lung in Deutschland. Mit Giebeln
und Gauben, Sprossenfenstern,
Holzläden und bunten Türen ver-
einen sich Tradition und Moderne
hier noch zu einem harmoni-
schen Mix – mit einem Hauch
von Landhausstil.

Helga Schnehagen

Tourentipps zu den Bauten unter:
www.grandtourdermoderne.de;
zusätzliche Orte der Moderne in
Sachsen-Anhalt unter: www.bau-
haus-entdecken.de

Volksbedarf statt Luxusbedarf
Prototypen des sozialen Wohnungsbaus – In den 1920er Jahren entstanden die Vorläufer heutiger Wohnghettos

Moderne Paläste für das gemeine Volk: Bauhaussiedlung in Dessau-Törten Bild: Sebastian Kaps

Alles im Blick
Fotografien des Modekönigs Karl Lagerfeld im Barlach-Museum

Der Großraum Aachen,
Mönchengladbach, Kre-
feld, Ratingen, Euskirchen

verfügt über eine große Tradition
in Textilproduktion. Anschauli-
ches Beispiel dafür ist im Euskir-
chener Stadtteil Kuchenheim die
Tuchfabrik Müller, die seit dem
Jahr 2000 ein Industriemuseum
des Landschaftsverbandes Rhein-
land (LVR) ist.

Die ältesten Gebäudeteile stam-
men aus dem Jahre 1814. Damals

eröffnete an dem Standort eine
Papiermühle. Als sie Konkurs
machte, kaufte Ludwig Müller
1894 den gesamten Gebäudebe-
stand und machte sich mit einer
Tuchfabrik selbstständig. Sie stell-
te die Wolle her, die beispiels-
weise für die Herstellung von
Uniformen aller Art ge braucht
wurde. 1961 musste Müllers Sohn
Kurt die Produktion in der tech-
nisch völlig veralteten und wirt-
schaftlich unrentablen Fabrik
jedoch einstellen. Gebäude und
Inventar fielen in einen Dornrös -
chenschlaf.

Kurt Müller hatte in dem Irr-
glauben gelebt, die Produktion
noch einmal aufnehmen zu kön-
nen. Diesem Wunschdenken fol-
gend hatte er Maschinen, Kontor-
mobiliar und vieles mehr aufbe-
wahrt, wie es die Arbeiter und
Angestellten an ihrem letzten
Arbeitstag hinterlassen hatten. So
blieb das gesamte Arbeitsinventar
erhalten, als der LVR das ganze
Gebäudeensemble mitsamt In -
ventar aufkaufte und restaurierte.

Garnrollen, Ersatzteile, Hinweis-
schilder, Arbeitsanleitungen an
den Wänden oder Arbeitsmateri-
alien – alles war noch vorhanden.

Vater und Sohn Müller hatten
nie investiert und keine neuen
Maschinen angeschafft – der
Maschinenpark ist komplett aus
Holz gefertigt und gibt den indu-
striellen Stand der 1920er Jahre
wieder. Der LVR hatte das Glück,
eine museumsreife Einrichtung
vorzufinden, zu der nichts hinzu-
gefügt werden musste.

Der Produktionsbereich der
Tuchfabrik kann heute nur bei

einer der dreimal täglich angebo-
ten Führungen besichtigt werden.
Dabei gelangt man in Bereiche
wie die Wolferei, Krempelei, Fär-
berei, Spinnerei und Weberei,
wobei auch einige historische
Maschinen für die Besucher in
Betrieb gesetzt werden.

Lärm, Staub, Gestank und Hitze
vergangener Tage sind dann nicht
mehr direkt zu spüren. Die
Arbeitsbedingungen der Men-
schen früherer Tage lassen sich so
aber trotzdem erlebbar machen.

Kontor und Wohnbereich der
Unternehmerfamilie können auf
eigene Faust besichtigt werden.
Eingangsbereich, Museumsladen,
Café sowie Räumlichkeiten für
Sonderausstellungen sind in ei -
nem gesonderten Gebäude aus
neueren Tagen untergebracht.

Aktuell läuft in einem dieser
Gebäude noch bis zum 17. No -
vember die Ausstellung „Mythos
Neue Frau – Mode zwischen Kai-
serreich, Weltkrieg und Repu-
blik“. Der Bubikopf – die Kurz-
haarfrisur gilt als das Sinnbild
schlechthin für die moderne Frau
der 1920er Jahre. Die Ausstellung
zeigt die Gründe für die Entste-
hung des Mythos „Neue Frau“ auf
und stellt den Modewandel zu
Beginn des 20. Jahrhunderts als
Spiegel gesellschaftlicher Verän-
derungen vor. Das war eine Ära,
als die Tuchfabrik Müller noch
nicht aus der Mode gekommen
war. Andreas Rüdig/H. Tews

Tuchfabrik Müller in der Carl-
Koenen-Straße, 53881 Euskir-
chen. Die Ausstellung „Mythos
Neue Frau“ ist geöffnet Dienstag
bis Freitag von 10 bis 17 Uhr,
Sonnabend und Sonntag von 
11 bis 18 Uhr, Eintritt: 4 Euro.

Aus der Mode gekommen
Aus Dornröschenschlaf geweckt: Tuchfabrik Müller in Euskirchen

Ein Faible für Schwarz-Weiß Tuchfabrik: Maschinenvorführer am Webstuhl Bild: LVR-Industriemuseum
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Kinder sind einer oft wider-
sprüchlichen Gefühlswelt

ausgesetzt. Da fällt es einigen
Kindern schwer, ihren Platz zu
finden, sich stark und mutig zu
fühlen. Die Fantasiereisen mit 
Naluma von Cornelia Rohse-Paul
bieten eine Möglichkeit, ruhig zu
werden, nach innen zu schauen
und so einen Weg zu entdecken,
wie man mit Situationen umge-
hen kann.

Naluma ist ein Wesen, das von
den Kindern angerufen wird,
wenn sie sich von einem Gefühl
überfordert fühlen, sei es beim
Einschlafen, beim Zahnarzt oder
bei Angst vor einer Klassenar-
beit. Die Geschichten selbst sind
sehr kurz, das Vorlesen, Nach-
wirken und Besprechen dieser
Geschichten nimmt natürlich
mehr Zeit in Anspruch. Jeder
dieser 20 Geschichten folgt eine
Aufforderung an den Vorleser,
den Kindern die Gelegenheit
zum Selbsterzählen zu geben,
sowie Ge-
sprächsanre-
gungen. So ist
es sinnvoll,
wenn der Le-
sende sich
den Text vor
der eigent-
lichen Fanta-
s i e r e i s e
durchliest. 

Als Anhang
wird auf ein-
schlägige Lite-
ratur zu dem

Themenkomplex „Fantasiereise“
hingewiesen. Rohse-Paul arbeitet
als Supervisorin und verfügt
über jahrelange Erfahrungen im
Umgang mit familiären Proble-
men; diese flossen ein in die Wu-
tambulanz für Kinder und Ju-
gendliche. 

Das Büchlein ist vollständig il-
lustriert von der Gestaltthera-
peutin Roswitha Gemke. Aller-
dings werden die meisten Kinder
wohl enttäuscht reagieren, wenn
es heißt: „Zeigst Du mir bitte die
Bilder“, denn die sind wenig
konkret. Sie zeichnen sich eher
durch Schwung und Farben aus.
Von den Fantasiereisen hingegen
werden Kinder begeistert sein,
immer wieder davon erzählen
und weitere Reisen fordern.

Geeignet sind diese kurzen
Geschichten ab einem Alter von
fünf Jahren. Jüngeren Kindern
fehlt oft die nötige Konzentration
und Vorstellungskraft.

Christiane Rinser-Schrut

In Anlehnung an das nach wie
vor aktuelle Brexit-Thema hat
Brendan Simms, Professor für

internationale Geschichte an der
Universität Cambridge, ein in-
haltsschweres Buch über die Be-
ziehung zwischen Großbritan-
nien und den kontinentaleuropä-
ischen Staaten bis zur Gegenwart
geschrieben. Es trägt den Titel
„Die Briten und Europa. Tausend
Jahre Konflikt und Kooperation“. 

Simms‘ Forschungsschwer-
punkte sind die Geschichte Euro-
pas und die Geschichte Deutsch-
lands im europäischen Kontext.
Gute Geschichtskenntnisse sind
Voraussetzung dafür, diese bis
zur Unübersichtlichkeit verästel-
te, wenngleich um Klarheit be-
mühte Darstellung mit Gewinn
zu lesen. Dabei hat der irische
Autor mit tiefem Verständnis für
Großbritanniens Sonderrolle in
Europa seine Perspektive bei
dem Mammutvorhaben von
vornherein thematisch einge-
grenzt. Im Wesentlichen be-
schränkt er sich auf die Außen-
politik und den Verfassungsrah-
men, während Wirtschaft, Innen-
politik und andere Aspekte, die
damit eigentlich untrennbar ver-
bunden sind, weitgehend außer
Acht gelassen wurden. 

Der Autor ist Anhänger einer
„vornehmlich kontinentalen“ Er-
zählung der Geschichte Eng-
lands, später Großbritanniens,
und damit also kein Anhänger ei-
ner sogenannten „Inselgeschich-

te“. Dass diese Perspektive recht
einseitig ist, erweist sich unge-
achtet der Gelehrsamkeit des Au-
tors im Hinblick auf die Entste-
hung des britischen Empire vor
dem Hintergrund der jahrhun-
dertelangen kolonialen Rivalität
mit den anderen europäischen
Seemächten. Hier lässt die Dar-
stellung bewusst Lücken.  

Simms vertritt die Ansicht,
dass Europa durchgehend Dreh-
und Angelpunkt britischer Poli-
tik war, da ein Angriff über den
Ärmelkanal verhindert werden
müsse. „Die Nähe zu Europa
war gut für den Handel, aber
schlecht für die Verteidigung.
England war sich darüber im
Klaren, dass es Verbündete
brauchte.“ Zur eigenen Sicher-
heit erfüllte England jahrhunder-
telang die Aufgaben einer Ord-
nungsmacht in Europa, wurde
aber selbst nie durch Europa
fremdbestimmt. Geschmeidig
wurde die britische Außenpolitik
je nach den Machtverhältnissen
auf dem Kontinent durch Ab-
schreckung, gerissene Diploma-
tie und häufig wechselnde Koali-
tionspartner bei der Kriegfüh-
rung bestimmt. So sollten gefähr-
liche Bündnisse verhindert und
die Interessen der Großreiche
Spanien, Österreich und Frank-
reich durchkreuzt werden. Das
betraf auch den nordamerikani-
schen Kontinent. Neue Heraus-
forderungen für die britische Si-
cherheit entstanden, als im 

19. Jahrhundert die aufsteigen-
den Mächte Preußen und Russ-
land hinzukamen. 

Simms hebt die Prosperität der
britischen Wirtschaft als Voraus-
setzung für militärische Stärke
hervor, beleuchtet aber nicht de-
ren wichtigste Quelle: die Kolo-
nien in Übersee mit ihren Reich-
tümern. Auf den Weltmeeren
führten die Engländer mit ihren
Kriegsflotten einen erbitterten,
immer erfolgreicheren Kampf ge-
gen ihre europäischen Konkur-
renten um Kolonialbesitz und die
Schätze der fernen Territorien.
Was Großbritannien betrifft, so
geschah dies nach Auffassung
von Simms lediglich aufgrund
der bekannten Motivlage im er-
starkenden Inselreich: „Der Er-
werb eines Überseereichs war
ein Mittel, um die Herausbildung
eines europäi-
schen Hege-
mons zu ver-
hindern … und
dass die be-
t r e f f e n d e n
Territorien ei-
nem Rivalen
in die Hände
fielen. Das bri-
tische Empire
wurde über-
wiegend aus
europäischen
Gründen er-
obert.“ Das ist
eine überra-
schend einsei-

tige Interpretation. Überraschend
ist auch, dass der lukrative Skla-
venhandel über den Atlantik hin-
weg kaum einmal erwähnt wird. 

Im Kapitel „Großbritannien,
die letzte europäische Seemacht“
fasst der Autor zusammen, wel-
che Faktoren für Großbritanniens
Stärke außerdem entscheidend
waren und sind: die anglo-briti-
sche „soft-power“ als Methode,
andere dazu zu bewegen, was
man selbst will, und nicht zuletzt
die Robustheit des britischen
Verfassungsmodells. Alles in al-
lem ist dies ein sehr erhellendes
Buch, und es entsteht beim Leser
volles Verständnis für die durch-
scheinende Auffassung des Au-
tors, dass man als Brite mit „dem
Ausmaß des Ordnungsanspruchs
der EU“ unmöglich einverstan-
den sein kann. D.J.

Es ist das Jahr 1880: Ein Totge-
glaubter flieht vor seinen
Feinden und Gläubigern

nach Heiden. Nach Jahren der De-
mütigungen findet der hochver-
schuldete Gründer des Roten Kreu-
zes, Henry Dunant, hier endlich
Menschen, die ihn in seinen Visio-
nen unterstützen und vor allem sei-
ne Verdienste um das Allgemein-
wohl anerkennen. Hier findet er
Zeit und Ruhe, sich der Ereignisse
seines bewegten Lebens zu erin-
nern und mit der Hilfe einiger
Unterstützer für die offizielle Aner-
kennung seiner Leistungen zu
kämpfen. Der biografische Roman
„Der Zeitreisende. Die Visionen des
Henry Dunant“ von Eveline Hasler
zeichnet in dieser Weise aus der
Sicht Dunants dessen Verdienste
und Visionen nach. 

Durch Zufall wird Dunant 1859
Zeuge der Nachwirkungen der
Schlacht von Solferino. Spontan or-
ganisiert er die Pflege der Verwun-

deten aller beteiligten Parteien und
schlägt mit seinen Reflexionen über
diese Erfahrung „Eine Erinnerung
an Solferino“ hohe Wellen. Nur ein
Jahr später wird in Genf das Inter-
nationale Komitee der Hilfsgesell-
schaften für die Verwundetenpfle-
ge, das heutige Internationale Ko-
mitee vom Ro-
ten Kreuz, ge-
gründet. Auch
in die Genfer
K o n v e n t i o n
von 1864 ge-
hen die Vor-
schläge aus
Dunants Buch
maßgeblich mit
ein. Als Dunant
aber 1867 we-
gen „betrügeri-
schen Bank-
rotts“ verurteilt
wird, drängt
ihn sein Kon-
kurrent Gus-

tave Moynier immer mehr aus der
Organisation heraus, vereitelt, dass
ihm finanzielle Hilfen von Unter-
stützern zukommen und setzt alles
daran, ihn öffentlich zu diskreditie-
ren. Seine Schulden belasten Du-
nant noch bis an sein Lebensende,
doch 1901 erfährt er zumindest öf-

fentliche Anerkennung für sein Le-
benswerk, als ihm zusammen mit
dem Pazifisten Frédéric Passy der
erste Friedensnobelpreis überhaupt
verliehen wird. 

Diese gut recherchierte Lebens-
beschreibung Dunants stilisiert ihn
nicht zum Helden, aber lässt ihn
durch die Übernahme seiner Per-
spektive menschlich erscheinen,
was auch seine Visionen nahbarer
macht. Diese Perspektivübernahme
ist umso eindringlicher, als Zeit-
sprünge und wörtliche Rede nicht
markiert werden, was dem Leser
das Gefühl vermittelt, sich mitten in
den Erinnerungen und Gedanken
Dunants zu befinden, zuweilen je-
doch auch etwas verwirren kann.
Zudem finden sich häufig direkte
Zitate aus Briefen, Tagebüchern
und Werken Dunants in der Origi-
nalsprache Französisch und in
Übersetzung, um die Leserschaft
noch unmittelbarer an Dunants
Ideen heranzuführen. L. Wenzel

Jungen Menschen von der Zeit
der deutschen Teilung zu be-
richten, ist kein leichtes Unter-
fangen. Wen interessiert es

noch, ob Berlin durch eine Mauer
geteilt war und es zwei deutsche
Staaten mit völlig verschiedenen
politischen Systemen gab? Helen
Endemann schrieb das Buch „To-
desstreifen“. Sie sagt, dass die Ziel-
gruppe der elf- bis 15-Jährigen ger-
ne fiktionale Erzählungen mit ne-
gativem Ausgang lese. Um das
Interesse der Nachwendegebore-
nen zu wecken, könne man anhand
der DDR eine ähnliche Situation
schaffen wie die, in der die Helden
in solchen Erzählungen sich plötz-
lich befänden.

Im Roman gibt es die Protagoni-
sten Marc aus Ost-Berlin und Ben,
der in einem Sportinternat in West-
Berlin lebt. Die Ähnlichkeit zwi-
schen beiden wird Ben bei einem
Besuch seiner Sporttruppe im Ost-
teil der Stadt zum Verhängnis.
Marc, der extreme Schwierigkeiten

mit dem System hat und ins be-
rüchtigte Kinderheim gebracht
werden soll, entführt den Jungen
aus dem Westen, nimmt ihm den
Pass und die Kleidung ab und geht
statt seiner über die Grenze. Wie es
beiden in den verschiedenen Syste-
men ergeht, ist hochspannend.
Zwei Jugendliche müssen mit den
Gepflogenheiten einer jeweils
fremden Welt klarkommen, dürfen
aber der Staatssicherheit nicht in
die Hände fallen. Wie soll Ben, der
sofort in ein Kindergefängnis ge-
bracht wird, jemals wieder in den
Westteil gelangen? Niemand glaubt
ihm seine Geschichte.

Einfach mal so bei einem Berlin-
Besuch Jugendlichen die damali-
gen Zustände zu erklären, funktio-
niert schlecht. Dennoch müssen
Nachwendegeborene erfahren, was
es hieß, damals in der DDR oder in
der Bundesrepublik gelebt zu ha-
ben. Die Autorin war als 15- Jähri-
ge in Halle zu Besuch und bekam
private Einblicke in das Familienle-

ben des anderen deutschen Staates.
Und natürlich besichtigte sie, wie
alle Jugendlichen aus der Bundes-
republik, mit der Klasse per Tages-
ausflug die Hauptstadt der DDR.
Endemann berichtet also aus eige-
ner Erfahrung über die Zeiten des
Kalten Krieges. Sie bekam viel
Unterstützung von Menschen, die
ihr halfen, die richtige
Sprache der DDR
und der Zeit zu fin-
den. Testleser waren
einhellig der Mei-
nung, dass diese Ge-
schichte in den 60er
Jahren geklappt hät-
te, aber nicht 1985,
als alles schon so
streng war. „Tatsäch-
lich gelang die
Flucht, die histori-
sches Vorbild der Ge-
schichte ist, 1983“, so
die Autorin.

Die Verfasserin er-
zählt eine fesselnde

Geschichte, packend von der ersten
bis zur letzten Seite, mit dramati-
schen Wendungen, die besonders
Menschen, die die Zeit damals
kannten, Schauer über den Rücken
laufen lassen wird. Für junge Leute
ist es eine lehrreiche, mitreißende
Geschichtsstunde einer noch nicht
allzu fernen Vergangenheit. S.F.

Friedrich der Große, der sich
selbst als erster Diener seines

Staates sah, lenkte nach dem Tod
seines Vaters Friedrich Wilhelm I.,
dem Soldatenkönig, ab 1740 fast
ein halbes Jahrhundert lang die
Geschicke Preußens. 

In kurzweiligen Anekdoten hat
Margarete Drachenberg das Leben
Friedrichs II.
zusammenge-
tragen und
nacherzählt .
Beginnend bei
dessen Geburt,
den oft freud-
losen Jugend-
jahren unter
der Fuchtel
seines stren-
gen Vaters,
sein Fluchtver-
such und die
Enthauptung
seines Freun-
des Katte,
schildert die

Autorin den weiteren Lebensweg
des bedeutenden Preußen. Als
König führte er die Kartoffel ein,
ordnete hohe Steuern an und
machte Preußen zur europäischen
Großmacht. Berühmt wurde sein
Zitat zur Religionsfreiheit, dass in
Preußen „jeder nach seiner Fasson
glücklich werden“ solle. MRK

Auf unterhaltsame Weise Licht
in das Dunkel der Herkunft

deutscher Redewendungen zu
bringen, das ist das Anliegen von
Rolf Kiesendahls Buch „Arsch auf
Grundeis“. Bereits im Vorwort
macht er mit einem Monolog eines
Taxifahrers mit einem
ausländischen Fahr-
gast deutlich, wie
unverständlich unse-
re Sprache für einen
Außens tehenden
wird, wenn man Sät-
ze ausschließlich aus
Redewendungen zu-
sammensetzt.

Im Alltag denkt
man gar nicht über
die Herkunft der Re-
dewendungen nach.
Dass ins „Fettnäpf-
chen treten“ bei-
spielsweise aus einer
Zeit stammt, in der
vor der Haustür ein

Fettnäpfchen stand, aus dem Besu-
cher Fett für ihre Schuhe nehmen
konnten, wobei es oft vorkam, dass
Unachtsame hineintraten, ist kaum
geläufig.

Leser kommen bei der Lektüre
des Buchs auf ihre Kosten. MRK

BÜ C H E R I M GE S P R Ä C H

Englands Rolle als Ordnungsmacht in Europa Hilfe für ängstliche Kinder

Jugendlichen die DDR erzählerisch erklären»Jeder nach seiner Fasson«

Wie das »Rote Kreuz« entstand Wissenswertes mit Witz 

Brendan Simms:
„Die Briten und Eu-
ropa. Tausend Jahre
Konflikt und Koope-
ration“, Deutsche
Ver l ags -Ans ta l t ,
München 2019, ge-
bunden, 397 Seiten,
28 Euro

Cornelia Rohse-
Paul: „Nalumas
F a n t a s i e r e i s e n .
Kindergeschichten
für mehr Selbstbe-
wusstsein, Zuver-
sicht und innere
Stärke“, Kösel-Ver-
lag, München 2019,
broschiert, 159 Sei-
ten, 15 Euro

Helen Ende-
mann: „Todes-
streifen“, Ver-
lag rororo 
rotfuchs, Rein-
bek 2019, bro-
schiert, 256
Seiten, 14 Eu-
ro

Rolf Kiesen-
dahl: „Arsch
auf Grundeis.
Redewendun-
gen und wo sie
herkommen“,
Ellert & Richter
Verlag, Ham-
burg 2019, bro-
schiert, 224
Seiten, 12,95
Euro

Eveline Hasler:
„Der Zeitreisende.
Die Visionen des
Henry Dunant“,
dtv-Verlag, Mün-
chen 2019, bro-
schiert, 208 Seiten,
9,95 Euro

„Friedrich der
Große. Ein Lebens-
bild in Anekto-
den“, Eulenspiegel
Verlag, Berlin
2019, gebunden,
127 Seiten, 10 Eu-
ro
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MELDUNGEN MEINUNGEN

Die schaffen wir schon!
Wie man uns für die Bahn begeistert, warum die Bürger unruhig werden könnten, und wie

wir den Pöbel in den Griff kriegen / Der satirische Wochenrückblick mit HANS HECKEL

Endlich mal eine gute Nach-
richt aus der Dunkelkam-
mer der Klimapolitik, aus

der uns Bürgern sonst nur Mehr-
belastungen ins Gesicht springen.
Nein, diesmal wird wirklich mal
was billiger: Ab dem 1. Januar
wird auf Bahnfahrkarten nur
noch der ermäßigte Mehrwert-
steuersatz von sieben Prozent er-
hoben, statt des vollen von 19, der
bislang die Preise treibt.

Dadurch sollen wir dazu be-
wegt werden, auf die Schiene um-
zusteigen. Das machen wir natür-
lich gern. Zumal man unserem
klimapolitischen Gewissen zu-
sätzlich mit einer Verteuerung
von Inlandsflügen ein wenig
nachzuhelfen gedenkt. 

Um sich auf die neue Reisefreu-
de einzustimmen, ist der Verfas-
ser dieser Zeilen gleich mal ins
Reisezentrum gestürmt, um eine
Bahnreise übers Wochenende in
eine süddeutsche Großstadt zu
buchen. Dass mehr als 5000 Kilo-
meter Schienen im Namen der
„Bahnreform“ verschrottet wur-
den, kratzt dabei nicht. Die Stadt
liegt nämlich an der Hauptstrecke
Hamburg-München, ihr Bahnhof
hat die „Reform“ also bestens an-
gebunden überlebt.

Zunächst eine tolle Überra-
schung: Der Preis der 1. Klasse lag
so nahe an dem der 2., dass der
Autor erstmals in seinem Leben
einen Platz im Nobelwaggon bu-
chen wollte. Dann die kalte Du-
sche: Für die Rückfahrt am Sonn-
tag konnte der engagierte Schal-
terangestellte keinen einzigen
Platz mehr finden, dabei hatten
wir die mögliche Abreisezeit in
gemeinsamer Verzweiflung nach
und nach auf einen Zeitraum von
sieben Stunden ausgedehnt mit
acht möglichen Verbindungen.
Aber: nichts, weder in der 1. noch
der  2. Klasse.

Wie toll das wohl erst wird,
wenn die braven Deutschen im
großen Stil auf die Eisenbahn um-
steigen! Da müssen sie die Plätze
im Fernverkehr wohl verlosen.
Und im Nahverkehr, wo man
selbst stehend in manchen Zügen
und Bussen kaum noch Platz fin-
det? Bei der Bahn sollte man sich
aufs Altbewährte besinnen und
Installationen wie Trittbretter und
Haltebügel an die Waggons mon-
tieren, wie wir sie aus alten Fil-
men oder Reportagen über das

Leben in der Dritten Welt kennen.
Dann können sich die Leute, die
nicht mehr reinkommen, draußen
festklammern wie damals nach
Kriegsende oder heute noch in
Ländern mit „Fluchtursache“.

So oder so: Reisen in Deutsch-
land wird zur Glückssache.
Immerhin taucht die Meldung
auf, dass sogar Robert Habeck im
September während einer Fahrt
von Frankfurt am Main nach Ber-
lin auf dem Fußboden sitzen
musste. Zwar auf dem der 1. Klas-
se, aber dennoch. Ob ihn das zum
Nachdenken angeregt hat?

Na ja, der Mann ist Chef der
Grünen. Den Posten teilt er sich
mit einer gewissen Frau Baer-
bock, die Kobalt
nicht von Ko-
bold unterschei-
den kann und
empfohlen hat,
den überschüssi-
gen Ökostrom
„in den Netzen“
zu speichern, als
könne man elek-
trischen Strom
im Kabel einfach anhalten wie
Wasser in der Leitung.

Wo solche Bestleistungen zum
Chefposten qualifizieren, sollten
wir unsere Erwartungen in Sa-
chen „Nachdenken“ also nicht all-
zu hoch stecken. Zumal Habeck
selbst ja erst im Laufe eines TV-
Interviews ganz beiläufig lernen
musste, dass die Pendlerpauscha-
le auch für Bahnfahrer berechnet
wird.

Bislang liebten die Deutschen
die Grünen aber trotzdem. Aller-
dings scheint sich das gerade zu
ändern. Zwar scheuen die Mittel-
maßmedien keinen Kniff, um ihre
Lieblingspartei so schön wie mög-
lich zu schminken. Doch die Wir-
kung lässt Demoskopen zufolge
bedenklich nach.

Woher das wohl kommt? Nun,
wer schon einmal von Klimagre-
tas blockiert wurde oder feststel-
len muss, dass sein Job irgendwas
mit Automobil zu tun hat und da-
her wegen der Klimapolitik nicht
mehr sicher sein könnte, dessen
Begeisterung für die Grünen dürf-
te Schaden nehmen.

In England haben aufgebrachte
Pendler ein paar Klima-Aktivisten
sogar beinahe vermöbelt, als die-
se ihre U-Bahn an der Abfahrt
hindern wollten. In jedem Falle

sieht man in den Aufnahmen ein
kleines Handgemenge. Die fran-
zösischen Gelbwesten wiederum
waren eine direkte Reaktion auf
höhere Spritpreise infolge von
Frankreichs „Energiewende“. Wir
sehen: Grün wirkt ganz anders
auf die Menschen, wenn sie es di-
rekt zu spüren bekommen.

Werden jetzt langsam auch die
Deutschen ungemütlich? Damit
müssen wir immerhin rechnen.
Geboten scheint da eine deutlich
bessere Überwachung des Pöbels,
um mögliche Unruheherde recht-
zeitig erkennen und ersticken zu
können.

Aber wir sind ja nicht unvor-
bereitet: Mit „Extinction Rebel-

lion“ haben wir
bereits eine Art
K l i m a -A n t i f a
aufgestellt, die
im Ernstfall je-
de noch so
kleine Kundge-
bung aufmüpfi-
ger Bürger
n i e d e r k n ü p -
peln kann. Die

sollen ruhig kommen. 
Wenn sie sich überhaupt trau-

en, was nicht umsonst fraglich er-
scheint. Rund zwei Drittel der
Deutschen trauen sich ja nicht
mal mehr, zu heiklen Themen wie
Asyl, Ausländer oder Sicherheit
ihre Meinung frei zu äußern. Das
Klimathema muss nur noch hin-
reichend aufgeladen werden,
dann findet auch dieses Feld Ein-
gang in den gut umzäunten
Bereich der Tabus − und schon
wagt es keiner mehr, öffentlich an
den staatlichen Dogmen und Ver-
ordnungen herumzukritteln. Eine
große Bürgerbewegung der Kli-
mapolitik-Geschädigten kann da
gar nicht erst entstehen.

Die Methoden der Überwa-
chung und Gängelung werden
derweil immer weiter ausgefeilt.
Der Bremer Verfassungsschutz
hat die Bürger der Hansestadt
aufgefordert, sie sollten „auffällige
Äußerungen oder Verhaltenswei-
sen, die auf einen rechtsextremi-
stischen Hintergrund hindeuten
können, bei der Behörde melden.
Dies sei telefonisch, per Mail oder
anonym möglich“, wie Radio Bre-
men (RB) meldet. 

Bremens Verfassungsschutz-
Chef Dierk Schittkowski sagte bei
einem Pressegespräch: „Wir wol-

len ein Verfassungsschutz sein,
mit dem man redet. Sicherheits-
behörden sind Teil der Zivilgesell-
schaft.“

Aha, ein Geheimdienst, „mit
dem man redet“, falls gewünscht
auch „anonym“, sobald einem als
stets aufmerksames Auge und
Ohr der „Zivilgesellschaft“ etwas
„aufgefallen“ ist, das auf einen ge-
wissen Hintergrund „hindeuten“
könnte. 

Gänsehaut? Man denkt spontan
an den unvergessenen deutschen
Geheimdienstchef E. M. (Auf-
grund der versprochenen Anony-
mität verzichten wir auf die Nen-
nung des vollen Namens), der im
November 1989 die feste Einbin-
dung seines Dienstes in die „Zivil-
gesellschaft“ mit den Worten um-
riss: „Wir haben einen außeror-
dentlich hohen Kontakt mit allen
werktätigen Menschen.“ 

Die seinerzeit „hoch Kontak-
tierten“ konnten die Allgegenwart
von M.s Mannen tatsächlich in je-
der Lage ihres Lebens spüren,
weshalb sie auch voller Rührung
auf die Worte reagierten, mit de-
nen der Chefspion seine legendä-
re Rede krönte: „Ich liebe doch al-
le ... alle Menschen!“

Wenn Sie also in Bremen woh-
nen sollten, achten Sie vielleicht
darauf, ob sich beim Nachhause -
kommen die Gardinen einer
Nachbarswohnung bewegen oder
ob im Bus ein unauffälliger Mit-
fahrer etwas mitschreibt von dem
Gespräch, welches Sie mit ihrer
Begleitung führen. Jemandem
könnte etwas „auffallen“, das spä-
ter anonym, telefonisch oder per
Mail auf dem Schreibtisch des
Herrn Schittkowski landet. Der,
mit dem „man redet“.

Natürlich weiß Schittkowski
vom Jagdtrieb des Menschen. Ei-
ne bestimmte Abart unserer Gat-
tung wird die Aufforderung zum
Beobachten und Melden begei-
stert aufnehmen und sofort gierig
Ausschau halten. Solche Leute hat
es immer gegeben, man muss sie
nur aktivieren. Nach einem künf-
tigen politischen Umbruch könn-
te es Ihnen allerdings passieren,
dass unverhofft eine graue Figur
bei Ihnen klingelt und barmt: „Be-
vor Sie meinen Namen in Ihrer
Geheimdienstakte finden, möchte
ich Ihnen versichern, dass ich
niemandem persönlich geschadet
habe, glauben Sie mir!“ 

Mit »Extinction
Rebellion« haben wir
unsere Klima-Antifa,
die jeden Bürgerzorn

niederknüppelt

ZUR PERSON

Dünnhäutiger
»Querdenker«

Noch in sehr hohem Alter
konnte Erhard Eppler über-

raschend aufbrausend werden,
sobald er an den Slogan „Freiheit
statt Sozialismus“ erinnert wurde.
Damit hatten Hans Filbinger und
die CDU 1976 im baden-württem-
bergischen Landtagswahlkampf
geworben. Eppler, damals aus-
sichtsloser Spitzenkandidat für die
SPD, verwahrte sich noch Jahr-
zehnte danach gegen die Unter-
stellung, als Sozialist würde er den
Wert der Freiheit missachten. 

Ungerecht behandelt fühlte sich
der dünnhäutige Eppler wohl fast
sein ganzes politisches Leben
lang. Oft betrachtete er sich als
verkannter Visionär. Die Äuße-
rung von Bundeskanzler Helmut
Schmidt aus dem Jahr 1974, er ha-
be ihn als Minister „rausgewor-
fen“, beklagte Eppler als
„menschliche Verletzung“. 

Immer wollte er etwas mehr
werden, als er wurde. Schließlich
richtete er sich als „Querdenker“
ein. Zur Selbstcharakterisierung
wählte er als Titel seiner 2015 er-
schienenen Memoiren: „Linkes

Leben. Erinne-
rungen eines
Wertkonservati-
ven“.

1926 in Ulm
geboren, wurde
er nach dem
Krieg, den er ab

1943 als Soldat erlebt hatte, Leh-
rer. Anfang der 1950er Jahre zog
es ihn zunächst zur Gesamtdeut-
schen Volkspartei, die für Neutra-
lität und gegen Wiederbewaff-
nung war. Er wechselte zur SPD,
wurde Bundestagsabgeordneter
und 1968 für knapp sechs Jahre
Entwicklungshilfeminister. An-
schließend wirkte er in der ba-
den-württembergischen Landes-
politik. 1982 schied er aus dem
Parlament aus. Er war Kirchen-
tagspräsident, Vorsitzender der
SPD-Grundwertekommission und
engagierte sich in der Friedensbe-
wegung. Prinzipien konnte der
„Querdenker“ auch revidieren. So
sprach er sich später für Kosovo-
krieg und Afghanistaneinsatz aus.
Am 19. Oktober ist Erhard Eppler
gestorben.  Erik Lommatzsch

Ex-CSU-Bundesminister Peter
Ramsauer fürchtet angesichts
der grünen Klimapolitik von
CSU-Chef Markus Söder und
der Wendigkeit von dessen Vor-
gänger an der Parteispitze,
Bundesinnenminister Horst
Seehofer, um die Zukunft der
CSU als Volkspartei. Dem
Deutschlandfunk (18. Oktober)
sagte er:

„Ich habe gestern wieder ei-
nen Parteiaustritt bekommen,
ein Parteiaustritt in der Folge
von vielen, die den Parteiaustritt
nicht nur durch die Wechselhaf-
tigkeit der seehoferschen Ein-
wanderungspolitik begründen,
sondern auch mit den Häutun-
gen und schnellen Wandlungen
in der Klimapolitik. ... Da kom-
men schon seit Langem die
Menschen nicht mehr mit, was
der Kollege Seehofer treibt an
Wendungen. Das wird langsam
zu einem echten Problem für
unsere ganze Partei, wenn es
nicht schon ein Problem ist.“

Jonas Hermann weist in der
„Neuen Zürcher Zeitung“
(17. Oktober) auf die fehlende
Unterstützung für Bernd Lucke
durch die Hamburger Wissen-
schaftssenatorin und den Uni-
versitätspräsidenten hin.
Demonstranten hatten Luckes
erste Vorlesung nach dessen
Rückehr an die Universität
niedergebrüllt und den AfD-
Mitbegründer bedrängt.

„Statt ihrem Professor den
Rücken zu stärken, veröffent-
lichte die Universität wenig spä-
ter eine Stellungnahme, die ei-
ner Kapitulationserklärung äh-
nelt. Jeder Hochschullehrer ha-
be das Recht und die Pflicht zur
,Durchführung freier wissen-
schaftlicher Lehre‘, heißt es dar-
in. Der Staat müsse dieses Recht
grundsätzlich gewährleisten,
schrieben Hamburgs grüne Wis-
senschaftssenatorin Katharina
Fegebank und der Universitäts-
präsident Dieter Lenzen in der
Erklärung.“

Unter der Überschrift, „Die
großdeutsche Klimarettung
wird scheitern“, kommentiert
Harald Martenstein im Berliner
„Tagesspiegel“ (22. September)
die Erfolgsaussichten des Kli-
mapakets der  Bundesregierung.
Dabei geht der Kolumnist auch
auf die Bemühungen ein, mit
ständig neuen Geschenken die
Wählerwanderung nach rechts
zu stoppen: 

„Ich glaube, dieses Konzept
wird ebenso scheitern wie die
großdeutsche Klimarettung.
Denn die Wähler wandern ja
aus völlig anderen Motiven nach
rechts, nicht, weil sie etwa zu
wenig Wohngeld kriegen, son-
dern wegen der Migrationspoli-
tik, der inneren Sicherheit, der
Identitätspolitik, solchen Sa-
chen. Wenn jemand sagt, ich
hätte gern was zu trinken, und
Sie bringen ihm ein Käsebrot,
dürfen Sie keine Dankbarkeit
erwarten.“

In der „Basler Zeitung“
(14. Oktober) befasst sich Mar-
kus Melzl mit den Kosten der
Massenzuwanderung für die
Schweiz. Zugleich plädiert
Melzl  für einen Paradigmen-
wechsel hin zur Verweigerung,
„den hier lebenden Flüchtlin-
gen und Migranten Bargeld in
die Hand zu- drücken“.

„Wer argumentiert, dass die
zu einem großen Teil bildungs-
fernen Eritreer mit einer Sozial-
hilfequote von 90 Prozent
innert fünf Jahren in den Ar-
beitsmarkt integriert werden
könnten, streut dem Volk Sand
in die Augen.“

Berlin – Laut Bundesinnenmini-
ster Horst Seehofer (CSU) soll die
Bundespolizei die Landespoli-
zeien beim Schutz von Synagogen
unterstützen. Dem hat der Vorsit-
zende der Bundespolizeigewerk-
schaft, Ernst G. Walter, eine klare
Absage erteilt. Dem „Handels-
blatt“ sagte Walter, seine Kollegen
seien mit ihren derzeitigen Aufga-
ben derart ausgelastet, dass für ei-
ne solche Unterstützung keine
Kräfte verfügbar seien.  H.H.

Karlsruhe – Das Badische Staats-
theater Karlsruhe hat mit dem
Beginn der Spielzeit 2019/2020
eine „Agentin für Diver -
sitätsentwicklung“ bekommen.
Finanziert wird die Stelle über
die Kulturstiftung des Bundes,
die ein Programm mit der
Bezeichnung „360° − Fonds für
Kulturen der neuen Stadtgesell-
schaft“ aufgelegt hat. Ziel dieses
Programms ist eine „dauerhafte,
diversitätsorientierte Öffnung
von Kultureinrichtungen“. N.H.

Diversität am
Staatstheater

Abfuhr für 
Seehofer
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